
In der Senatssitzung am 18. April 2023 beschlossene Fassung 

 

Die Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität,  
Stadtentwicklung und Wohnungsbau 

Datum:06.04.2023) 

Vorlage 
für die Sitzung des Senats 

am 18.04.2023 

Bebauungsplan 2371 „Oberneulander Mühle“ für ein Gebiet in Bremen-
Oberneuland zwischen Rockwinkeler Landstraße (zum Teil einschließlich), 
Franz-Schütte-Allee, Eisenbahnlinie Bremen-Hamburg und Mühlenweg  
(zum Teil einschließlich) (Bearbeitungsstand: 27.02.2023) 

A. Problem 
Das Plangebiet ist weitgehend unbebaut und wurde bislang landwirtschaftlich als 
Ackerfläche und als Selbstpflück-Blumenfeld genutzt. Entlang der Rockwinkeler 
Landstraße stehen drei Wohngebäude sowie das zurzeit leerstehende ehem. 
Hofmeierhaus. Am Mühlenweg befinden sich die unter Denkmalschutz stehende 
Oberneuländer Mühle (Museum) sowie ein Wohnhaus. 
Der Planaufstellungsbeschluss für das Plangebiet wurde 2007 von der Deputation für 
Bau und Verkehr gefasst. Aufgrund der Planung und des Baus von drei 
Tunnelbauwerken wurde zunächst Abstand von der Fortführung des Planverfahrens 
und einer Bebauung des sogenannten „Mühlenfeldes“ genommen. Außerdem wurde 
im Rahmen der Zukunftswerkstatt Oberneuland (2013) vereinbart, dass vor einer 
Entwicklung des „Mühlenfeldes“ die Entwicklung nördlich der Bahntrasse an der 
Mühlenfeldstraße (Ergänzung des Nahversorgungszentrums durch Einzelhandel) 
abzuwarten sei. 
Vor dem Hintergrund der hohen Nachfrage nach bezahlbarem Wohnraum und zur 
Umsetzung des Stadtentwicklungsplans (STEP) Wohnen 2030 beschloss der Senat 
am 08.12.2020 das Programm „Wohnungsbauperspektiven 2020-23plus“. Mit dem 
Programm wird eine Priorisierung von Projekten sowohl beim Neubau von Wohnungen 
als auch bei der Bestandsentwicklung zur Schaffung der Voraussetzungen für 10.000 
zusätzliche Wohneinheiten bis zum Ende der 20. Legislaturperiode festgelegt. Hierzu 
zählt auch die Plangebietsfläche (Laufende Nummer 44 Neubauvorhaben, Kategorie 
B), mit einer geschätzten Anzahl von rund 200 Wohneinheiten. Der überwiegende Teil 
der für die Bebauung vorgesehenen Grundstücke wurden in der Zwischenzeit von 
einer Investorin erworben, die den Bau von Wohnungen plant. 
Darüber hinaus empfiehlt der STEP Wohnen 2030 für den Stadtteil Oberneuland zum 
einen Angebote von Wohnungen für Ältere, auch im hochpreisigen Segment (mit 
Unterstützungsangeboten) zu schaffen. Außerdem soll zur stärkeren Durchmischung 
des Stadtteils das Angebot durch preisgünstigere gereihte bzw. gestapelte 
Einfamilienhäuser (Wohnhaus mit zwei zweigeschossigen Wohneinheiten 
übereinander gestapelt mit jeweils einer eigenen Adresse/einem eigenen Eingang) 
ergänzt werden.  
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Planungsziel des Bebauungsplanes 2371 ist, ein Mix aus unterschiedlichen 
Gebäudetypologien (Mehrfamilienhäuser, Reihen-, Doppel- und Einzelhäuser) für 
verschiedene Gruppen von Nutzerinnen und Nutzern zu schaffen. Entsprechend dem 
städtebaulichen Konzept entstehen auf den Flächen der Investorin rd. 198 
Wohneinheiten. Darüber hinaus können innerhalb des Bebauungsplanes auf sonstigen 
privaten Grundstücksflächen weitere Wohneinheiten geschaffen werden. Insgesamt 
können somit innerhalb des Plangebietes rd. 211 Wohneinheiten geschaffen werden. 
Damit leistet der Bebauungsplan 2371 einen konkreten Beitrag zu dem wohnungs- und 
stadtentwicklungspolitischen Ziel, in Bremen ein quantitativ und qualitativ 
ausreichendes Wohnangebot für breite Bevölkerungsschichten zu schaffen. 
Mit einem Anteil von 25 % geförderten Wohnungsbau soll auch Wohnraum für 
Menschen mit einem geringen Haushaltseinkommen geschaffen werden. Die vom 
Senat am 03.03.2020 beschlossene sog. Sozialwohnungsquote von 30 % kommt gem. 
der Altfallregelung nicht zur Anwendung, weil das städtebauliche Konzept zwischen 
Stadt und Investoren vor diesem Senatsbeschluss abgestimmt worden ist. 
Das Plangebiet liegt vollständig innerhalb des Staffel- und Gewerbeplans 165, 
rechtsverbindlich seit dem 11.11.1958. Der wirksam übergeleitete Plan 165 enthält 
keine Festsetzungen zu öffentlichen Verkehrsflächen und ist daher gemäß § 30 Abs. 3 
Baugesetzbuch (BauGB) als „einfacher“ Bebauungsplan zu bewerten. Für die 
Erschließung und Bebauung des Plangebiets ist die Aufstellung eines qualifizierten 
Bebauungsplans erforderlich. 

B. Lösung 
Aufstellung eines Bebauungsplanes nach dem Baugesetzbuch (BauGB) im 
Regelverfahren nach §§ 2 ff. BauGB. 
Zum Planinhalt wird auf den anliegenden Planentwurf und die Planbegründung, zum 
Verfahren nach dem BauGB wird auf den beigefügten Bericht verwiesen. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Finanzielle, personalwirtschaftliche Auswirkungen und Gender-Prüfung 
Finanzielle Auswirkungen 
Die Flächen im Plangebiet sind weitgehend im privaten Eigentum. Die Investorin und 
Grundstückseigentümerin übernimmt aufgrund eines abzuschließenden 
Erschließungsvertrages die Planung und Herstellung der im Plangebiet festgesetzten 
öffentlichen Straßen- und Grünflächen.  
Innerhalb des Plangebietes ist ein 1 m bis rd. 3,50 m breiter Grundstücksstreifen 
(Rockwinkeler Landstraße 16, 20) auf den Flächen der privaten 
Grundstückseigentümer als öffentliche Straßenverkehrsfläche festgesetzt. Im Falle des 
Ankaufs zum Beispiel im Falle der Ausübung des Vorkaufsrechtes sowie für den 
Ausbau des 5 m breiten Fuß- und Radweges an dieser Stelle entstehen der 
Stadtgemeinde Kosten in Höhe von ca. 220.000,- Euro. Der Ausbau des Fuß- und 
Radweges ist in die Projektliste des Amtes für Straßen und Verkehr (Priorisierung 
durch die Stadtplanung) aufzunehmen und im Rahmen des 
Haushaltsaufstellungsverfahrens vorrangig innerhalb der beschlossenen Eckwerte des 
PPL 68 zu berücksichtigen. 
Die Kosten für die Sondierung möglicher Kampfmittel im Plangebiet sind von der 
Investorin zu tragen. Wegen einer möglichen Kampfmittelbeseitigung ist weiterhin nicht 
auszuschließen, dass Bremen Kosten entstehen könnten. Die erforderlichen Mittel 
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werden –   soweit Dritte nicht zur vollständigen Refinanzierung der Kosten 
herangezogen werden können –   durch das Land Bremen von den verantwortlichen 
Ressorts getragen (§ 8 Abs. 2 des Gesetzes zur Verhütung von Schäden durch 
Kampfmittel). Personalwirtschaftliche Auswirkungen ergeben sich nicht.  
Genderprüfung 
Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes 2371 sind keine 
geschlechtsspezifischen Auswirkungen zu erwarten. Das Plangebiet soll für Frauen, 
Männer und Diverse ein gleichermaßen attraktiver Lebens- und Aufenthaltsraum sein. 
Hier ansässige Haushalte können die ausgedehnten Spiel- und Freiflächen in 
fußläufiger Entfernung vorfinden. Ebenso ist eine Anbindung an den öffentlichen 
Personennahverkehr durch den in fußläufiger Entfernung liegenden Bahnhof 
Oberneuland gegeben. Dies wird durch Spiel- und Freizeitangebote sowie durch 
kleinere Aufenthaltsbereiche in den wohnnahen Grünflächen unterstützt. Der Standort 
ermöglicht es, die Erfordernisse des Alltags gut zu organisieren. Aspekte 
unterschiedlicher Lebenssituationen und Interessen von Menschen aller Geschlechter 
(Gender Mainstreaming) werden durch den Bebauungsplan 2371 somit erfüllt. 

E. Beteiligung und Abstimmung 
Der Beirat Oberneuland hat im Rahmen der Trägerbeteiligung während der öffentlichen 
Auslegung zum Planentwurf des Bebauungsplanes 2371 am 24.02.2022 eine 
Stellungnahme abgegeben. Die Stellungnahme sowie die Erwiderung dazu sind in dem 
beigefügten Entwurf des Berichts der Deputation für Mobilität, Bau und 
Stadtentwicklung unter Punkt 5.1. abgebildet. Hierauf wird verwiesen.  
Dem Ortsamt Oberneuland wurde die Deputationsvorlage gemäß der Richtlinie über 
die Zusammenarbeit des Senators für Umwelt, Bau und Verkehr mit den Beiräten und 
Ortsämtern in der Fassung vom 17. November 2016 übersandt. 
Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes 2371(Bearbeitungsstand 27.02.2023) sind 
die folgenden Senatsressorts im Rahmen des § 4 Abs. 2 und des § 3 Abs. 2 BauGB 
beteiligt worden (Stand: öffentliche Auslegung): 
Der Senator für Inneres 
Die Senatorin für Kinder und Bildung 
Die Senatorin für Soziales, Jugend, Integration und Sport 
Die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz 
Die Senatorin für Wissenschaft und Häfen 
Die Senatorin für Wirtschaft, Arbeit und Europa 
Der Senator für Finanzen 
Der Senator für Kultur 
Die städtische Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung hat den Bericht zum 
Bebauungsplan 2371 „Oberneulander Mühle“ für ein Gebiet in Bremen-Oberneuland 
zwischen Rockwinkeler Landstraße (zum Teil einschließlich), Franz-Schütte-Allee, 
Eisenbahnlinie Bremen-Hamburg und Mühlenweg (zum Teil einschließlich) 
(Bearbeitungsstand: 27.02.2023) einschließlich Anlage zum Bericht am 13.04.2023 mit 
folgendem Abstimmungsergebnis beschlossen: 
Zustimmung bei Enthaltung der Fraktion der CDU  
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F. Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem 
Informationsfreiheitsgesetz 

Öffentlichkeitsarbeit 
Nach Beschlussfassung im Senat Bekanntgabe über die Senatsinformation. 
Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz. 
Nach den Bestimmungen des Baugesetzbuches hat die Stadtbürgerschaft u.a. über die 
Bauleitplan- und sonstigen Satzungsverfahren abschließend zu entscheiden. Der 
Beschluss des Bebauungsplanes 2371 (Bearbeitungsstand: 27.02.2023) durch die 
Stadtbürgerschaft ist im Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen bekannt zu machen.  
Die der Senatsvorlage beigefügte Anlage zum Bericht der Deputation für 
Mobilität, Bau und Stadtentwicklung enthält Stellungnahmen von Bürgern und 
darf aus datenschutzrechtlichen Gründen weder an Dritte weitergegeben noch 
im Internet veröffentlicht werden. 
Auch der der Senatsvorlage beigefügte Städtebauliche Vertrag enthält 
vertrauliche Details und darf aus datenschutzrechtlichen Gründen weder an 
Dritte weitergegeben noch im Internet veröffentlicht werden. Nach Inkrafttreten 
des Bebauungsplanes wird eine bearbeitete Version des Vertrages, in der die 
sensiblen Textteile unkenntlich sind, über das Transparenzportal der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.  
Im Übrigen bestehen gegen eine zusätzliche Veröffentlichung der Senatsvorlage über 
das zentrale elektronische Informationsregister keine Bedenken. 

G. Beschluss 
Der Senat schließt sich dem Bericht der Deputation für Mobilität, Bau und 
Stadtentwicklung an und beschließt, den Bebauungsplan 2371 entsprechend der 
Vorlage    /21 der Stadtbürgerschaft noch für die Sitzung am 25. April 2023 zur 
Beschlussfassung zuzuleiten. 

Anlagen 
- Mitteilung des Senats an die Stadtbürgerschaft 
- Bericht der Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung 
- Begründung zum Bebauungsplan 2371 (Bearbeitungsstand: 27.02.2023) 
- Planentwurf zum Bebauungsplan 2371 (Bearbeitungsstand: 27.02.2023) 
- NÖ Anlage zum Bericht der Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung 
  (Stellungnahmen) 
- NÖ Anlage Liste privater Einwendender:innen 
- NÖ Städtebaulicher Vertrag zum Bebauungsplan 2371 
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Mitteilung des Senats 
an die Stadtbürgerschaft 
vom 18. April 2023 

Bebauungsplan 2371 für ein Gebiet in Bremen-Oberneuland zwischen Rockwinkeler 
Landstraße (zum Teil einschließlich), Franz-Schütte-Allee, Eisenbahnlinie Bremen-
Hamburg und Mühlenweg (zum Teil einschließlich) 
(Bearbeitungsstand: 27.02.2023) 

 
Als Grundlage der städtebaulichen Ordnung für das oben näher bezeichnete Gebiet wird der 
Bebauungsplan 2371 vorgelegt. 
Die Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung hat hierzu am 13. April 2023 den als 
Anlage beigefügten Bericht erstattet. Diesem Bericht ist eine Anlage beigefügt, in der die 
eingegangenen datengeschützten Stellungnahmen einschließlich der hierzu abgegebenen 
Stellungnahmen der Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung enthalten sind. 
Der Bericht der Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung wird der 
Stadtbürgerschaft hiermit vorgelegt. 
 
Beschlussempfehlung: 
 
Der Senat schließt sich dem Bericht der Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung 
einschließlich Anlage zum Bericht an und bittet die Stadtbürgerschaft, den Bebauungsplan 
2371 für ein Gebiet in Bremen-Oberneuland zwischen Rockwinkeler Landstraße (zum Teil 
einschließlich), Franz-Schütte-Allee, Eisenbahnlinie Bremen-Hamburg und Mühlenweg (zum 
Teil einschließlich) (Bearbeitungsstand: 27.02.2023) in Kenntnis der eingegangenen 
Stellungnahmen am 25. April 2023 zu beschließen. 
 



 

 

Bericht der städtischen Deputation für Mobilität, Bau und  

Stadtentwicklung 
 
 
 
Bebauungsplan 2371 für ein Gebiet in Bremen-Oberneuland zwischen Rockwinkeler 
Landstraße (zum Teil einschließlich), Franz-Schütte-Allee, Eisenbahnlinie Bremen-
Hamburg und Mühlenweg (zum Teil einschließlich) (Bearbeitungsstand: 27.02.2023) 
 
Die Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung legt den Bebauungsplan 2371 (Bear-
beitungsstand: 27.02.2023) und die entsprechende Begründung vor. 
 
 
A) Verfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB) 
 

 
1. Planaufstellungsbeschluss 

 
Für das Gebiet um die unter Denkmalschutz stehende Oberneulander Mühle wurde von 
der Deputation für Bau und Verkehr am 06.09.2007 der Beschluss zur Aufstellung des 
Bebauungsplans 2371 gefasst. Dieser Beschluss ist am 12.09.2007 amtlich bekannt ge-
macht worden. Mit Beschluss der städtischen Deputation für Mobilität, Bau und Stadtent-
wicklung vom 25.11.2021 wurde der ursprüngliche Geltungsbereich des Plangebietes 
angepasst: nach dem Bau des Trogbauwerks grenzt der Geltungsbereich im Nordwes-
ten an die Franz-Schütte-Allee an, Teile der Bahnanlage wurden in den Geltungsbereich 
einbezogen (nachrichtliche Übernahme) und zum Ausbau des Fuß- und Radweges 
wurde ein Teil der Rockwinkeler Landstraße in den Geltungsbereich einbezogen. Außer-
dem wurden Teile des Bebauungsplanes 1743 überplant und in den Geltungsbereich 
einbezogen, um die Errichtung einer sozialen Einrichtung zu ermöglichen und das Hof-
meierhaus zu sichern. Dieser Beschluss wurde am 07.01.2022 amtlich bekannt ge-
macht. 
 
 

2. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB 
 
Zum Bebauungsplan 2371 ist am 18.06.2018 vom Ortsamt Oberneuland eine frühzeitige 
Beteiligung der Öffentlichkeit in einer öffentlichen Einwohnerversammlung durchgeführt 
worden. Änderungen in den Planungszielen haben sich auf Grund der Einwohnerver-
sammlung nicht ergeben.  
 

3. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 
Abs. 1 BauGB 
 
Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes 2371 ist in der Zeit vom 
28.08.2020 bis 11.09.2020 die frühzeitige Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB 
durchgeführt worden. Das Ergebnis dieser Beteiligung ist in die Planung eingeflossen. 
 
 

4. Gleichzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach 
§ 4a Abs. 2 BauGB und öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
 
Die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und die Anhörung der zuständigen 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sind für 
den Bebauungsplan 2371 gleichzeitig durchgeführt worden (§ 4a Abs. 2 BauGB).  
 



- 2 - 

 

Die Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung hat am 25.11.2021 beschlossen, 
den Entwurf zum Bebauungsplan 2371 mit Begründung öffentlich auszulegen.  
 
Der Planentwurf mit Begründung hat vom 18.01.2022 bis 01.03.2022 gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB bei der Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, Stadtentwicklung und Woh-
nungsbau öffentlich ausgelegen. Gleichzeitig hat die Möglichkeit bestanden, im Ortsamt 
Oberneuland sowie über das Internet Einsicht in die Planunterlagen zu nehmen. 
 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind über die öffentliche Ausle-
gung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB unterrichtet worden. 
 
 

5. Ergebnis der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 

5.1 Das Ortsamt Oberneuland hat anlässlich der öffentlichen Auslegung mit  
        Schreiben vom 24.02.2022 folgende Stellungnahme mitgeteilt: 
 

„Der Beirat Oberneuland hat in seiner Sitzung am 22.02.2022 folgenden Beschluss ge-
fasst: 

„zunächst dankt der Beirat für die frühzeitigen und mehrfachen Schritte der 
Beteiligung zur Aufstellungen des B-Plan Entwurfes 2371. Der Beirat hat sich 
viele Gedanken darüber gemacht, wie er den vielen Stimmen der Bevölkerung in 
Oberneuland, die er vertritt, gerecht wird, und hofft mit den berechtigten Einwän-
den und Fragestellungen gegenüber dem B-Plan-Entwurf (2371) weiterhin Gehör 
zu finden. Der Beirat begrüßt auch, dass Wohnraum geschaffen werden soll, vor 
allem auch bezahlbarer Wohnraum, da es sehr viele Oberneulander gibt, die sich 
kein Eigentum oder eine teure Wohnung leisten können, und andere, die ihre 
Häuser aufgeben, aber dennoch im Stadtteil wohnen bleiben möchten. 
Stellungnahme: 
Grundsätzlich ist der Beirat Oberneuland der Meinung, dass Stadtplanung nicht 
nur die Aufgabe hat, soviel Wohnraum wie möglich zu schaffen, sondern bei aller 
Wertschätzung der großen sozialen Aufgabe auch die Umgebung sowie den 
Charakter eines Stadtteils bewahren sollte. Dies ist im vorliegenden Fall umso 
wichtiger, da es sich mit dem Denkmal Mühle um einen besonders sensiblen 
Standort im Stadtteil Oberneuland handelt. Diese Einwendungen und Anmerkun-
gen sind im teil A der Stellungnahme zusammengefasst. 
Zudem gibt es noch zu viele offen Fragen zu nicht berücksichtigten Punkten und 
Kritiken an z.B. Gutachten, so dass unseres Erachtens die Voraussetzungen für 
eine derart dichte Bebauung nicht gegeben sind (Teil B). 
Zusätzlich hat der Beirat Forderungen, die er im Zusammenhang mit der Bebau-
ung berücksichtigt sehen wollen. Diese stehen im direkten Zusammenhang mit 
der Bebauung, auch wenn diese Punkte nicht im Plangebiet liegen, aber eine be-
sondere Rolle für die Stadtteilentwicklung und Infrastruktur spielen (Teil C). 
Teil A: Stadtplanung /Städtebau 
1) Umfeld 
Oberneuland zeichnet sich durch großzügige Grundstücke und individuelle 
Bebauung in grünem Umfeld aus. Die Mühle mit dem Feld ist das Denkmal 
Oberneulands und daher besonders sensibel zu betrachten. Die Bäume an 
der Rockwinkeler Landstraße prägen das Straßenbild für diesen Bereich und 
dürfen nicht gefällt werden. 
Es soll entlang der Bahnlinie eine Schallschutzmauer von der Tunneleinfahrt 
bis zum Bahnhof mit über 300 m Länge und 7 Meter Höhe entstehen. Der 
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gerade renovierte Bahnhof „Grand Central“, ein weiteres Stadtteil prägendes 
Denkmal Oberneulands, wird damit bei der Einfahrt nach Oberneuland nicht 
mehr sichtbar sein. 
Die Stadtplanung hat eine Verpflichtung bei der Änderung eines 
Bebauungsplanes auch darauf zu achten, dass der Charakter des 
Stadtteils insbesondere an den Stadtteil prägenden Straßen und damit 
auch der gesamten Stadt erhalten bleibt. 
Daher ist eine zentrale Forderung, die Wohneinheiten zu reduzieren und 
dabei untenstehende Punkte zu berücksichtigen. 
2) Bauhöhen 
In Oberneuland sind die Bauhöhen auf ca. 11 Meter gedeckelt. In der 
Umgebung des B-Plan Gebietes teilweise sogar nur 10 Meter. Üblich im 
Umfeld ist eine zweigeschossige Bauweise. Die Bauhöhe an der Rockwinkeler 
Landstraße sollen 14 Meter (dreigeschossig), an der Bahn sogar 17 Meter (vier-
geschossig) betragen. Mit 17 Metern überragen die Geschossbauten fast das 
ortsteilprägende Denkmal, die Oberneulander Mühle. 
Der Beirat fordert daher nur Baurecht für eine zweigeschossige 
Bauweise an der Rockwinkeler Landstraße unter Einhaltung der 
Bauhöhe von 11 Meter und maximal drei Geschosse entlang der Bahn zu 
schaffen. 
3) Kleine Grundstücke / Reihenhausbebauung 
Im näheren Umfeld Planbereiches gibt es Mindestgrundstücksgrößen von 
1.000m ², teilweise 2.000m² 
Der Beirat fordert anstatt der kleinsten Grundstücksgrößen der 
Reihenhäuser von 165m² eine Mindestgröße von 200m² (ohne 
Gemeinfläche). 
4) Denkmalschutz 
Der Denkmalschutz betrifft nicht nur die Mühle als Einzeldenkmal, sondern 
auch einen Umgebungs- und Sichtschutz. Das gleiche gilt für den alten 
Bahnhof „Grand Central“ Oberneulands. Aus Sicht des Beirates ist dieser 
nicht ausreichend berücksichtigt. 
Teil B: Offene Fragen und Fehler im Gutachten: 
1) Verkehr 
Grundsätzlich stellt der Beirat das Verkehrskonzept und das zugrundeliegende 
Gutachten in Frage und sieht Fehler in der Begründung. Das Verkehrsgutachten 
wurde auf Grundlage von nur einer Zählung am 6.10.20 während der Corona-
pandemie an einem sonnigen warmen Tag erstellt. Es gab keine Mittelung mehr-
fach gemessener Daten zur statistischen Absicherung. Das gemessene Ver-
kehrsaufkommen ohne Berücksichtigung der eingeschränkten coronabedingten 
Mobilität entspricht nicht dem normalen Verkehrsaufkommen.  
Der Beirat stellt daher die Grundlage für das Verkehrsgutachten in Frage. 
Außerdem erscheint der Morgenverkehr als dimensionierend, da er nach 
Norden führt, somit die Ampelanlage an der Franz-Schütte-Allee stärker 
belastet und weil er konzentrierter ist. Eine Abbiegung in das Baugebiet von der 
Franz-Schütte-Allee kommend kann zu einem erheblichen Rückstau führen, den 
wir in den Berechnungen nicht berücksichtigt sehen. 
Der Abendverkehr verteilt sich üblicherweise auf einen breiteren Zeitraum. 
Zusätzlich wurde nicht berücksichtigt, dass die Strecke sehr häufig als Ausweich-
route bei Störungen auf der A27, genutzt wird. Die Abfahrt vom Baugebiet auf die 
Rockwinkeler Landstraße selbst mit Ampel ist zu Stoßzeiten ungeklärt. Schon 
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jetzt kommen die Anwohner gegenüber nicht aus ihren Einfahrten, weil der Rück-
stau beidseitig bereits vor der Tobias Schule bzw. in Richtung Osterholz teilweise 
bis an die Kreuzung Franz- Schütte-Allee reicht bzw. beginnt. In diesem Zuge 
sind auch die besonderen Zubringerverkehre für die Tobias-Schule, die wegen 
fehlendem ÖPNV und Fahrdiensten für die Schüler*innen mit besonderen Anfor-
derungen, hauptsächlich mit dem PKW durchgeführt werden, nicht berücksich-
tigt. Auf Seite 12 (Verkehrsbeschreibung) steht: 
„Lichtsignalanlage (LSA) „Rockwinkeler Landstr. / Franz-Schutte-Allee“. Die 
Lichtsignalanlage ist leistungsfähig. Die Linksabbiegespur hat eine Länge von 
ca. 50 m, der maximale Rückstau betragt 62 m. Dementsprechend können in 
seltenen Fällen am Signalquerschnitt kurzzeitige Überstauungen auftreten, die 
aber innerhalb der entsprechenden Freigabezeit sofort wieder abgebaut werden. 
Die maximale Rückstaulange beträgt in südlicher Richtung 146 m (Rockwinkeler 
Landstr.), eine Überstauung bis zu den zukünftigen Anbindungen tritt somit nicht 
auf.“ 
Das ist falsch. Die Rockwinkeler Landstraße hat in Richtung Franz 
Schütte Allee keine Linksabbiegerspur. Es gibt nur eine Spur für alle 
Fahrtrichtungen. Der Beirat sieht daher die Belastbarkeit der Verkehrsinfra-
struktur als nicht gegeben an. Der Beirat fordert daher ein erweitertes Ver-
kehrsgutachten mit realistischen Zählungen und eine Korrektur der An-
nahme, dass die Rockwinkeler Landstr. eine Linksabbiegerspur hat. Die 
sich somit ergebenen neuen Zahlen und Gutachten müssen Grundlage für 
weitere Maßnahmen, wie z.B. den Ausbau der Ampelanlage an der Rock-
winkeler Landstr./Franz-Schütte-Alle mit Links- und/oder Rechtsabbieger-
spur oder Ampelanlagen zu den Planstraßen sein. Hier ist auch darzulegen, 
wer die Kosten für einen eventuellen Straßenausbau zu tragen hat. 
2) Mobilitätskonzept 
Das Protokoll der Anwohnerversammlung und der Beteiligung des Beirates 
aus 2018 ist dem B-Plan Entwurf beigefügt (Seite 116-119): Auf Seite 11 des 
Entwurfes heißt es, dass es KEINE Haltestellen für den ÖPNV in der Rockwinke-
ler Landstr. geben soll. Das widerspricht allen jahrelangen Forderungen des Bei-
rates, der Bevölkerung, der Schule und allen sonstigen sozialen Einrichtungen. 
Der Antrag aus 2018 ist beigefügt. 
Der Beirat fordert die Streichung aus der Begründung, dass es keine 
Erweiterung des ÖPNV, hier Linie 33, geben wird. 
Es sind bislang keine Car-Sharing Angebote in Oberneuland, obwohl dies vom 
Beirat gefordert wurde. 
3) Verkehrslärmentwicklung / Straßenlärm / Schallreflex 
An der Rockwinkeler Landstr. sollen mehrgeschossige Wohnblöcke errichtet 
werden. Diese dienen laut Lärmgutachten auch dem Schallschutz für das 
Plangebiet. Es wird aber nicht erläutert, welche Lärmauswirkungen diese 
Gebäude auf das weitere Umfeld haben. Zusätzlich soll eine 7 Meter hohe, über 
300 m lange Schallschutzmauer entlang der Bahn entstehen. Es ist nicht darge-
stellt welche Schallreflexe dadurch Richtung Mühlenfeldstraße entstehen. 
Auf Seite 38 wird zwar der Punkt „Fernlärmwirkung“ aufgeführt, dort werden 
aber nur die Mehrlärme durch den Mehrverkehr beschrieben, nicht aber Auswir-
kungen durch Schallreflexionen auf die gegenüberliegenden jetzigen Anwohner. 
Der Beirat fordert daher diese Auswirkungen darzulegen und gegebenen-
falls Maßnahmen zu beschreiben. 
4) Tiefgaragenbau / Baumschutz 
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Die Bäume entlang Rockwinkeler Landstraße sind Straßen- und Stadtteilprä-
gend. Diese stehen alle unter Baumschutz. Der Abstand zu den Mehrfamilien-
häusern an der Rockwinkeler Landstraße sollte hier mindestens 15 Meter 
betragen. Der Abstand zum geplanten Rad- und Fußweg mindestens 1 Meter 
um weiterhin die natürlich Bewässerung der Bäume zu sichern. In der Begrün-
dung zum B-Plan Entwurf wird davon ausgegangen, dass keine Grundwasserab-
senkung für den Tiefgaragenbau notwendig ist und somit auch keine Gefährdung 
der Bäume ansteht. 
Der Beirat stellt die Frage, auf welcher Grundlage diese Aussagen getroffen 
werden und wie sichergestellt wird, dass keine Absenkungen notwendig 
werden. 
5) Abwasser (Fragestellungen) und Flächenversiegelung 
Der Kanal an der Rockwinkeler Landstr (Abwasser) kann das Abwasser von 
200 Wohneinheiten nicht aufnehmen und muss erneuert werden. Das soll die 
Zuhause GmbH zahlen. Wie lang ist aber das Stück an der Rockwinkeler Land-
str.? Wo liegt der Anschlusskanal – kann dieser alle zusätzlichen Wassermengen 
aufnehmen? Laut Gutachten kann der Kanal zwar das Abwasser aufnehmen, 
das Regenwasser soll aber auf den Grundstücken versickern. Diese Versicke-
rungseinrichtungen sollen dabei einem 30-jährigen Regenereignis standhalten. 
Dabei liegt die Verantwortlichkeit bei den Grundstückseigentümern, dass diese 
Versickerungen auch dauerhaft in funktionstüchtigem Zustand sind. 
Der Beirat stellt die Frage, wie und über welchen Zeitraum das kontrolliert 
wird. Warum wird bei dem 30-jährigen Ereignis nur von einer 5-minütigen 
Dauer ausgegangen? Es gibt auch die Abstufungen der Dimensionierungen 
zu 10- oder 15-minütigen Ereignissen. Kann der neue Abwasserkanal auch 
zusätzlich Regenwasser aufnehmen? 
6) E-Ladestationen 
Obwohl von der Bundesregierung empfohlen, sind keine E-Ladestationen im 
BPlan vorgesehen. Der Beirat fordert diese nachzubessern. 
Es muss sichergestellt werden, dass die Energie im Baugebiet ausreicht, 
um alle Privatparkplätze mit Elektoladestationen auszustatten. 
Teil C) Forderungen des Beirats zum Bebauungsplan 
1) Verkehr / Mobilität 
a) ÖPNV 
Der Beirat fordert gemäß seinem Haushaltsantrag, dass die Linie 33 über die 
Rockwinkeler-Landstraße geführt wird. So werden ist die Grundschule weiterhin 
aus allen Richtungen an den ÖPNV angeschlossen und die 600 m Grenze zum 
Bahnhof Oberneuland eingehalten. Zusätzlich wird nicht nur das neue Baugebiet 
mit dem starken Bevölkerungszuwachs an das Liniennetz angebunden, sondern 
auch den Lür-Kropp-Hof und die anliegenden Altersheime sowie die Tobias-
schule und die vier großen Sportvereine (BHC,GCO, FCO, TVO). 
Diese Planungen müssen sofort beginnen, damit die Umsetzung rechtzeitig 
beauftragt wird. 
b) Car Sharing 
Der Beirat fordert für Oberneuland Car Sharing Angebote. Dies schafft in dem 
schlecht an das ÖPNV Netz angebundene Oberneuland, einen Anreiz auf ein 
eigenes Auto zu verzichten. Wenn der zusätzliche Verkehr, den das neue Bau-
gebiet verursachen wird, nicht auch in einem Parkchaos enden soll, wären Car 
Sharing Angebote sinnvoll. 
2) Schulen 
Es ist bisher nicht gesichert, dass alle Kinder aus neuen Baugebiet einen 
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Schulplatz in Oberneuland erhalten werden können. Der Beirat sieht den Ausbau 
der Grundschule zur 4-zügigkeit als nicht ausreichend an, zumal der Ausbau des 
jetzigen Wohn-/Büroparks im Achterdiek auch noch nicht abgeschlossen ist. 
Der Beirat fordert die Überprüfung der Schulplätze und eine erweiterte Planungs-
phase. Der Beirat sieht nur die Lösung in einem weiteren Schulstandort in Ober-
neuland, um die die wohnortnahe Beschulung sicherzustellen. 
3) Sicherer Schulweg/Barrierefreiheit Mühlenfeldstr. 
Die Mühlenfeldstraße ist trotz dauerhaften Forderungen des Beirats und der 
Menschen im Stadtteil nicht ausgebaut. Dennoch ist und wird sie, dann auch 
für die zuziehende Bevölkerung, eine zentrale Wegeverbindung zur Schule, 
Kirche, sonstigen Einrichtungen und zur Nahversorgung sein. Diese Wegeverbin-
dung ist nicht barrierefrei und viele Autos und LKW/Bussverkehre nutzen die 
schmalen Gehwege als Ausweichfläche bei Begegnungsverkehr. 
Der Beirat fordert den sofortigen Beginn der Planungen zum Ausbau der 
Mühlenfeldstr. um bei steigender Bevölkerung die Sicherheit dieser dauer-
haft zu gewährleisten und barrierefrei zu gestalten. Genauso ist dieser Be-
reich stadtteilprägend und als Zentrumsbereich ausgewiesen. 
4) Feuerwehr / Flächenreservierung 
Auf Seite 5/6 des Plans wird die Feuerwehr behandelt. Der Antrag des Beirats 
für die Reservierung der Fläche am Tunnel befindet sich in der Anlage. Es muss 
darauf gedrungen werden, dass die Fläche nicht nur optional für die Feuerwehr 
möglich ist, sondern solange freigehalten wird, bis eine endgültige Lösung für die 
Verlegung der freiwilligen Feuerwehr aus der Mühlenfeldstraße erfolgt. Im Rah-
men von Punkt 3. müssen die Planungen zeitnah und gleichzeitig gemacht wer-
den. 
5) Elektro-Ladestationen 
Bisher gibt es in Oberneuland keine Elektro-Ladestationen. Der Beirat fordert 
diese aufgrund der Entwicklung in der Autoindustrie, öffentliche Bereiche dafür 
vorzusehen. 
Abschließen möchte der Beirat besonders berücksichtigt wissen, dass die 
Quoten für den geförderten Wohnungsbau eingehalten werden. Zudem soll-
ten allen infrastrukturellen Umsetzungen auch bei den Planungen der Woh-
nungen den unterschiedlichsten Generationen und einer bestmöglichen 
Barrierefreiheit gerecht werden. Ziel muss es sein, Familien nach Oberneu-
land zu holen, aber auch älteren Menschen Wohnraum zu bieten, die in 
Oberneuland bleiben möchten.“ 
 

Die Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung gibt dazu folgende Stellung-

nahme ab: 

Reduzierung der Wohneinheiten: 

Vor dem Hintergrund der hohen Nachfrage nach bezahlbarem Wohnraum und zur Um-
setzung des Stadtentwicklungsplans (STEP) Wohnen 2030 beschloss der Senat am 
08.12.2020 das Programm „Wohnungsbauperspektiven 2020-23plus“. Mit dem Programm 
wird eine Priorisierung von Projekten sowohl beim Neubau von Wohnungen als auch bei 
der Bestandsentwicklung zur Schaffung der Voraussetzungen für 10.000 zusätzliche 
Wohneinheiten bis zum Ende der 20. Legislaturperiode festgelegt. Hierzu zählt auch der 
Geltungsbereich des Bebauungsplans 2371 mit einer geschätzten Anzahl von rund 200 
Wohneinheiten.  

Darüber hinaus empfiehlt der STEP Wohnen 2030 für den Stadtteil Oberneuland zum ei-
nen Angebote von Wohnungen für Ältere, auch im hochpreisigen Segment (mit Unterstüt-
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zungsangeboten) zu schaffen. Zum anderen soll zur stärkeren Durchmischung des Stadt-
teils das Angebot durch preisgünstigere gereihte bzw. gestapelte Einfamilienhäuser 
(Wohnhaus mit zwei zweigeschossigen Wohneinheiten übereinander gestapelt mit jeweils 
einer eigenen Adresse/einem eigenen Eingang) ergänzt werden.  

Planungsziel des Bebauungsplanes 2371 ist ein Mix aus unterschiedlichen Gebäudetypo-
logien (Mehrfamilienhäuser, Reihen-, Doppel- und Einzelhäuser) für unterschiedliche Nut-
zergruppen zu schaffen. Mit einem Anteil von 25 % geförderten Wohnungsbau soll inso-
weit auf der Grundlage eines Städtebaulichen Vertrags auch Wohnraum für Menschen mit 
einem geringen Haushaltseinkommen geschaffen werden. Entsprechend dem städtebau-
lichen Konzept entstehen auf den privaten Flächen der Investorin rd. 198 Wohneinheiten. 
Darüber hinaus können innerhalb des Bebauungsplanes auf sonstigen privaten Grund-
stücksflächen weitere Wohneinheiten geschaffen werden. Insgesamt können somit inner-
halb des Plangebietes rd. 211 Wohneinheiten geschaffen werden. 

Damit leistet der Bebauungsplan 2371 einen konkreten Beitrag zu dem wohnungs- und 
stadtentwicklungspolitischen Ziel, in Bremen ein quantitativ und qualitativ ausreichendes 
Wohnangebot für breite Bevölkerungsschichten zu schaffen. 

Der Forderung des Beirats, die Anzahl der Wohneinheiten zu reduzieren, wird nicht ge-
folgt. 

Höhe der Gebäude: 

Die Mehrfamilienhäuser an der Rockwinkeler Landstraße mit festgesetzten Gebäudehö-
hen von maximal 14 m und drei Vollgeschossen bilden den faktischen „Lärmriegel“ für die 
dahinterliegenden Einzel-, Doppel-, und Reihenhäuser.  

Um die im städtebaulichen Konzept beabsichtigte Staffelung der Gebäudehöhen (Gebäu-
debestand – geplante Mehrfamilienhäuser – Gebäudebestand) entlang der Rockwinkeler 
Landstraße zu erreichen, werden Gebäudehöhen von 12,50 m (Bestandsgebäude Rock-
winkeler Landstraße Nr. 16, 18 und 20) sowie für die geplante Mehrfamilienhausbebau-
ung von 14,0 m festgesetzt. Das Hofmeierhaus (Rockwinkeler Landstraße Nr. 40) mit ei-
ner vorhandenen Gebäudehöhe von ca. 11,0 m bildet innerhalb des Plangebietes den 
räumlichen Abschluss entlang der Rockwinkeler Landstraße und den Übergang zu der 
sich anschließenden eingeschossigen Wohnbebauung.  

Parallel zur Bahnanlage wurden entsprechend der städtebaulich begründeten Kubatur der 
geplanten Mehrfamilienhäuser Gebäudehöhen zwischen 16,0 m bis zu 19,0 m mit vier 
Vollgeschossen festgesetzt. Die unter Denkmalschutz stehende Oberneuländer Mühle 
hat eine Höhe von bis zu ca. 23 m (Höhe bis zum Haubendach) und ragt daher ca. 4 Meter 
über die maximal festgesetzte Gebäudehöhe von 19 m. Darüber hinaus wird die Mühle 
mit der 40 m breiten Sichtachse in der öffentlichen Grünfläche weiterhin deutlich wahr-
nehmbar sein.    

Neue Wohnquartiere sind aus Umweltschutz-, Klimaschutz und Klimaanpassungsgrün-
den flächensparend und effizient zu planen. Mit den im Bebauungsplan festgesetzten Ge-
bäudehöhen wird damit zwar auch den übergeordneten Klimaschutzzielen der Stadt Bre-
men Rechnung getragen und gleichzeitig jedoch mit Blick auf die konkrete planerische 
Situation auf die umgebende Bebauung sowie auf die unter Denkmalschutz stehende 
Mühle Rücksicht genommen. 

Der Forderung des Beirates, zwei Vollgeschosse mit einer maximalen Gebäudehöhe von 
11 m entlang der Rockwinkeler Landstraße sowie entlang der Bahn maximal drei Voll-
geschosse festzusetzen, wird nicht gefolgt. 

Größere Reihenhausgrundstücke: 

Die Reihenhausgrundstücke haben aufgrund ihrer unterschiedlichen Lage rund um die 
bespielbaren Wohnhöfe unterschiedliche Grundstücksgrößen, die zwischen minimal ca. 
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135 m² und maximal bis zu ca. 345 m² liegen (jeweils 1 Reihenhausgrundstück). Die über-
wiegende Anzahl der geplanten 36 Reihenhäuser hat eine Grundstückgröße von ca. 140 
m². Die beiden autofreien Wohnhöfe, um die die Reihenhausgrundstücke angeordnet 
sind, stellen zusätzliche Freiflächen dar, die gemeinschaftlich von den Anliegern z.B. zum 
Spielen oder Aufenthalt genutzt werden können. 

An das Plangebiet grenzen Einfamilienhäuser mit Grundstücksgrößen von 1.000 m² bis 
zu 2.000 m². Planungsziel des Bebauungsplanes 2371 ist insbesondere die Errichtung 
von Wohnbebauung für unterschiedliche Nutzergruppen mit unterschiedlichen Gebäude-
typologien. Neben einem Angebot von Einfamilienhäusern sollen damit auch Reihen-, 
Doppel- und Mehrfamilienhäuser geschaffen werden. Die Grundstücksgrößen fallen im 
Vergleich zu den Grundstücksgrößen in unmittelbarer Nachbarschaft zugunsten des An-
teils der öffentlichen Grünflächen kleiner aus.  

Insbesondere bei jungen Familien ist das Reihenhaus ein beliebter Haustyp. Mit dem An-
gebot von kleineren und damit preisgünstigeren Reihenhausgrundstücken wird auch eine 
stärkere Durchmischung des Stadtteils entsprechend den Empfehlungen aus dem Stadt-
entwicklungsplan Wohnen (STEP Wohnen) 2030 entsprochen. 

Der Forderung des Beirats, für die Reihenhausgrundstücke eine Mindestgrundstücks-
größe von 200 m² festzusetzen, wird nicht gefolgt. 

Denkmalschutz: 

Das ehemalige Bahnhofsgebäude, welches kein eingetragenes Kulturdenkmal ist, liegt 
außerhalb des Geltungsbereiches dieses Bebauungsplanes. Das städtebauliche Konzept 
sowie die geplante Architektur ist mit dem Landesamt für Denkmalpflege im Hinblick auf 
den Umgebungsschutz abgestimmt.  

Aus Gründen des Lärmschutzes ist parallel zu der Eisenbahnstrecke Bremen-Hamburg 
eine begrünte Lärmschutzwand (LSW) mit einer Höhe von 7 m erforderlich. Das ehema-
lige Bahnhofsgebäude liegt auf der gegenüberliegenden Seite der Bahnstrecke Bremen-
Hamburg (außerhalb des B-Plangebietes). Die geplante LSW (innerhalb des B-Plange-
biets 2371) in Höhe des Bahnhofs Oberneuland soll in einer Länge von ca. 100 m begrünt 
werden. Vor der Lärmschutzwand (Böschung Bahngelände) befinden sich ca. 12-15 m 
hohe Bäume.  

Aus der Innenstadt kommend ist das ehemalige Bahnhofsgebäude von der Kreuzung 
Franz-Schütte-Allee/Rockwinkeler Landstraße deutlich sichtbar, da der Blick geradeaus 
auf das Trogbauwerk der Franz-Schütte-Allee sowie auf das dahinterliegende alte Bahn-
hofsgebäude gerichtet ist. Erst im weiteren Verlauf, mit Einbiegen in die Rockwinkeler 
Landstraße werden künftig Teile des Bahnhofsgebäudes durch die geplante LSW ver-
deckt. Allerdings sind bereits derzeit Teile des alten Bahnhofsgebäudes durch den hohen 
Baumbestand verdeckt.   

Umgebungsschutz in der Denkmalpflege bezeichnet Regelungen, nachdem Maßnahmen 
in der Umgebung von Denkmalen vor Beeinträchtigungen seines Anblickes (Erschei-
nungsbild) zu prüfen sind. Auch nach Errichten der LSW wird das ehemalige Bahnhofs-
gebäude sichtbar sein, des Weiteren wird in Höhe des Bahnhofs die LSW begrünt und 
bildet mit den dahinterliegenden Baumkronen optisch eine „grüne Wand“. 

Den Bedenken, dass der alte Bahnhof Oberneulands nicht ausreichend berücksichtigt 
wird, kann daher nicht gefolgt werden. 

Verkehrsgutachten: 

Dem Verkehrsgutachten (Stand 2020) liegen Verkehrsdaten aus Oktober 2020 zugrunde. 
Aufgrund der vorliegenden Daten (Oktober 2020) wurde der Knotenpunkt Franz-Schütte-
Allee/Rockwinkeler Landstraße als leistungsfähig beurteilt.   
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Nach den im Rahmen der öffentlichen Auslegung erhobenen Bedenken gegen das Ver-
kehrsgutachten und die dem Gutachten zugrunde gelegten Verkehrsdaten, wurde eine 
erneute Verkehrszählung über den Zeitraum von 5 Tagen (Montag bis Freitag) durchge-
führt.  

In der Zeit vom 29.08. – 02.09.2022 wurden an den Zählstellen Lichtsignalanlage (LSA) 
„Franz-Schütte-Allee / Rockwinkeler Landstraße“, Franz-Schütte-Allee (Fahrtrichtung 
Rockwinkeler Landstraße) in Höhe Achterdieksee, Rockwinkeler Landstraße (Fahrtrich-
tung Franz-Schütte-Allee) in Höhe Tobias-Schule und der LSA „Franz-Schütte-Allee / 
Rockwinkeler Heerstraße“ die Verkehrserhebungen durchgeführt. 

Zudem wurde über zusätzliche Erhebungen auf der Rockwinkeler Landstraße (in Höhe 
Tobias-Schule), der Franz-Schütte-Allee (in Höhe Achterdieksee) und der Lichtsignalan-
lage „Franz-Schütte-Allee / Rockwinkeler Heerstraße“ die Zuflüsse ermittelt, um Aussagen 
zu Rückstaulängen und Rückstauzeitdauern liefern zu können.  

Zusammenfassend wurde festgestellt, dass die neu erhobenen Verkehrsdaten im Grund-
satz den ermittelten Verkehrsdaten aus 2020 entsprechen und damit im Ergebnis unver-
ändert geblieben sind. Bei der Überprüfung der Leistungsfähigkeit des Knotenpunktes 
(Franz-Schütte-Allee / Rockwinkeler Landstraße) wurden gleichwohl die bestehenden 
Einflüsse aus den vorhandenen Rückstaulängen jedoch nicht berücksichtigt (Verkehrs-
gutachten November 2020), so dass ebenfalls eine Überarbeitung des Verkehrsgutach-
tens aus November 2020 erforderlich wurde.  

Zur Überprüfung der Leistungsfähigkeit des Knotenpunktes wurden an der LSA „Rockwin-
keler Landstraße / Franz-Schütte-Allee“ jeweils für beide Spitzenstunden (Vor- und Nach-
mittag) unterschiedliche Varianten untersucht. Die Leistungsfähigkeitsberechnung er-
folgte jeweils für die Varianten: IST-Zustand unter Berücksichtigung der Rückstaulängen, 
der Planungszustand unter Berücksichtigung der Rückstaulängen zuzüglich der neu ge-
nerierten Verkehre durch das Plangebiet (in den Varianten mit und ohne Signalsteuerung) 
sowie der Planungszustand unter Berücksichtigung der Rückstaulängen zuzüglich der 
neu durch das Plangebiet induzierten Verkehre sowie Knotenumbau (zusätzliche Links-
abbiegespur mit einer Länge von ca. 40 m auf der Rockwinkeler Landstraße). 

 

Im Ergebnis wurde festgestellt, dass die LSA „Rockwinkeler Landstraße / Franz-Schütte-
Allee“ entweder durch eine Anpassung der Signaltechnik mit Neukonzeption der Steue-
rung (zusätzliche Detektionseinrichtungen, Anpassung der Freigaben im Signalzeiten-
plan) oder durch die bauliche Herstellung einer zusätzlichen Linksabbiegespur auf der 
südlichen Zufahrt der Rockwinkeler Landstraße ebenfalls mit Anpassung der Signalsteu-
erung und mit den zusätzlich aus dem B-Plangebiet 2371 induzierten Verkehre leistungs-
fähig betrieben werden.  

Bei der Lösungsvariante eine zusätzliche Linksabbiegespur einzurichten reicht der vor-
handene Verkehrsraum nicht aus, so dass auf einer Länge von ca. 50-60 m eine 5-6 m 
breite Fläche östlich der Rockwinkeler Landstraße dafür in Anspruch genommen werden 
müsste. Das würde den Verlust von vier nach der Bremer Baumschutzverordnung ge-
schützten Straßenbäumen sowie die Verlagerung des Fuß- und Radweges in Richtung 
der im B-Plan festgesetzten Mischgebietsfläche zur Folge haben.     

Bei der Lösungsvariante, ausschließlich die Signaltechnik und Signalsteuerung entspre-
chend anzupassen, handelt es sich um eine technische Lösung, die ohne Baumverluste 
und ohne die Inanspruchnahme zusätzlicher Flächen mit weiterer Versiegelung aus-
kommt. 

Zur Prüfung, ob die weniger aufwändige technische Variante die Rückstaulängen auch 
ohne Umbau der Kreuzung sicher und leistungsgerecht abbauen kann, wurde ergänzend 
eine mikroskopische Verkehrssimulation durchgeführt, die genauere Erkenntnisse hin-
sichtlich der Verkehrsabläufe liefern kann als die rein systematische Berechnung. Die Si-
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mulationsuntersuchung hat abschließend gezeigt, dass durch die Anpassungen der Sig-
naltechnik und Signalsteuerung der LSA „Rockwinkeler Landstraße / Franz-Schütte-Al-
lee“ in allen Zufahrten Verkehrsqualitäten für den motorisierten Individualverkehr (MIV) 
der Stufe A-C erreicht werden. Damit ist diese Variante als ausreichend leistungsfähig 
anzusehen.    

In der Abwägung der beiden Lösungsvarianten wurde daher die weniger invasive techni-
sche Lösung gewählt, um die LSA „Rockwinkeler Landstraße / Franz-Schütte-Allee mit 
dem zusätzlichen aus dem B-Plangebiet 2371 induzierten Verkehren leistungsfähig be-
treiben zu können.   

Durch einen Städtebaulichen Vertrag zwischen der Stadtgemeinde Bremen und der In-
vestorin wird mit der Investorin vereinbart werden, die Kosten für die Anpassung der Sig-
nalsteuerung zu übernehmen. Auch wird hinsichtlich weiterer Regelungen ein Erschlie-
ßungsvertrag zwischen der Stadtgemeinde Bremen und der Investorin abgeschlossen.  
 

Der Forderung des Beirats, ein erweitertes Verkehrsgutachten sowie eine neue Verkehrs-
zählung zu beauftragen, wurde gefolgt. 

Mobilitätskonzept und ÖPNV: 

In der Begründung zum Bebauungsplan 2371 (Stand: 27.09.2021/zeitlich vor der öffentli-
chen Auslegung) wurde ausgeführt, mit welchen Buslinien das Plangebiet an den öffent-
lichen Personennahverkehr angebunden ist. Der in der Begründung aufgeführte Hinweis, 
dass weitere Haltestellen an der Rockwinkeler Landstraße nicht geplant sind, stellt die 
Planung der BSAG dar. Die BSAG lehnt die vom Beirat geforderte zusätzliche Haltestelle 
an der Rockwinkeler Landstraße ab. Von Seiten der BSAG ist lediglich ein E-Wagen-An-
gebot zu den Schulbeginn- und -endzeiten der Tobiasschule vorgesehen.  

Der Forderung des Beirates, dass es eine Erweiterung des ÖPNV-Angebotes geben soll 
(Linie 33) kann zwar grundsätzlich nachvollzogen werden, steht jedoch der von der BSAG 
getroffenen Aussage entgegen, der gefolgt wird, weil sie ebenfalls nachvollziehbar ist und 
im Ergebnis überzeugt.  

Dem Wunsch des Beirates, den Satz auf Seite 11 der Begründung zu streichen wird nicht 
entsprochen. Zur Klarstellung wird jedoch in der Begründung ergänzend aufgeführt, dass 
„derzeit von Seiten der BSAG keine weiteren Haltestellen an der Rockwinkeler Landstraße 
geplant sind“. Mit „derzeit“ ist die Sachlage zum Zeitpunkt des noch ausstehenden Sat-
zungsbeschlusses der Stadtbürgerschaft gemeint. 

Der Forderung des Beirats wird insoweit, hins. dieser klarstellenden Änderung in der Be-
gründung (keine weiteren BSAG-Haltestellen), teilweise gefolgt. 

Schallreflexionen 

a) durch die Bebauung an der Rockwinkeler Landstraße: 

Die Rücksprache mit dem beauftragten Gutachter (Bonk-Maire-Hoppmann PartGmbB, 
Garbsen) hat ergeben, dass es durch mögliche Schallreflexionen an der geplanten Be-
bauung (Rockwinkeler Landstraße) und den zu erwartenden Zusatzverkehr auf der Rock-
winkeler Landstraße im Bereich der am stärksten betroffenen Bestandsbebauung westlich 
des Plangebiets im Prognosefall gegenüber dem Prognose-Nullfall insgesamt zu einer 
Zunahme der Straßenverkehrslärmimmissionen um höchstens 0,9 dB kommt. Eine derar-
tige Pegeldifferenz ist messtechnisch jedoch nicht nachweisbar und auch subjektiv nicht 
wahrnehmbar und damit geringfügig. Die Bezugswerte von 70/60 dB(A) werden auch un-
ter Beachtung der möglichen Schallreflexionen an der künftigen Bebauung und der aus 
dem Plangebiet induzierten Mehrverkehre im Bereich der angesprochenen Bestandbe-
bauung tags und nachts um mindestens 2 dB unterschritten.  

b) durch die Lärmschutzwand: 



- 11 - 

 

Die südlich der Bahnstrecke geplante 7 m hohe Lärmschutzwand soll aus hochabsorbie-
renden Materialien mit einem Reflexionsverlust von mindestens 8 dB hergestellt werden, 
so dass im Bereich der bestehenden Wohnbebauung am Mühlenweg Pegelerhöhungen 
durch mögliche Schallreflexionen an dieser Wand ausgeschlossen werden können. Nach 
Rückfrage des beauftragten Gutachters (Bonk-Maire-Hoppmann Part-GmbH, Garbsen) 
wird vielmehr die Gesamt-Immissionsbelastung durch Straßen- und Schienenverkehrslär-
mimmissionen durch die Abschirmung der Schienenverkehrsgeräusche der Bahnstrecke 
sogar um 1 – 4,5 dB gemindert. 

Dem Vorschlag des Beirates wird gefolgt und die Erläuterungen zu den Auswirkungen 
werden inhaltlich-klarstellend in der Begründung ergänzt. 

Baumschutz: 

Der bestehende Grünstreifen mit den Straßenbäumen bleibt in der Breite von 2,30 m er-
halten. Der geplante, jeweils 2,50 m breite Fuß- und Radweg (Gesamtbreite 5,0 m) 
schließt sich direkt an. Der Mindestabstand der Bäume entlang der Rockwinkeler Land-
straße beträgt von der Stammmitte bis zu den geplanten Mehrfamilienhäusern ca. 10 m. 
Durchgeführte, sog. Suchschachtungen haben ergeben, dass aufgrund der direkt angren-
zenden landwirtschaftlichen Nutzung die Bäume nicht jenseits des Bestandsweges Rich-
tung neuem Baugebiet wurzeln.  

Der Abstand der geplanten Gebäude zu den Bäumen ist ausreichend groß bemessen, da 
die Gebäude nicht in den Schutzbereich der Kronentraufe ragen. 

Zudem soll der künftige Fußweg so ausgebaut werden, dass das anfallende Regenwasser 
in den Grünstreifen mit den Straßenbäumen fließen kann.   

Im Bereich von Fahrstuhlunterfahrten wird es temporär zu einer Grundwasserabsenkung 
kommen. 

Dem Wunsch des Beirates, einen Abstand der Bäume zu den Mehrfamilienhäusern von 
mindestens 15 m sowie einen mindestens 1 m breiten Abstand zu dem Fuß- und Radweg 
einzuhalten, wird nicht entsprochen. Die Belange zum Schutz und zur Bewässerung der 
Straßenbäume sind ausreichend berücksichtigt worden. 

Dem Hinweis wird nicht gefolgt. 

Die Fragestellungen zum Abwasser/Flächenversiegelung werden wie folgt beantwortet: 

Betreiberin des vorhandenen Schmutzwassernetzes ist die HanseWasser Bremen GmbH.  

Für das neue Wohnquartier soll ein separater Freispiegelgefällekanal für Schmutzwasser 
durch die Investorin hergestellt werden (es erfolgt eine vertragliche Absicherung über den 
Erschließungsvertrag), der an den vorhandenen Schmutzwasserkanal anschließt. 

Insgesamt werden im Erschließungsgebiet (B-Plangebiet) ca. 650 lfm (laufende Meter) für 
einen Schmutzwasserhauptkanal neu hergestellt. Dieser geht nach Abnahme in das Ei-
gentum der Stadtgemeinde Bremen über. Der neu herzustellende Kanal schließt an den 
vorhandenen Kanal in der Rockwinkler Landstraße an, der das zusätzliche Schmutzwas-
ser aus dem Neubaugebiet nach Angaben der HanseWasser auch aufnehmen kann. Das 
steht so bereits in der Planbegründung.  

Wie in der Vorstudie zum Oberflächenentwässerungskonzept und zur Schmutzwasser-
entsorgung (Atelier Schreckenberg und Partner, ASP, Bremen) dargelegt und in der Be-
gründung zum Bebauungsplan erläutert, ist die Abwasserbeseitigung (Regenwasser, 
Schmutzwasser) des Plangebietes sichergestellt. 

Der Überflutungsnachweis gemäß DIN 1986-100 erfolgt im Zuge der Ausführungspla-
nung/ im Zuge der wasserrechtlichen Beantragung der Mulden. 
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Im Zuge der Überflutungsprüfung werden sowohl die 5min, 10min und 15min Regener-
eignisse überprüft. Das höchste aus der rechnerischen Überprüfung hervorgehende 
Rückhaltevolumen ist für die Überflutungsprüfung nachzuweisen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

E-Ladestationen: 

Die Investorin wird sowohl die Mehrfamilienhäuser als auch die Reihen-, Doppel- und Ein-
zelhäuser mit E-Ladestationen ausstatten. Die Sicherung hierzu erfolgt über den städte-
baulichen Vertrag zum Bebauungsplan 2371.    

Des Weiteren ist innerhalb des Plangebietes am Ende des Wendehammers (Planstraße 
C) ein Standort für Carsharing auf öffentlichen Verkehrsflächen vorgesehen. An diesem 
Standort besteht die Möglichkeit, eine E-Ladestation einzurichten, sofern ein Betreiber 
hierfür gefunden wird. 

Dem Hinweis wird gefolgt. 

Car-Sharing: 

Wie in der Begründung zur öffentlichen Auslegung bereits ausgeführt, ist zur Verringerung 
des motorisierten Individualverkehrs (MIV) im Plangebiet auch eine Carsharing-Station 
geplant. Vorgesehen ist die Carsharing-Station mit drei Fahrzeugen am Ende des Wen-
dehammers der Planstraße C (neben der barrierefreien Parkplatzfläche), da von hier fuß-
läufig der Bahnhof von Oberneuland erreicht werden kann. Entsprechende Vereinbarun-
gen werden im städtebaulichem Vertrag getroffen.  

Der Forderung des Beirats Oberneuland, Carsharing Angebote zu schaffen, wird daher 
begrüßt, war jedoch planerisch ohnehin schon bedacht worden. Klarstellend wurde  der 
Verweis auf den Städtebaulichen Vertrag in der Begründung aufgenommen. 

Schulen: 

Fachlich zuständig zu Fragen der Ausbauplanungen der Schulen/Überprüfung der Schul-
plätze ist die Senatorin für Kinder und Bildung, die einen möglichen Bedarf durch neue 
Wohngebiete untersucht und ggf. feststellt.  

Nach Rücksprache mit der Senatorin für Kinder und Bildung bleibt es bei der fachlichen 
Einschätzung, wie in der Begründung zur öffentlichen Auslegung ausgeführt, dass sich 
aufgrund der geplanten Wohneinheiten im B-Plan 2371 kein Bedarf einer weiteren Schule 
oder Kita ergibt.   

Der Forderung des Beirats, einen weiteren Schulstandort in Oberneuland einzurichten, 
wird nicht gefolgt. 

Mühlenfeldstraße: 

Die Mühlenfeldstraße liegt außerhalb des B-Plangeltungsbereiches. Die Forderungen des 
Beirats Oberneulands zum Ausbau der Mühlenfeldstraße werden zur Kenntnis genom-
men. 

Feuerwehr/Flächenreservierung: 

Für das Flurstück südlich der Franz-Schütte-Allee (Flurstück 391) wurde innerhalb des B-
Plangebietes ein Mischgebiet festgesetzt. Sofern die Freiwillige Feuerwehr in der Mühlen-
feldstraße einem Schulausbau (Grundschule) weichen muss, besteht die Möglichkeit, auf 
dieser Fläche ein neues Feuerwehrgebäude zu errichten.  

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes werden jedoch lediglich die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen und damit ein Angebot zur Errichtung eines Feuerwehrge-
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bäudes geschaffen; es besteht also – anders als bei einem Vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan nach § 12 BauGB – keine Verpflichtung, dieses Angebot innerhalb einer be-
stimmten Frist auch auszuschöpfen. 

Die in Rede stehende Fläche ist dem Sondervermögen Infrastruktur zugeordnet. Aktuelle 
Planungen zur Errichtung einer Feuerwehr liegen bisher nicht vor.  

Der Antrag des Beirats wurde an das Sondervermögen Infrastruktur weitergeleitet und 
dort zur Kenntnis genommen. 

Sozialwohnungsbauquote: 

Der Senat hat am 03.03.2020 die Erhöhung der Sozialwohnungsquote in der Stadt Bre-
men auf 30 Prozent beschlossen. Danach soll die gesamtstädtische Erhöhung der Sozi-
alwohnungsquote für alle Wohnbauflächen gelten, bei denen der Kaufvertrag/der städte-
bauliche Vertrag zeitlich nach der Beschlussfassung durch den Senat geschlossen wird. 
Für den B-Plan 2371, dessen förmliches Planaufstellungsverfahren schon im Jahr 2007 
begann, sodann ruhte und mit der Einwohnversammlung im Jahr 2018 weitergeführt 
wurde, sowie für weitere einzelne laufende Projekte wurde in diesem Zusammenhang 
verabredet, dass insoweit schutzwürdiges Vertrauen hinsichtlich der alten Beschlusslage 
besteht, nur 25 Prozent Sozialwohnungsquote vom Investor zu fordern. Somit wird in dem 
flankierend zum Bebauungsplan 2371 abzuschließenden Städtebaulichen Vertrag die ver-
abredete Sozialwohnungsquote von 25 Prozent vereinbart werden. 

In welchem Umfang barrierefreie Wohnungen zu errichten sind, regelt die Bremische Lan-
desbauordnung (§ 50 BremLBO), die beim Vollzug des Bebauungsplanes 2371 Anwen-
dung findet. Das ist also eine reine Vollzugsfrage. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung nimmt die Stellungnahme des 
Beirats Oberneuland zur Kenntnis und empfiehlt, den Planentwurf unverändert zu lassen. 
 

Einige Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange haben Hinweise vorgebracht, 
die zu Anpassungen bzw. Ergänzungen des Plans und der Begründung in nur marginalem 
redaktionellen oder inhaltlichem Umfang geführt haben. Auf den Gliederungspunkt 7. die-
ses Berichtes wird verwiesen. 
 
Nach Klärung einzelner Fragen haben die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gegen die Planung keine Einwendungen. 
 

6. Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
 
Anlässlich der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und der öffentlichen Auslegung sind 
Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen. Außerdem wurden zwei Petitionen 
beim Petitionsausschuss (Stadt) der Bremischen Bürgerschaft (Az.: S20-375 und S20-
384) erhoben, die als Stellungnahmen nach § 3 Absatz 2 BauGB behandelt werden. 
Diese Stellungnahmen/Petitionen sowie die dazu abgegebene Empfehlung der Deputa-
tion für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung sind in der Anlage zum Bericht der Deputa-
tion aufgeführt. Hierauf wird verwiesen. 
 
 

7. Änderung des Planentwurfs und der Begründung nach der öffentlichen Auslegung 
 
7.1 Änderung des Planentwurfs 
 

Nach der öffentlichen Auslegung und der gleichzeitig durchgeführten Behördenbeteili-
gung ist der Planentwurf wie folgt punktuell und geringfügig redaktionell sowie inhaltlich 
angepasst worden: 
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-  redaktionelle Änderung der Straßenbegrenzungslinie an der Rockwinkeler Land-
straße  

-  geringfügige Änderung nachrichtlicher Übernahmen: Die im Plan dargestellten Aus-
gleichsflächen entsprachen fachlich nur teilweise der Lage der fachbehördlich plan-
festgestellten Maßnahmen. Die Abgrenzung im Norden des Plangebietes wurde da-
her nachrichtlich in die Planzeichnung übernommen. Die Mischgebietsfläche wurde 
entsprechend geringfügig verkleinert. 

-  geringfügige Änderung der Höhenentwicklung: Die Gebäudehöhe der Doppelhäuser 
wurde von 10 m auf 11 m festgesetzt, da ursprünglich Flachdächer vorgesehen wa-
ren. Die Doppelhäuser erhalten jetzt Satteldächer. 

-  geringfügige Verschiebung der nördlichen Baugrenze eines der Mehrfamilienhäuser 
an der Planstraße B, da der Eingangsbereich verschoben wurde.   

-  redaktionelle Anpassungen der Planzeichenerklärung (Ergänzung des Planzeichens 
Nr. 15.14 PlanZV (Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen) und des Planzeichens 
nach PlanZV 15.6 mit der näheren Spezifizierung als Lärmschutzwand, wurde ange-
passt). 

-  inhaltliche Ergänzung und redaktionelle Änderungen von textlichen Festsetzungen, 
da das Energiekonzept angepasst wurde (Nachweis 70 % PV-Anlagen, Zulassung 
von Erdsonden und einer Energiezentrale).  

Der Bebauungsplanentwurf (Bearbeitungsstand:  27.02.2023) enthält die vorgenannten 
Änderungen und Ergänzungen. 
 

7.2 Änderung in der Begründung nach der öffentlichen Auslegung 
 
Aufgrund der vorgenannten Planergänzungen in der Planurkunde sowie weiterer Hin-
weise im Rahmen der Trägerbeteiligung und öffentlichen Auslegung ist die Planbegrün-
dung geringfügig inhaltlich ergänzt und redaktionell überarbeitet worden. 

Die beigefügte Begründung (Bearbeitungsstand: 27.02.2023) enthält die vorgenannten 
Ergänzungen und Änderungen. 
 
Die Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung empfiehlt, dem geänderten Plan-
entwurf sowie der ergänzten bzw. angepassten Begründung (Bearbeitungsstand:  
27.02.2023) zuzustimmen. 
 

8. Absehen von einer erneuten öffentlichen Auslegung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB 

Die Planänderungen bzw. -ergänzungen nach der öffentlichen Auslegung sind insgesamt 
von untergeordneter, geringfügiger Bedeutung und stellen damit nur Randkorrekturen 
dar, ohne dass wesentliche Veränderungen der planerischen Grundkonzeption bzw. Be-
troffenheiten entstehen. Durch diese Anpassungen/Ergänzungen des Planentwurfs 
(siehe Gliederungspunkt 7. des Berichtes der Deputation für Mobilität, Bau und Stadtent-
wicklung) werden die Grundzüge der Planung also nicht berührt.  
Unter dieser Voraussetzung kann gemäß § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB die Einholung der 
Stellungnahmen auf die von der Änderung oder Ergänzung betroffene Öffentlichkeit so-
wie die berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange beschränkt wer-
den.  
Die vorgenannte, geringfügige Anpassung des Bebauungsplans 2371 berücksichtigt die 
im Rahmen der Behördenbeteiligung vorgetragenen Hinweise und wurde mit den davon 
berührten Behörden und dem Vorhabenträger einvernehmlich abgestimmt. Abwägungs-
relevante neue Erkenntnisse und Inhalte haben sich dadurch nicht ergeben. Auf eine Ein-
holung von weiteren Stellungnahmen der Öffentlichkeit kann verzichtet werden, da diese 
von den Planänderungen nicht betroffen ist. Daher wird von einer erneuten öffentlichen 
Auslegung gemäß § 4a BauGB abgesehen. 
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B) Stellungnahme des Beirates Oberneuland 
 
Der Beirat Oberneuland hat zwar Einwendungen gegen die Planung, jedoch „hofft (der 
Beirat), mit den berechtigten Einwänden und Fragestellungen gegenüber dem B-Plan-
Entwurf (2371) weiterhin Gehör zu finden“. Der Beirat begrüßt in diesem Zusammen-
hang ausdrücklich, „dass Wohnraum geschaffen werden soll“. Zu der Planung bestehen 
jedoch Fragen, so dass der Beirat der Ansicht ist, dass die Voraussetzungen für eine 
„derart dichte“ Bebauung nicht gegeben sind. Zusätzlich hat der Beirat Forderungen, die 
er im Zusammenhang mit der Bebauung berücksichtigt sehen (will); siehe hierzu A) Nr. 
5.1 dieser Berichtvorlage.  

Dem Ortsamt Oberneuland wurde die Deputationsvorlage gemäß der Richtlinie über die 
Zusammenarbeit des Senators für Umwelt, Bau und Verkehr mit den Beiräten und Orts-
ämtern in der Fassung vom 17. November 2016 übersandt. 

 
C) Beschluss 

 
Die städtische Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung bittet den Senat und die 
Stadtbürgerschaft, den Bebauungsplan 2371 für ein Gebiet in Bremen-Oberneuland zwi-
schen Rockwinkeler Landstraße (zum Teil einschließlich), Franz-Schütte-Allee, Eisen-
bahnlinie Bremen-Hamburg und Mühlenweg (zum Teil einschließlich) (Bearbeitungs-
stand:  27.02.2023) in Kenntnis der eingegangenen Stellungnahmen und ihrer empfohle-
nen Behandlung (Anlage zum Bericht) zu beschließen. 

 
 
 
------------------------------------------------- 
               Vorsitzender 
 
 

 



 

 

B e g r ü n d u n g  

 
zum Bebauungsplan 2371 
 

für ein Gebiet in Bremen-Oberneuland  

zwischen Rockwinkeler Landstraße (zum Teil einschließlich), Franz-Schütte-Allee, Ei-

senbahnlinie Bremen-Hamburg und Mühlenweg (zum Teil einschließlich).  

 
(Bearbeitungsstand:  27.02.2023) 
 

Übersichtsplan 

 

| Planentwurf ASP Schreckenberg/Lorenzen Mayer Architekten 
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A) Plangebiet 

Das 12,3 Hektar große Plangebiet liegt im Stadtteil Oberneuland südlich der Eisen-

bahnlinie Bremen-Hamburg. 

 

Das Plangebiet wird begrenzt durch: 

 die Franz-Schütte-Allee im Nordwesten, 

 ein Teilstück der Eisenbahnlinie Bremen–Hamburg im Nordosten, 

 die Rockwinkeler Landstraße im Westen sowie 

 den Mühlenweg im Osten. 

 

B) Ziele, Zwecke und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes 

1. Entwicklung und Zustand 

Das Plangebiet ist weitgehend unbebaut und wurde bislang landwirtschaftlich als 

Ackerfläche und als Selbstpflück-Blumenfeld genutzt. Entlang der Rockwinkeler Land-

straße stehen drei Wohngebäude sowie das zurzeit leerstehende ehem. Hofmeier-

haus. Am Mühlenweg befinden sich die unter Denkmalschutz stehende Oberneuländer 

Mühle (Museum) sowie ein Wohnhaus. An das Plangebiet grenzt ein Wohngebiet mit 

ein- bis zweigeschossigen Einfamilienhäusern an (Mühlenweg). 

Der Planaufstellungsbeschluss für das Plangebiet wurde 2007 von der Deputation für 

Bau und Verkehr gefasst. Aufgrund der Planung und des Baus von drei Tunnelbauwer-

ken wurde zunächst Abstand von der Fortführung des Planverfahrens und einer Be-

bauung des „Mühlenfeldes“ genommen. Außerdem wurde im Rahmen der Zukunfts-

werkstatt Oberneuland (2013) vereinbart, dass vor einer Entwicklung des „Mühlenfel-

des“ die Entwicklung nördlich der Bahntrasse an der Mühlenfeldstraße (Ergänzung des 

Nahversorgungszentrums durch Einzelhandel) abzuwarten ist. 

Vor dem Hintergrund der hohen Nachfrage nach bezahlbarem Wohnraum und zur Um-

setzung des Stadtentwicklungsplans Wohnen 2030 beschloss der Senat am 

08.12.2020 das Programm „Wohnungsbauperspektiven 2020-23plus“. Mit dem Pro-

gramm wird eine Priorisierung von Projekten sowohl beim Neubau von Wohnungen als 

auch bei der Bestandsentwicklung zur Schaffung der Voraussetzungen für 10.000 zu-

sätzliche Wohneinheiten bis zum Ende der 20. Legislaturperiode festgelegt. Hierzu 

zählt auch die Plangebietsfläche (Laufende Nummer 44 Neubauvorhaben, Kategorie 

B), mit einer geschätzten Anzahl von rund 200 Wohneinheiten.  

Der überwiegende Teil der für die Bebauung vorgesehenen Grundstücke wurde in der 

Zwischenzeit von einer Investorin erworben, die den Bau von Wohnungen (Mehrfamili-

enhäuser, Reihen- Doppel-, und Einzelhäuser) plant. 

 
2. Geltendes Planungsrecht 

Der Flächennutzungsplan (FNP) der Stadtgemeinde Bremen stellt für das Plangebiet 

Wohnbauflächen dar. Die Mühle ist als „kulturellen Zwecken dienendes Gebäude“ mar-

kiert. Ein Geländestreifen zwischen der Bahnstrecke und der Rockwinkeler Landstraße 

(inklusive der Mühle) ist als „Grünfläche“ sowie als „Grünverbindung“ dargestellt. Des 

Weiteren sind Teile des Plangebietes als „historischer Ortskern/Gebiet mit prägendem 

Altbaumbestand“ gekennzeichnet.  
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Für den überwiegenden Teil des Plangebietes stellt der Flächennutzungsplan Bremen 

eine Grünschraffur dar (Bauflächen mit zu sichernden Grünfunktionen, besonderes 

Planungserfordernis bei Innenentwicklungsvorhaben).  

Das Plangebiet liegt vollständig innerhalb des Staffel- und Gewerbeplan 165, rechts-

verbindlich seit dem 11.11.1958. Für den überwiegenden Teil der Plangebietsfläche ist 

Gewerbeklasse IV festgesetzt, dies entspricht nach der ständigen Rechtsprechung des 

Oberverwaltungsgerichts Bremen im Wesentlichen einem Allgemeinen Wohngebiet 

(WA) nach § 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO). Für ein Teilstück parallel der Ei-

senbahnstrecke Bremen-Hamburg ist Gewerbeklasse II festgesetzt. Dies entspricht im 

Wesentlichen einem Gewerbegebiet (GE) nach § 8 der BauNVO 1990 bzw. liegt zwi-

schen Mischgebiet und Gewerbegebiet. Der Geländestreifen im Bereich der Mühle ist 

als Fläche, die öffentlichen Zwecken dienen soll, festgesetzt. Der Staffel- und Gewer-

beplan 165, der infolge wirksamer Überleitung als Bebauungsplan fort gilt, enthält 

keine Festsetzungen zu öffentlichen Verkehrsflächen und ist daher gemäß § 30 Abs. 3 

Baugesetzbuch (BauGB) als „einfacher“ Bebauungsplan zu bewerten.  

Bis zum Inkrafttreten des Bebauungsplanes 2371 gilt, mit Ausnahme der Flurstücke 

5/4, 5/6 sowie 5/8, Stadtgemeinde Bremen, Gemarkung VR 289, Flur 289, der Staffel- 

und Gewerbeplan 165. Für die vorgenannten, nicht vom Staffel- und Gewerbeplan um-

griffenen Flurstücke gelten zurzeit die Bebauungspläne 2308 und 1743, die ein Reines 

Wohngebiet (WR) festsetzen.   

 
3.  Planungsziele und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes  

Ziel des Bebauungsplanes 2371 ist insbesondere die Errichtung von Wohnbebauung 

für unterschiedliche Nutzergruppen sowie die Errichtung einer sozialen Einrichtung im 

südlichen Teil des Plangebietes (betreutes Wohnen für Menschen mit psychischer Be-

einträchtigung). Entsprechend dem städtebaulichen Konzept entstehen auf den Flä-

chen der Investorin rd. 198 Wohneinheiten. Darüber hinaus können innerhalb des Be-

bauungsplanes auf sonstigen privaten Grundstücksflächen weitere Wohneinheiten ge-

schaffen werden. 

Um ein Angebot für möglichst unterschiedliche Zielgruppen zu schaffen, ist ein Mix aus 

verschiedenen Gebäudetypologien (Mehrfamilienhäuser, Reihen-, Doppel- und Einzel-

häuser) vorgesehen. Mit einem Anteil von 25 % geförderten Wohnungsbau soll auch 

Wohnraum für Menschen mit einem geringen Haushaltseinkommen geschaffen wer-

den. Damit leistet die Planung einen konkreten Beitrag zu dem wohnungs- und stadt-

entwicklungspolitischen Ziel, in Bremen ein quantitativ und qualitativ ausreichendes 

Wohnangebot für breite Bevölkerungsschichten zu schaffen. 

Der konkreten Bauleitplanung liegt ein städtebauliches Konzept zugrunde. Nach Maß-

gabe dieses städtebaulichen Konzepts erfolgt die Erschließung über zwei parallel zum 

geplanten öffentlichen Grünzug verlaufende Planstraßen (Planstraße A und D), die an 

die Rockwinkeler Landstraße angebunden werden.  

Durch den öffentlichen Grünzug wird das Plangebiet faktisch in zwei Bereiche geteilt. 

Im nördlichen Bereich sollen Mehrfamilienhäuser, Doppel- und Einzelhäuser sowie 

zwei Wohnhöfe mit Reihenhäusern und einem separaten Garagenhof entstehen; an 

die Garagenhöfe grenzt jeweils eine private Grünfläche mit beschränktem Nutzerkreis 
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an. Die Wohnhöfe sollen autofrei sein, dürfen jedoch zum Be- und Entladen befahren 

werden. Südlich des Grünzugs, festgesetzt als öffentliche Grünfläche, sollen keine Rei-

henhäuser, sondern überwiegend Einzel- und Doppelhäuser, ein Mehrfamilienhaus so-

wie eine soziale Einrichtung errichtet werden.  

Um die unter Denkmalschutz stehende Oberneulander Mühle weiterhin sichtbar erle-

ben zu können und deren historische Bedeutung herauszustellen, ist ein/der vorge-

nannte öffentliche Grünzug als mind. 40 m breite Fläche zwischen der Mühle und der 

Rockwinkeler Landstraße geplant. Ziel der Zweckbindung als öffentliche Grünfläche 

nach Maßgabe von § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB ist die Nutzbarkeit für eine breite Öffent-

lichkeit. In diesem Sinne ist mittig des Grünzugs ein mind. 4 m breiter Fuß- und Rad-

weg, als Verlängerung des Ikensdamm, vorgesehen. Die öffentliche Spielfläche sowie 

weitere öffentliche Grünflächen um die Mühle herum bilden die „grüne Mitte“ des Plan-

gebiets und werden durch Fußwege an den Hauptweg angebunden. Damit wird dem 

besonderen Planungserfordernis bei Innenentwicklungsvorhaben nachgekommen (im 

Flächennutzungsplan als Grünschraffur dargestellt). 

Die vorhandene Bebauung parallel zur Rockwinkeler Landstraße sowie das Wohnge-

bäude am Mühlenweg werden mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes langfristig 

gesichert und Erweiterungsmöglichkeiten zugelassen. 

Zwecks Lärmabschirmung des Plangebiets von Umgebungslärm, der auf das Plange-

biet einwirkt, ist parallel zu der Eisenbahnstrecke Bremen-Hamburg eine hochabsorbie-

rende Lärmschutzwand (LSW) mit einer Höhe von 7 m erforderlich, entsprechend 

wurde parallel zur Bahnstrecke eine LSW zeichnerisch festgesetzt.  

Für die Erschließung und Bebauung des Plangebiets ist die Aufstellung eines qualifi-

zierten Bebauungsplans erforderlich.  

 Vertragliche Regelungen 

In Ergänzung zu den planungsrechtlichen Festsetzungen im Bebauungsplan 2371 wer-

den weitere vertragliche Regelungen getroffen. 

Die Umsetzung des städtebaulichen Konzeptes wird im städtebaulichen Vertrag ver-

bindlich vereinbart, der zwischen der Stadtgemeinde und der Investorin und Grund-

stückseigentümerin parallel zum Bebauungsplan abgeschlossen wird.  

Für die Realisierung des Grünzugs (öffentliche Grünfläche) und der Erschließungsstra-

ßen werden Regelungen im Erschließungsvertrag zwischen der Stadtgemeinde und 

der Investorin und Grundstückseigentümerin getroffen. 

4. Anpassung der Bauleitplanung an die Raumordnung 

Der vorliegende Bebauungsplan ist mit der Raumordnung vereinbar. Nicht nur wegen 

der Kleinräumigkeit, sondern auch und gerade wegen der vorgesehenen Nutzungsar-

ten auf bereits beplanten und teilweise bebauten Flächen weist der vorliegende Plan 

keine Raumbedeutsamkeit auf. 

 

5. Planverfahren 
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Der Bebauungsplan 2371 wird nach §§ 2ff. Baugesetzbuch (BauGB) im Regelverfah-

ren mit Umweltbericht aufgestellt. 

C) Planinhalt 

 
1. Art der baulichen Nutzung    

Das Plangebiet rund um die Oberneulander Mühle soll sich zu einem lebendigen 

Wohnquartier aufgrund der Angebote von unterschiedlichen Wohnformen bzw. Wohn-

haustypen mit einem großen Anteil an öffentlichen Grünflächen als Aufenthalts- und 

Kommunikationsorte entwickeln. Die Bauflächen sind in drei Gebietstypen aufgeteilt. 

 

Reines Wohngebiet 

Als Art der baulichen Nutzung wird für die zum Zeitpunkt der Planaufstellung noch nicht 

bebauten Flächen nördlich und südlich der Planstraße D jeweils ein Reines Wohnge-

biet (WR) gem. § 3 Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt. Für das mit dem 

Hofmeierhaus bebaute Grundstück (Rockwinkeler Landstraße 40) wird ebenfalls ein 

Reines Wohngebiet festgesetzt.  

Für die Baufläche südlich der Planstraße D setzt bereits der bis zur Bekanntmachung 

des vorliegenden Plans 2371 noch geltende Bauungsplan 1743 ein Reines Baugebiet 

fest. Die Festsetzung als Reines Wohngebiet entspricht der vorhandenen Struktur der 

an das Plangebiet angrenzenden Bebauung. 

Allgemeines Wohngebiet 

Für die Bauflächen parallel zur Rockwinkeler Landstraße wird jeweils ein Allgemeines 

Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO festgesetzt. Damit werden zum einen die beste-

henden Wohngebäude parallel zur Rockwinkeler Landstraße (Haus Nr. 16, 18, 20) 

langfristig gesichert. Zum anderen wird die Voraussetzung zur Errichtung von Mehrfa-

milienhäusern entlang der Rockwinkeler Landstraße als Lärmschutzriegel (Begründung 

D) Umweltbericht/ d) Auswirkungen auf den Menschen durch Immissionen) für die da-

hinterliegende Wohnbebauung, für die ebenfalls ein Allgemeines Wohngebiet festge-

setzt wird, geschaffen.  

Für das Baufeld südlich der Planstraße D setzt der Bebauungsplan 1743 ein Reines 

Wohngebiet fest. Maßgeblich für den Bebauungsplan 1743 ist die BauNVO in der Fas-

sung vom 15.09.1977. Gemäß der BauNVO von 1977 ist die Errichtung einer sozialen 

Einrichtung innerhalb eines Reinen Wohngebietes nicht zulässig. Da für diesen Bereich 

die Errichtung einer sozialen Einrichtung (betreutes Wohnen für Menschen mit psychi-

scher Beeinträchtigung) vorgesehen ist, wird entsprechend der geplanten Nutzung der 

Bebauungsplan 1743 an dieser Stelle überplant und ein Allgemeines Wohngebiet (WA 

11) festgesetzt.  

Für die Mehrfamilienhäuser in Richtung der Eisenbahnlinie Bremen-Hamburg und das 

bebaute Grundstück hinter der Mühle wird ebenfalls ein Allgemeines Wohngebiet fest-

gesetzt. 

Die Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes entspricht den geplanten Nutzun-

gen, bei denen das Wohnen überwiegt. Die mit der Gebietsfestsetzung an sich im Voll-

zug des Plans nach § 4 Abs. 3 Nr. 4 und 5 BauNVO ausnahmsweise zulässigen bzw. 

zulassungsfähigen („ausnahmsweise können zugelassen werden“) Tankstellen und 
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Gartenbaubetriebe werden ausgeschlossen. Der Nutzungsausschluss, gestützt auf § 1 

Abs. 9 BauNVO, ist städtebaulich gerechtfertigt, da diese Nutzungen mit dem städte-

baulichen Charakter des Plangebietes nicht vereinbar sind (Textliche Festsetzung Nr. 

2). Dies deshalb, da durch diese Nutzungsarten zusätzliche Mehrverkehre erzeugt wür-

den, die auch Nutzer angrenzender Stadtteile anziehen würden und damit den Ge-

bietscharakter im vorliegenden Planbereich stören würden. 

Mischgebiet (MI) 

Das Flurstück südlich der Franz-Schütte-Allee (Flurstück 391) befindet sich im Eigen-

tum der Stadtgemeinde Bremen. Sofern die Freiwillige Feuerwehr in der Mühlenfeld-

straße einem Schulausbau (Grundschule) weichen muss, besteht die Möglichkeit, auf 

der Mischgebietsfläche ein neues Feuerwehrgebäude zu errichten, da innerhalb eines 

Mischgebietes auch Anlagen für Verwaltungen (hier: Freiwillige Feuerwehr) zulässig 

sind. Aufgrund seiner verkehrsgünstigen Lage im Knotenpunktbereich „Franz-Schütte-

Alle/Rockwinkeler Landstraße“ eignet sich das Grundstück insbesondere für die Errich-

tung einer Feuerwache. Darüber hinaus wären innerhalb des Mischgebietes nach Maß-

gabe von § 6 Abs. 2 BauNVO aber u.a. auch Geschäfts- und Bürogebäude allgemein 

zulässig.   

Gartenbaubetriebe und Tankstellen gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 6 und Nr. 7 BauNVO sind 

nicht zulässig, da diese Nutzungen mit dem städtebaulichen Charakter des Plangebie-

tes nicht vereinbar sind und durch zusätzliches Verkehrsaufkommen und die damit ein-

hergehenden Immissionen die Wohnqualität im Plangebiet erheblich beeinträchtigen 

würden (Textliche Festsetzung Nr. 3).  

Darüber hinaus sind die nach § 6 Abs. 2 Nr. 8 BauNVO allgemein (soweit im gewerbli-

chen Gebietsbereich) bzw. nach § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulassungsfähi-

gen Vergnügungsstätten im Sinne von § 4a Abs. 3 Nr. 2, soweit sie nicht wegen ihrer 

Zweckbestimmung oder ihres Umfangs nur in Kerngebieten gem. § 7 BauNVO allge-

mein zulässig sind, nicht zulässig (Textliche Festsetzung Nr. 3). Der Nutzungsaus-

schluss der an sich in einem MI allgemein zulässigen Vergnügungsstätten erfolgt auf 

der Rechtsgrundlage des § 1 Abs. 5 BauNVO. Durch diesen Ausschluss bleibt die all-

gemeine Zweckbestimmung des Baugebiets gewahrt.  

Auch ist der Ausschluss der ausnahmsweise zulassungsfähigen Vergnügungsstätten 

gerechtfertigt, da die nach § 1 Abs. 9 BauNVO dafür erforderlichen besonderen städte-

baulichen Gründe dies rechtfertigen: Der Ausschluss von Vergnügungsstätten dient 

insbesondere dem Schutz der in der Umgebung vorhandenen und auch innerhalb des 

Plangebiets vorgesehenen Wohnnutzung. Nutzungskonflikte, wie beispielsweise die 

Störung der Wohnruhe, sollen vermieden und eine qualitätsvolle Entwicklung des Plan-

gebiets gesichert werden.  

 
2. Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch die Grundflächenzahl (GRZ), die 

Anzahl der Vollgeschosse, die Gebäudehöhe oder die Trauf- und Firsthöhe. 

Mit dem Bebauungsplan 2371 sollen Wohnangebote für unterschiedliche Nutzergrup-

pen geschaffen werden. Während im nördlichen Teil des Plangebietes Mehrfamilien-

häuser, Doppel-, Reihen- und Einzelhäuser geschaffen werden sollen, überwiegen im 

südlichen Teil (südlich der öffentlichen Grünfläche mit historischer Mühle) die Einzel- 
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und Doppelhäuser. Die Grundstücksgrößen der Reihen-, Doppel- und Einzelhäuser fal-

len im Vergleich zu den Grundstücksgrößen in der unmittelbaren Nachbarschaft zu 

Gunsten des Anteils der öffentlichen Grünflächen kleiner aus.  

Für das Mischgebiet (MI) im Norden des Plangebietes wird das Maß der baulichen Nut-

zung durch die GRZ in Verbindung mit der Zahl der Vollgeschosse bestimmt. Das 

Mischgebiet ist dreigeschossig mit einer GRZ von 0,6 bebaubar. Dies ermöglicht eine 

angemessene Bebauung im Kreuzungsbereich der Franz-Schütte-Allee/Ecke Rockwin-

keler Landstraße. Damit wird der seit der BauNVO-Novellierung im Rahmen des Bau-

landmobilisierungsgesetzes (Art. 2 BaulandmobilisierungsG v. 14.06.2021 [BGBl. I S. 

1802] in § 17 Satz 1 BauNVO) geänderte Orientierungswert im MI mit GRZ 0,6 einge-

halten. 

Für die Allgemeinen Wohngebiete wird eine GRZ von 0,25 bis zu 0,35 je nach Grund-

stückssituation festgesetzt. Für das WA 3, WA 5 und WA 8 wird eine GRZ von 0,4 fest-

gesetzt. Die GRZ von 0,4 für die geplanten Mehrfamilienhäuser parallel zur Bahn und 

an der Mühle (WA 8) sowie für die Doppelhäuser im WA 5 liegen unterhalb des Orien-

tierungswerts von GRZ 0,4 im WA nach Maßgabe von § 17 Satz 1 BauNVO.    

Für die Reinen Wohngebiete (WR 1 bis WR 4) wird eine GRZ von 0,25 bzw. 0,4 festge-

setzt. Die festgesetzte GRZ von 0,4 für das WR 1 und 2 entspricht dem städtebauli-

chen Konzept, an dieser Stelle kleinere Grundstücke für die Einzel- und Doppelhäuser 

zugunsten der öffentlichen Grünflächen vorzusehen und schöpft den auch im WR gel-

tenden Orientierungswert einer Obergrenze von GRZ 0,4 aus. 

Für die Bauflächen WR 3 und 4 setzt nach bis zur Bekanntmachung des Bebauungs-

plans 2371 noch geltendem Bebauungsplan 1743 ein Reines Wohngebiet (WR) mit ei-

nem Vollgeschoss, einer GRZ von 0,12, einer GFZ (Geschossflächenzahl) von 0,2 so-

wie Mindestgrundstücksgrößen von 1.200 m² fest.  

Auf Grundlage des Bebauungsplanes 1743 wären auf der Grundstücksfläche des WR 

3 drei Baugrundstücke möglich gewesen. Diese Fläche wurde bis zum Zeitpunkt des 

vorliegenden Planaufstellungsverfahren nicht bebaut. Mit dem Bebauungsplan 2371 

erfolgt die Überplanung und Anpassung der Baufläche (WR 3), so dass künftig die Er-

schließung nicht mehr vom Mühlenweg bzw. über die jeweiligen Baugrundstücke, son-

dern über die Planstraße D erfolgt.  

Eine Mindestgrundstücksgröße wird nicht mehr festgesetzt; damit erfolgt die Anglei-

chung an das städtebauliche Konzept zum Bebauungsplan 2371, welches südlich des 

Grünzuges überwiegend Einzel- bzw. Doppelhäuser vorzieht. Für das WR 3 und 4 wird 

eine GRZ von 0,25 festgesetzt. 

Da für die Baufelder, für die keine Grundflächenzahl (GRZ) festgesetzt ist (WA 4, WA 

6, WA 7, WA 10), die Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen gemäß § 16 Abs. 

3 Nr. 1 BauNVO jedoch festzusetzen ist, erfolgt die Festsetzung, dass die überbauba-

ren Grundstücksflächen voll überbaubar sind (Textliche Festsetzung Nr. 4). Die festge-

setzten Baugrenzen sind so bemessen, dass die in § 17 Satz 1 BauNVO genannten 

Orientierungswerte für Allgemeine Wohngebiete eingehalten werden. 

Entlang der Rockwinkeler Landstraße wird (bis zum Hofmeierhaus) eine Dreigeschos-

sigkeit festgesetzt. Um die im städtebaulichen Konzept beabsichtigte Staffelung der 

Gebäudehöhen entlang der Rockwinkeler Landstraße zu erreichen, werden Gebäude-
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höhen von 12,50 m (Rockwinkeler Landstraße Nr. 16, 18 und 20) sowie für die ge-

plante Mehrfamilienhausbebauung von 14,0 m festgesetzt. Das Hofmeierhaus (Rock-

winkeler Landstraße Nr. 40) mit einer vorhandenen Gebäudehöhe von ca. 11,0 m bil-

det innerhalb des Plangebietes den räumlichen Abschluss entlang der Rockwinkeler 

Landstraße und den Übergang zu der sich anschließenden eingeschossigen Wohnbe-

bauung.  

Parallel zur Bahnanlage werden entsprechend der städtebaulich begründeten Kubatur 

der geplanten Mehrfamilienhäuser Gebäudehöhen von 14,0 m bis zu 19,0 m mit vier 

Vollgeschossen festgesetzt (WA 3, WA 8).  

Die Mehrfamilienhäuser an der Rockwinkeler Landstraße mit einer Gebäudehöhe von 

maximal 14 m bilden faktisch den „Lärmriegel“ für die Einzel-, Doppel-, und Reihenhäu-

ser (s.u. Umweltbericht, D) d)). Für die Einzel- und Doppelhäuser an der Planstraße 

A/B werden zwei Vollgeschosse und eine Gebäudehöhe von 11 m festgesetzt. Auch 

die Reihenhäuser bleiben mit der festgesetzten Firsthöhe von 12 m ebenfalls unterhalb 

der Gebäudehöhen der Mehrfamilienhäuser. 

Für die Einzelhäuser, die mit ihren Grundstücken direkt an die öffentliche Grünfläche 

grenzen, wird aus Gründen des Ensembleschutzes zur Mühle eine Gebäudehöhe von 

12,60 m festgesetzt, da die Dachflächen für die Einzelhäuser nur mit geneigten Dächer 

(30 bis 50 Grad) zulässig sind (Örtliche Bauvorschrift Nr.  28).  

Der Bebauungsplan setzt auch fest, dass eine Überschreitung der festgesetzten maxi-

malen Höhe baulicher Anlagen durch technische Aufbauten, Treppenausstiege, Anla-

gen zur Wärmerückgewinnung und zur Nutzung regenerativer Energien um bis zu    

1,5 m zulässig ist. Die Aufbauten und Anlagen müssen einen Abstand von 1,5 m zur 

Gebäudekante des obersten Geschosses einhalten. Technische Aufbauten, mit Aus-

nahme von Solaranlagen sowie Treppenausstiege sind einzuhausen (Textliche Fest-

setzung Nr. 9).  

Bezugspunkt für alle festgesetzten Höhen baulicher Anlagen ist die Oberfläche der 

Fahrbahnmitte des dem jeweiligen Baukörper am nächsten gelegenen Abschnittes der 

öffentlichen Verkehrsfläche. Bei unterschiedlichen Höhen sind zur Ermittlung des Be-

zugspunktes die Höhen des am tiefsten und am höchsten gelegenen Punktes inner-

halb des dem Bauvorhaben am nächsten gelegenen Abschnitts der öffentlichen Ver-

kehrsfläche zu mitteln (Textliche Festsetzung Nr. 10). Die Festsetzung einer Bezugs-

größe im Bebauungsplan dient der einheitlichen Höhenbestimmung für die im Plange-

biet neu entstehenden Gebäude. 

 
3. Baugrenzen, Bauweise 

Bauweise 

Entsprechend dem städtebaulichen Konzept wird durch den Bebauungsplan 2371 ein 

Wohnangebot für unterschiedliche Zielgruppen geschaffen (Mehrfamilienhäuser, Rei-

hen-, Doppel- und Einzelhäuser).  

Sofern keine Bauweise festgesetzt ist, gelten die bauordnungsrechtlichen Abstandsflä-

chen. Für die Mehrfamilienhäuser an der Mühle wird eine abweichende Bauweise fest-

gesetzt. Hierbei gelten die Vorschriften der offenen Bauweise mit der Maßgabe, dass 

auch Gebäude von mehr als 50 m Länge zulässig sind (Textliche Festsetzung Nr. 5).  

Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 
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Die überbaubaren Grundstücksflächen (Baufenster) werden durch Baugrenzen sowie 

zum Teil durch Baulinien bestimmt. Sie wurden so gewählt, dass die neuen Gebäude 

gegenüber den Straßenverkehrsflächen einen Abstand von mindestens 2 m einhalten, 

um Freiräume zwischen den Gebäuden und den jeweiligen Verkehrsflächen zu si-

chern.  

Eine Überschreitung der Baugrenzen zugunsten der Herstellung von Terrassen, Balko-

nen und Laubengängen ist zulässig, sofern diese bei Terrassen maximal 3 m und bei 

Balkonen maximal 2 m beträgt (Textliche Festsetzung Nr. 6).  

Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Carports  

Um den einheitlichen Charakter des Wohngebietes zu sichern, sind Nebenanlagen so-

wie Stellplätze, Garagen und Carports nur innerhalb der zeichnerisch festgesetzten 

überbaubaren Flächen zulässig (Textliche Festsetzung Nr. 7). Ausgenommen sind 

hiervon Nebenanlagen, die sich unterhalb der Geländeoberfläche befinden. 

Als örtliche Bauvorschrift, gestützt auf § 86 Abs. 1 Nr. 7 BremLBO, wird abweichend 

von § 6 Absatz 8 der Bremischen Landesbauordnung festgesetzt, dass Garagen, wenn 

sie zeichnerisch festgesetzt sind, an der Grundstücksgrenze mit mehr als 9 m Gesamt-

länge errichtet werden dürfen (Textliche Festsetzung Nr. 30, s.u. C) 9.).  

Die Dächer der Tiefgaragen, die nicht als Terrassen genutzt werden, sind durch 

Oberboden (mind. 40 cm Höhe) abzudecken, um eine intensive Dachbegrünung reali-

sieren zu können. Die Sockel der Tiefgaragen sowie der Wohngebäude sind umlau-

fend durch lebende Hecken bis zur Oberkante der Tiefgarage zu verdecken (Textliche 

Festsetzung Nr. 8). Somit wird sichergestellt, dass die freiliegenden Sockel begrünt 

werden und in die Freiraumgestaltung integriert werden.   

Ausnahmsweise kann auf der festgesetzten Garagenfläche (GA) eine Technikzentrale 

(Energiezentrale für Wärmepumpen) mit einer Höhe von max.  3 m errichtet werden 

(Textliche Festsetzung Nr. 22).  

 

4. Verkehr 

Erschließung/Anbindung 

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über zwei neue Anbindungen von der Rock-

winkeler Landstraße (Planstraße A-C und Planstraße D). Zur Anbindung des Bauge-

bietes sind keine Maßnahmen in der Rockwinkeler Landstraße erforderlich. 

Planstraße A-C 

Der nördliche Bereich des Plangebietes wird von der Rockwinkeler Landstraße über 

eine öffentliche Ringstraße (Planstraße A-B), die in einem Wendehammer endet (Plan-

straße C), erschlossen. Von dem Wendehammer aus wird das Plangebiet an den Müh-

lenweg, ausschließlich für den Fuß- und Radverkehr, angebunden. Die Planstraßen A-

C sollen zu Tempo 30 Zonen ausgebaut werden. 

Die im Bebauungsplan festgesetzte öffentliche Straßenverkehrsfläche (Planstraße A - 

C) erschließt die Mehrfamilien-, Doppel- und Reihenhäuser sowie die geplanten Einfa-

milienhäuser. Neben der 5,50 m breiten Fahrbahn im Beidrichtungsverkehr für Pkw 

und Anlieferverkehr (kleine Lkw) berücksichtigt die Planstraße (A und B) auch einen 
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einseitigen Parkplatzstreifen (2,20 m) und einen Grünstreifen mit Mulden zur Versicke-

rung des Niederschlagwassers (3,0 m). Parallel zur Fahrbahn verläuft ein teilweise 

beidseitiger 2,50 m breiter Fußweg, Radfahrende benutzen die Straße.  

In der Planstraße C sind ebenfalls 2,20 m breite Parkbuchten sowie private Grünflä-

chen, bzw. -streifen mit einer Entwässerungsmulde vorgesehen (s. Textliche Festset-

zung 18). 

Planstraße D 

Der südliche Bereich des Plangebietes wird von der Rockwinkeler Landstraße über 

eine in der Planzeichnung festgesetzte Straßenverkehrsfläche (Mischverkehrsfläche 

mit Wendehammer) erschlossen. Zur Vermeidung von „Schleichverkehr“, der also kein 

durch das Planvorhaben hervorgerufener Ziel- und Quellverkehr ist, soll es keine Ver-

bindung für den Kfz-Verkehr von der Planstraße D zum Mühlenweg geben. Die Straße 

ist so auszubauen, dass diese für zu Fuß Gehende und Radfahrende, aber auch für 

Ver- und Entsorgungsfahrzeuge genutzt werden kann (Textliche Festsetzung Nr. 14).  

Innerhalb der festgesetzten Straßenverkehrsfläche sind einseitig Parkplätze sowie ein 

einseitiger private Grünflächen-, bzw. streifen (Mulden zur Versickerung des Nieder-

schlagwassers) berücksichtigt. Die Mindestfahrbahnbreite liegt bei 5,55 m und 4,50 m.  

Straßenbegleitgrün 

Die öffentlichen Straßenräume (Planstraße A-D) erhalten einseitige sowie teilweise 

beidseitige Grünstreifen, die mit Bäumen bepflanzt werden, so dass im Plangebiet je-

der Straßenzug eine individuelle, mit Grün ausgestattete Prägung erhält. 

Rad- und Gehwege 

Um eine Durchwegung zu Fuß oder mit dem Rad durch das Plangebiet zu ermögli-

chen, sind innerhalb des Grünzugs Wegeverbindungen vorgesehen, die von hier in den 

nördlichen und südlichen Teil des Plangebietes führen. Durch diese Quartierswege 

werden die öffentlichen Räume im Plangebiet (Grünzug an der Mühle, Spielflächen am 

Grünzug) und außerhalb des Plangebietes (Ikensdamm, Bahnhof-Oberneuland) ange-

bunden und das Radverkehrsnetz weiter ausgebaut. Zur Absicherung von Geh- und 

Radfahrrechten wurden entsprechende Festsetzungen getroffen (s. Begründung Nr. 6, 

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte). 

Über den festgesetzte Fuß- und Radweg, der südlich an das Mischgebiet (MI) an-

grenzt, kann der an dem Plangebiet gelegene Bahnsteig direkt erreicht werden. Zur 

Unterhaltung der angrenzenden Ausgleichsflächen (nachrichtliche Übernahme) darf 

dieser Weg mit Unterhaltungsfahrzeugen befahren werden (Textliche Festsetzung Nr. 

13).  

Parallel zu der nördlichen Seite der Rockwinkeler Landstraße verläuft heute ein 2,50 m 

breiter Grünstreifen mit Bäumen. Daran schließt sich ein 1,0–1,20 m breiter asphaltier-

ter Weg ohne Bordeinfassung an. Der vorhandene schmale Weg soll zu einem Fuß- 

und Radweg in einer Breite von je 2,50 m ausgebaut werden (Gehweg 2,50 m und 

Radweg im Zweirichtungsverkehr mit 2,50 m). Entsprechend wurde innerhalb des 
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Plangebietes ein 1,0 m breiter (Rockwinkeler Landstraße Nr. 6, 20) bis rd. 3,50 m brei-

ter Grundstücksstreifen auf den privaten Grundstücken als öffentliche Straßenver-

kehrsfläche festgesetzt.  

Einzelheiten zum Bau und zur Gestaltung der geplanten Erschließungsstraßen und 

dem neuen Fuß- und Radweg parallel zur Rockwinkeler Landstraße werden in einem 

parallel zwischen der Stadtgemeinde und der Grundstückseigentümerin abzuschlie-

ßenden Erschließungsvertrag geregelt.     

Öffentliche Parkplatzflächen, Fahrradabstellplätze 

Im öffentlichen Straßenraum stehen 42 Parkplätze zur Verfügung. Somit stehen ausrei-

chend Parkplätze dort zur Verfügung. Diese sind schwerpunktmäßig in dem höher ver-

dichteten nördlichen Teil des Plangebietes angeordnet.  

Private Stellplätze 

Grundsätzlich sind private Stellplatzflächen nur in den überbaubaren Grundstücksflä-

chen und auf den dafür vorgesehenen und besonders festgesetzten Flächen zulässig 

(Textliche Festsetzung Nr. 7).  

Die erforderlichen Pflichteinstellplätze für die Mehrfamilienhäuser werden in den jewei-

ligen Tiefgaragen untergebracht.  

Die Pflichteinstellplätze (Garagen) für die Reihenhäuser werden zwischen den beiden 

Wohnhöfen angeordnet. Das Dach der Garagenreihe, die unmittelbar an den öffentli-

chen Grünzug angrenzt, ist aus Gründen des Umgebungsschutzes zu begrünen, da 

diese direkt in der Sichtachse der unter Denkmalschutz stehenden Mühle liegt (Textli-

che Festsetzung Nr. 12).  

Alle weiteren erforderlichen Stellplätze werden auf den jeweiligen Grundstücken ange-

ordnet.  

Fahrradabstellplätze (privat/öffentlich) 

Die erforderlichen Fahrradabstellplätze werden in den Mehrfamilienhäusern im Erdge-

schoss sowie bei den Reihen-, Doppel- und Einzelhäusern und auf den jeweiligen 

Grundstücken untergebracht. Des Weiteren sind insgesamt mind. 60 Fahrradabstell-

plätze im öffentlichen Straßenraum (im gesamten Plangebiet verteilt) vorgesehen.  

Anbindung an das System des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) 

Das Plangebiet ist durch die Haltestelle am Bahnhof Oberneuland, die durch die Linie 

RB41 (Regionalbahn) und die Buslinien 33, 34 und N3 bedient wird, an den öffentli-

chen Personennahverkehr angebunden. Mit der Regionalbahn besteht eine Verbin-

dung in Richtung Bremen-Zentrum sowie in Richtung Hamburg. Weitere Haltestellen 

an der Rockwinkeler Landstraße sind derzeit von Seiten der Bremer Straßenbahn AG 

(BSAG) nicht geplant. 

Die geplanten Fuß- und Radwege schließen das Plangebiet an den Bahnhof Oberneu-

land an und ermöglichen auf kurzen Wegen den Zugang zu den ÖPNV-Angeboten. 

Der südlich gelegene Bahnsteig ist über den an das Plangebiet angeschlossenen Müh-

lenweg (Wendehammer) zu erreichen. Darüber hinaus ist eine weitere Zuwegung für 
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zu Fuß Gehende und Radfahrende zum verlängerten Bahnsteig im Norden des Plan-

gebietes vorgesehen. Unterhaltungsfahrzeuge (beispielsweise für die angrenzenden 

Ausgleichsflächen) dürfen den Fuß- und Radweg befahren (Textliche Festsetzung 

Nr.13).  

Carsharing 

Zur Verringerung des motorisierten Individualverkehrs im Plangebiet soll neben den 

Fahrradabstellplätzen im öffentlichen Straßenraum (mind. 60 Fahrradabstellplätze) 

auch eine Carsharing Station beitragen. Vorgesehen ist die Carsharing Station mit drei 

Fahrzeugen am Ende des Wendehammers der Planstraße C (neben der barrierefreien 

Parkplatzfläche), da von hier fußläufig der Bahnhof von Oberneuland erreicht werden 

kann. Entsprechende Vereinbarungen sind Bestandteil des Städtebaulichen Vertrags. 

Soziale Infrastruktur 

Durch den Bebauungsplan 2371 sollen auf den Grundstücksflächen der Investorin rd. 

198 Wohneinheiten für unterschiedliche Nutzergruppen geschaffen werden.  

Im direkten Umfeld des Plangebietes befindet sich in fußläufiger Entfernung die neu er-

richtete Kita „Metas Kinnerhus“, die Kita der evangelischen Kirchengemeinde und die 

Tobias Schule mit einer heilpädagogischen Kindergruppe. Weitere Einrichtungen wie 

beispielsweise die Kita des BHC (Bremer-Hockey-Club) am Heinrich-Baden-Weg sind 

geplant, sodass von Seiten der Bildungsbehörde kein weiterer Bedarf formuliert wurde. 

Oberneuland verfügt über zwei staatliche Schulen, die Grundschule Oberneuland und 

die Oberschule Rockwinkel. Des Weiteren gibt es zwei private Schulen (das Ökumeni-

sche Gymnasium sowie die Tobias Schule). Für Oberneuland bleibt es gemäß der 

fachlichen Einschätzung der Senatorin für Kinder und Bildung bei dem Bedarf einer 

Grundschule an dem heutigen Standort. Bedarf besteht jedoch an einer Erweiterung 

der heute dreizügig geführten Grundschule zur Vierzügigkeit. Die Oberschule Rockwin-

kel soll zudem langfristig fünfzügig ausgebaut werden.  

Durch die geplanten Wohneinheiten (B-Plan 2371) ergibt sich zusammenfassend kein 

Bedarf einer zusätzlichen Kita oder einer weiteren Schule.  

Planbedingte Mehrverkehre - Verkehrsgutachten 

Das Plangebiet soll mit Mehrfamilien-, Reihen-, Doppel- und Einzelhäusern sowie mit 

einer sozialen Einrichtung bebaut werden. Für diese Planungen sind im derzeit vorhan-

denen Straßennetz zwei neue Anbindungen (Planstraße A und Planstraße D) an die 

Rockwinkeler Landstraße geplant. Die geplanten Bebauungen generieren zusätzliche 

Verkehre, welche an den angrenzenden Knotenpunkten des übergeordneten Verkehrs-

netzes leistungsgerecht abgewickelt werden müssen (planbedingte Verkehrszu-

nahme).  

 Für das Plangebiet wurde im Jahr 2020 das Ingenieurbüro BERNARD Gruppe ZT 
GmbH, Bremen, beauftragt, die Erhöhung der heutigen Verkehrsbelastung (Ver-
kehrserzeugung) durch die geplante Bebauung zu ermitteln und in diesem Zusam-
menhang die Leistungsfähigkeit an folgenden Knotenpunkten (KP) zu überprüfen. 
KP Lichtsignalanlage „Rockwinkeler Landstraße / Franz-Schütte-Allee“ 

 KP „Rockwinkeler Landstraße / Planstraße A“ 
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 KP „Rockwinkeler Landstraße / Planstraße D“ 
 
Im Rahmen des Verkehrsgutachtens (Stand 2020) wurde die zu erwartende Planungs-

belastung (Verkehrsmengen der Zählung und der Prognose) der maßgebenden Spit-

zenstunde ermittelt. Aufgrund dieser vorliegenden Daten (Oktober 2020) wurde der 

Knotenpunkt Franz-Schütte-Allee/Rockwinkeler Landstraße als leistungsfähig beurteilt.   

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung wurden Bedenken gegen das Verkehrsgutach-

ten (November 2020) und die dem Gutachten zugrunde gelegten Verkehrsdaten erho-

ben. Nach der öffentlichen Auslegung wurde daher zunächst eine erneute Verkehrs-

zählung über den Zeitraum von 5 Tagen (Montag bis Freitag) durchgeführt.  

In der Zeit vom 29.08. – 02.09.2022 wurden an den Zählstellen Lichtsignalanlage 

(LSA) „Franz-Schütte-Allee / Rockwinkeler Landstraße“, Franz Schütte Allee (Fahrtrich-

tung Rockwinkeler Landstraße) in Höhe Achterdieksee, Rockwinkeler Landstraße 

(Fahrtrichtung Franz-Schütte-Allee) in Höhe Tobias-Schule und der LSA „Franz-

Schütte-Allee / Rockwinkeler Heerstraße“ die Verkehrserhebungen durchgeführt. 

Zudem wurden über zusätzliche Erhebungen auf der Rockwinkeler Landstraße (in 

Höhe Tobias-Schule), der Franz-Schütte-Alle (in Höhe Achterdieksee) und der Lichtsig-

nalanlage „Franz-Schütte-Allee / Rockwinkeler Heerstraße“ die Zuflüsse ermittelt, um 

Aussagen zu Rückstaulängen und Rückstauzeitdauern liefern zu können.  

Zusammenfassend wurde festgestellt, dass die aktuell erhobenen Verkehrsdaten im 

Grundsatz den ermittelten Verkehrsdaten aus 2020 entsprechen. Bei der Überprüfung 

der Leistungsfähigkeit des Knotenpunktes (Franz-Schütte-Allee / Rockwinkeler Land-

straße) wurden die bestehenden Einflüsse aus den vorhandenen Rückstaulängen je-

doch nicht entsprechend berücksichtigt (Verkehrsgutachten November 2020), so dass 

eine Überarbeitung dieses Verkehrsgutachtens erforderlich wurde.  Beide Gutachten 

(November 2020/Januar 2023)  sind mit Blick auf § 2 Abs. 3 BauGB Bestandteil des 

Abwägungsmaterials: 

Zur abschließenden Überprüfung der Leistungsfähigkeit des Knotenpunktes wurden an 

der Lichtsignalanlage (LSA) „Rockwinkeler Landstraße / Franz-Schütte-Allee“ jeweils 

für beide Spitzenstunden (Vor- und Nachmittag) unterschiedliche Varianten untersucht.  

Eine Leistungsfähigkeitsberechnung erfolgte für die Varianten:  

 IST-Zustand unter Berücksichtigung der Rückstaulängen,  

 der Planungszustand unter Berücksichtigung der Rückstaulängen zuzüglich der neu 
generierten Verkehre durch das Plangebiet (in den Varianten mit und ohne Signal-
steuerung) sowie 

 der Planungszustand unter Berücksichtigung der Rückstaulängen zuzüglich der neu 
generierten Verkehre durch das Plangebiet sowie Knotenumbau (eine zusätzliche 
Linksabbiegespur mit einer Länge von ca. 40 m auf der Rockwinkeler Landstraße). 

 
Im Ergebnis wurde festgestellt, dass die LSA „Rockwinkeler Landstraße / Franz-

Schütte-Allee“ mit den prognostizierten, zusätzlichen,  aus dem B-Plangebiet 2371 in-

duzierten Verkehren (Quell- und Zielverkehre) entweder durch eine Anpassung der 

Signaltechnik mit Neukonzeption der Steuerung (zusätzliche Detektionseinrichtungen, 

Anpassung der Freigaben im Signalzeitenplan) oder durch die bauliche Herstellung ei-
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ner zusätzlichen Linksabbiegespur auf der südlichen Zufahrt der Rockwinkeler Land-

straße, ebenfalls mit Anpassung der Signalsteuerung, leistungsfähig betrieben werden 

kann.  

Bei der Lösungsvariante, eine zusätzliche Linksabbiegespur einzurichten, reicht der 

vorhandene Verkehrsraum nicht aus, so dass auf einer Länge von ca. 50-60 m eine 5-

6 m breite Fläche östlich der Rockwinkeler Landstraße dafür in Anspruch genommen 

werden müsste. Das würde den Verlust von vier nach der Bremer Baumschutzverord-

nung geschützte Straßenbäume sowie die Verlagerung des Fuß- und Radweges in 

Richtung der im B-Plan festgesetzten Mischgebietsfläche zur Folge haben.     

Bei der Lösungsvariante ausschließlich die Signaltechnik und Signalsteuerung entspre-

chend anzupassen handelt es sich um eine technische Lösung, die ohne Baumverluste 

und ohne die Inanspruchnahme zusätzlicher Flächen mit weiterer Versiegelung aus-

kommt. 

Zur Prüfung, ob die weniger aufwändige technische Variante die Rückstaulängen auch 

ohne Umbau der Kreuzung sicher und leistungsgerecht abbauen kann, wurde ergän-

zend eine mikroskopische Verkehrssimulation durchgeführt, die genauere Erkenntnisse 

hinsichtlich der Verkehrsabläufe liefern kann als die rein systematische Berechnung. 

Die Simulation hat abschließend gezeigt, dass durch die Anpassungen der Signaltech-

nik und Signalsteuerung der LSA „Rockwinkeler Landstraße / Franz-Schütte-Allee“ in 

allen Zufahrten Verkehrsqualitäten für den motorisierten Individualverkehr (MIV) der 

Stufe A-C erreicht werden. Damit ist diese Variante als ausreichend leistungsfähig an-

zusehen.    

In der Abwägung der beiden Lösungsvarianten wurde daher die mit Blick auf die Ver-

meidung von Baumverlusten und ohne Inanspruchnahme zusätzlicher Flächen weniger 

„invasive“ technische Lösung gewählt, um die LSA „Rockwinkeler Landstraße / Franz-

Schütte-Allee mit dem zusätzlichen aus dem B-Plangebiet 2371 induzierten Verkehren 

leistungsfähig betreiben zu können.   

Durch einen Städtebaulichen Vertrag zwischen der Stadtgemeinde Bremen und der In-

vestorin wird mit der Investorin vereinbart, die Kosten für die Anpassung der Signal-

steuerung zu übernehmen. Auch wird hinsichtlich weiterer Regelungen ein Erschlie-

ßungsvertrag zwischen der Stadtgemeinde Bremen und der Investorin abgeschlossen.  

 

5. Grünflächen 

Öffentliche Grünflächen 

Prägendes Element des städtebaulichen Konzeptes ist der Grünzug (öffentliche Grün-

fläche), der zwischen der Bahnanlage und der Rockwinkeler Landstraße liegt und das 

Plangebiet teilt. Im Mittelpunkt des Grünzugs steht die Sichtachse von der Rockwinke-

ler Landstraße zur denkmalgeschützten Mühle. Der Grünzug nimmt die Sichtbeziehung 

zur Mühle auf, indem sich dieser zur Rockwinkeler Landstraße auf eine Breite von rd. 

60 m und bis zur Mühle eine insgesamt durchgängige Breite von mind. 40 m aufweist. 

Nordöstlich der Mühle wird die Grünfläche als Wegeverbindung weitergeführt und 

schafft somit den Anschluss an den Mühlenweg.  
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Um die Sichtachse darüber hinaus optisch zu erweitern, halten die angrenzenden ge-

planten Wohngebäude zum Grünzug beidseitig einen Abstand von mindestens 5 m ein.   

Der Grünzug dient der Bewohnerschaft zur Erholung und als wohnungsnahe Wegever-

bindung. Aber auch über das Plangebiet hinaus dient der Grünzug in Richtung Ikens-

damm als eine wichtige Wegeverbindung innerhalb eines „grünen Netzes“ von Grün- 

und Freiflächen und ist damit nutzbar für eine breite Öffentlichkeit. Das rechtfertigt die 

Zweckbindung als öffentliche Grünfläche  

In nördlicher Richtung, in Höhe der Mühle, weitet sich der Grünzug auf. Auf dieser Flä-

che soll der überwiegende Teil der gemäß Kinderspielflächenortsgesetz erforderlichen 

Spielfläche für die geplanten Mehrfamilien- und Reihenhäuser nachgewiesen werden. 

Durch die zentrale Lage direkt an dem geplanten öffentlichen Grünzug soll die Spielflä-

che nicht nur den Kindern aus dem Plangebiet zur Verfügung stehen, sondern als öf-

fentlicher Spielplatz mit einer Fläche von mind. 1.000 qm gestaltet werden. Die Fläche 

ist in der Planzeichnung als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Spiel-

platz festgesetzt.  

Einzelheiten zur Ausstattung und Qualität werden im städtebaulichen Vertrag festge-

schrieben, der zwischen der Stadtgemeinde und der Investorin parallel zum Bebau-

ungsplan abgeschossen wird.  

Private Grünflächen 

Zwischen der festgesetzten Lärmschutzwand und der Bahnfläche befinden sich künftig 

private Grünflächen. Der Baumbestand ist in diesem Bereich zu erhalten und nach Ab-

gang durch großkronige Laubbäume zu ersetzen. Des Weiteren dienen die privaten 

Grünflächen (parallel zur Bahnanlage) der Unterhaltung der Lärmschutzwand. 

Des Weiteren grenzen in Höhe des Spielplatzes weitere private Grünflächen an (Mul-

den), die der Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers dienen (Begrün-

dung Nr. 7 Niederschlagswasser). Um sicherzustellen, dass die Mulden ausschließlich 

der Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers dienen, sind Einfriedungen 

auf den Muldenflächen nicht zulässig (Textliche Festsetzung Nr. 18).   

Das städtebauliche Konzept sieht für die Mehrfamilienhäuser an der Mühle, deren 

Grundstücke an den Grünzug grenzen, eine mit Hecken begrünte Böschung mit einem 

Steigungsverhältnis von 1:2 vor, um den Sockel der Tiefgarage in die Freiraumplanung 

zu integrieren. Daher wurden diese Flächen als private Grünfläche mit zwei Heckenrei-

hen (Anpflanzung von Hecken) zeichnerisch festgesetzt. 

Für den Baumbestand im Bereich des WA 3 wurde ebenfalls eine private Grünfläche 

festgesetzt. Der Baumbestand ist zu erhalten und nach Abgang durch großkronige 

Laubbäume zu ersetzen (Textliche Festsetzung Nr. 21). 

Werden auf privaten Flächen weitere Spielflächen gemäß Kinderspielflächenortsgesetz 

erforderlich bzw. nachgewiesen, so ist sicherzustellen, dass diese Flächen einen Ab-

stand von 50 m zur Bahnstrecke einhalten, da es sich bei der Bahnstrecke um eine 

Hauptstrecke der Deutschen Bahn handelt und die Empfehlungen zur Gesundheitsvor-

sorge bei Niederfrequenzanlagen der Senatorin für Gesundheit vom 09.11.2017 zu be-

achten sind (Begründung Nr. 10. Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen). 
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6. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 

Innerhalb des Plangebietes ist eine durchgängige Wegeführung durch das Plangebiet 

zu Fuß oder mit dem Rad vorgesehen. Entsprechend sind innerhalb des Grünzugs (öf-

fentliche Grünfläche) Wegeverbindungen vorgesehen, die von dort in den nördlichen 

und südlichen Teil des Plangebietes führen.  

Nördlich des Grünzugs befinden sich die Wohnhöfe der Reihenhäuser, die den Anwoh-

nenden als Spiel- und Treffpunkt dienen. Aufgrund dieses „halb-öffentlichen“ Aufent-

haltscharakters sollen die Wege zu den Wohnhöfen sowie zu der Garagenanlage als 

private Wege hergestellt werden.  

Zur rechtlichen Absicherung der privaten Verkehrsflächen im Bereich der Reihenhäu-

ser und um eine Durchwegung wie oben beschrieben zu gewährleisten, werden die 

vorgenannten Flächen als mit der Allgemeinheit dienenden „Geh- und Radfahrrech-

ten“ zugunsten der Stadtgemeinde Bremen zu belastende Fläche zeichnerisch festge-

setzt.    

Die Einzelhäuser zwischen der Planstraße D und dem Grünzug werden über private 

Wege bzw. Stichwege erschlossen, da diese ausschließlich die privaten Grundstücke 

erschließen. Um von der Planstraße D die öffentlichen Grünflächen auf kurzem Weg 

erreichen zu können, ist der mittig zwischen dem WR 1 und WR 2 liegende Weg nicht 

als Stichweg, sondern als durchgängiger privater Weg vorgesehen. Damit der Zugang 

zum Grünzug auch für die Öffentlichkeit gesichert wird, ist eine Fläche festgesetzt, die 

mit der Allgemeinheit dienenden „Geh- und Radfahrrechten“ zugunsten der Stadtge-

meinde Bremen sowie für den Anliegerverkehr zu belasten ist.  

Zwischen der Planstraße B und den Grundstücksflächen Rockwinkeler Landstraße 16, 

18 und 20 besteht die Möglichkeit einer Bebauung mit Einzelhäusern. Aufgrund von 

derzeit unterschiedlichen Eigentumsverhältnissen wird zur Sicherung der plangemäßen 

Erschließung für Teilbereiche ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Eigen-

tümer der angrenzenden Grundstücke zeichnerisch festgesetzt.  

Dies gilt ebenso für ein Teilgrundstück an der Planstraße D. Aufgrund von derzeit un-

terschiedlichen Eigentumsverhältnissen ist die plangemäße Erschließung des angren-

zenden Flurstücks für einen Teilbereich rechtlich abzusichern. Daher ist die zeichneri-

sche Festsetzung eines Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes zugunsten der Eigentümer 

der angrenzenden Grundstücke erforderlich. 

 

7. Entwässerung, Abwasserbeseitigung, Abfallentsorgung und Energieversorgung 

Das Plangebiet grenzt an die Rockwinkeler Landstraße an, in der sich ein Schmutz-

wasserkanal befindet. Ein Niederschlagswasserkanal ist nicht vorhanden. Unterhalb 

des parallel zur Rockwinkeler Landstraße verlaufenden Fuß- und Radweges verläuft 

eine Gas- und Trinkwasserleitung des Versorgers Wesernetz.  

Schmutzwasser 

Betreiberin des vorhandenen Schmutzwassernetzes ist HanseWasser Bremen GmbH. 

Für das neue Wohnquartier soll ein separater Freispiegelgefällekanal für Schmutzwas-

ser hergestellt werden, der an den vorhandenen Schmutzwasserkanalanschließt.  
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Gemäß Angaben von HanseWasser Bremen ist der vorhandene Schmutzwasserkanal 

ausreichend hydraulisch dimensioniert, um das zusätzliche Schmutzwasser aus dem 

Neubaugebiet aufzunehmen.  

Niederschlagswasser 

In direkter Umgebung des Plangebiets befindet sich kein vorhandener Regenwasser-

kanal, der als Vorflut für anfallendes Regenwasser dienen kann. Auch der Deichver-

band unterhält keine Gräben oder Fleete im Vorhabenbereich, in die anfallendes Nie-

derschlagswasser eingeleitet werden kann. 

Die zu erwartende Entwässerungssituation im Plangebiet wurde durch das Ingenieur-

büro Umtec aus Bremen untersucht (Umtec, Sichtung Versickerung von Nieder-

schlagswasser vom 22.06.2017). Demnach liegen im Plangebiet grundsätzlich für Bre-

mer Verhältnisse günstige Bedingungen für eine Versickerung von Niederschlagswas-

ser vor. 

Das Niederschlagswasser aus dem Bereich des Plangebietes ist daher vor Ort zu ver-

sickern. Dabei sind öffentliche und private Anlagen voneinander zu trennen. 

Die Niederschlagsentwässerung der öffentlichen Straßenverkehrsflächen erfolgt über 

öffentliche Mulden, die entlang der Straßenverkehrsflächen verlaufen. Die für die Mul-

den erforderlichen Flächen sind Bestandteile der öffentlichen Verkehrsflächen. Einzel-

heiten zur Herstellung und Unterhaltung der Mulden werden in dem Erschließungsver-

trag, der zwischen der Investorin und der Stadtgemeinde geschlossen wird, geregelt. 

Entsprechend setzt der Bebauungsplan fest, dass das auf den öffentlichen Straßenver-

kehrsflächen anfallende Niederschlagswasser zu versickern ist. Die Versickerungsan-

lagen der öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind für ein 30-jähriges Regenereignis 

zu dimensionieren und nachzuweisen. Sofern der vorgenannte Nachweis nicht er-

bracht werden kann, ist sicherzustellen, dass die Abflüsse dieses Ereignisses schadlos 

im Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen verbleiben(Textliche Festsetzung Nr. 16). 

Auf den privaten Grundstücken sind wasserführende Rasenmulden und unterirdische 

Rigolen zur Rückhaltung und Versickerung vorgesehen. 

Zur Sicherung der vorgesehenen dezentralen Niederschlagsentwässerung setzt der 

Bebauungsplan fest, dass Niederschlagswasser, welches nicht als Brauchwasser ge-

nutzt wird, auf den Grundstücken, auf denen es anfällt, zu versickern ist. Die Versicke-

rungsanlagen sind zur Starkregenvorsorge mindestens für ein 30-jähriges Regenereig-

nis zu dimensionieren und nachzuweisen. Sofern der vorgenannte Nachweis nicht er-

bracht werden kann, ist sicherzustellen, dass die Abflüsse dieses Ereignisses schadlos 

auf dem Grundstück verbleiben. Hiervon ausgenommen sind Bestandsgebäude (vor 

Bekanntmachung des Bebauungsplanes errichtete Gebäude) deren Entwässerung 

nicht wesentlich geändert wird. Der Nachweis der Anforderungen hat im Einzelfall zu 

erfolgen (Textliche Festsetzung Nr. 17). 

Die in der Planzeichnung festgesetzten privaten Grünflächen (Mulden), die an den öf-

fentlichen Grünzug angrenzen, dienen der Versickerung des anfallenden Nieder-

schlagswassers der privaten Grundstücke. Damit die Mulden für eine Niederschlags-

entwässerung zur Verfügung stehen, wurde festgesetzt, dass diese auf Dauer für die-

sen Zweck bereitzustellen und zu unterhalten sind (Textliche Festsetzung Nr. 18).    
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Abfallentsorgung 

Um eine störungsfreie und ordnungsgemäße Abfallentsorgung gewährleisten zu kön-

nen, werden die Müllbehälter zur Müllentsorgung an die jeweilige öffentliche Straße ge-

schoben. Die jeweiligen Aufstellflächen der Müllbehälter befinden sich auf den Privat-

grundstücken.  

Die Müllbehälter aus den Mehrfamilienhäusern (Planstraße C) sollen zur Müllentsor-

gung an die Straße (im Bereich der Ecke Planstraße A/Planstraße C) geschoben wer-

den, so dass das Müllfahrzeug nicht in den Wendehammer der Planstraße C einbiegen 

muss. 

Planstraße D: Die Planstraße soll zum Durchfahren der Müllfahrzeuge in Richtung 

Mühlenweg mit herausnehmbaren Pollern versehen werden, da der Wendehammer 

(Planstraße D) nicht von den Müllfahrzeugen genutzt werden soll.  

Energieversorgung 

Ziel für die energetische Versorgung des Plangebietes ist die Nutzung von erneuerba-

ren Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie gemäß §1 Abs. 6 

Nr.7f BauGB. 

Innerhalb des Plangebietes soll auf den Flächen der Zuhause GmbH & Co KG folgen-

des nachhaltiges Wärme- und Energieversorgungskonzept realisiert werden. Mit der 

Umsetzung dieses Konzeptes wird das Ziel der Stadtgemeinde Bremens sich zu einer 

klimaneutralen Stadt zu entwickeln unterstützt.  

Wärmeproduktion: 

Das geplante Konzept zur Wärmeversorgung basiert auf der Nutzung von Erdwärme, 

die mittels Sonden dem Erdreich entzogen wird. Der für die Wärmeerzeugung notwen-

dige Hilfsstrom wird vornehmlich über Photovoltaik-Anlagen auf den Dachflächen der 

Technikzentrale, des Garagenhofs und der Lärmschutzwand vor Ort produziert.  

Die Wärmeerzeugung erfolgt zentral in einer Technikzentrale (Energiezentrale). Von 

dort werden über ein Niedertemperaturwärmenetz alle Gebäude des Baugebietes mit 

nachhaltig produzierter Wärme aus der Technikzentrale versorgt.  

Die Technikzentrale kann ausnahmsweise auf der festgesetzten Garagen-Fläche (GA) 

errichtet werden (Textliche Festsetzung Nr. 22), die Höhe der Energiezentrale wird auf 

3 m begrenzt. 

Für die Erzeugung der notwendigen Wärme sind ca. 55 Tiefenbohrungen mit einer 

Tiefe von jeweils ca. 120 m notwendig, um mittels Erdsonden die notwendige Wärme-

menge dem Erdreich zu entziehen. Um einen hohen Wirkungsgrad der Erdsonden zu 

erzielen müssen die Bohrungen einen größeren Abstand untereinander einhalten.  

Die Erdsonden sollen auf privaten Flächen (private Verkehrs- und Grünflächen) einge-

bracht werden. Um die Versorgungssicherheit für das Plangebiet zu gewährleisten sind 

weitere Erdsonden innerhalb der öffentlichen Grünfläche (Parkanlage) im Bereich der 

Wegeflächen, einzubringen. Entsprechend wurde festgesetzt, dass innerhalb der öf-

fentlichen Grünfläche (Parkanlage) Erdsonden mit den dafür erforderlichen Leitungen 

unter Erdgleiche eingebaut werden können (Textliche Festsetzung Nr. 20). 

Mittels unterirdischer Leitungen wird die Erdwärme zu den Wärmetauschern in der 

Technikzentrale gefördert.  
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Photovoltaik: 

Planerisch ist die Errichtungspflicht von Photovoltaik-Anlagen (PV-Anlagen) auf Dä-

chern von Neubauten, soweit der Denkmalschutz dem nicht entgegensteht, auf der 

Rechtsgrundlage des § 9 Abs. 1 Nr. 23 b) BauGB gerechtfertigt.  

Die PV-Errichtungspflicht, soweit wirtschaftlich darstellbar, bezieht sich nach Maßgabe 

der vorgenannten Rechtsgrundlage nur auf Neubauten. Bestandsgebäude sind ausge-

nommen, es sei denn, sie werden wesentlich baulich erweitert (Aufbauten in die Höhe 

oder Erweiterung in die Fläche).  

Der Bebauungsplan setzt für das gesamte Plangebiet fest, dass bei der Errichtung von 

Gebäuden auf mindestens 70 % der Bruttodachflächen Photovoltaikanlagen (PV-Anla-

gen) nach dem Stand der Technik zu errichten sind und diese mit PV-Anlagen zu bele-

gen sind; Dachterrassen können davon abgezogen werden. Eine Unterschreitung der 

Mindestfläche (70 % der Bruttodachfläche) kann zugelassen werden, wenn sicherge-

stellt ist, dass die unterschrittene Menge von PV-Anlagen (Modulflächen) an anderer 

Stelle innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes errichtet wird. Auf die 

festgesetzten 70 % Bruttodachfläche kann die Belegung der Garagen, der Carports, 

der Energiezentrale sowie die Belegung der Lärmschutzwand mit PV-Modulen ange-

rechnet werden (Textliche Festsetzung Nr. 11). 

Im Bereich der Sichtachse der Mühle (WA 6 bis WA 10, WR 1 und WR 2) sowie an-

grenzend an das Hofmeierhaus (WA 11) ist im Baugenehmigungsverfahren vor der Er-

richtung von PV-Anlagen das behördliche Einvernehmen mit dem Landesamt für Denk-

malpflege herzustellen (Textliche Festsetzung Nr. 11). 

Auf den Flächen der Zuhause GmbH & Co KG. können mind. 70 % installierter PV-Mo-

dulfäche bezogen auf die Gesamtbruttodachfläche inklusive der Dachfläche der ge-

planten Energiezentrale, der Garagendächer sowie der Lärmschutzwand nachgewie-

sen werden. Bei der Berechnung der Bruttodachfläche der Gebäude können die Dach-

terrassen abgezogen werden, da diese nicht für eine Belegung mit PV-Modulen in Be-

tracht kommen.  

Die PV-Module werden an der LSW (in den Abschnitten die parallel zur Planstraße B 

und C verlaufen) im Bereich der oberen 4 m der LSW angeordnet. In einem Städtebau-

lichen Vertrag werden Vereinbarungen zum Umfang der PV-Errichtungspflicht sowie 

zum Einbringen der Erdsonden innerhalb der öffentlichen Grünfläche getroffen. 

Die geplanten Gebäude werden nach der Bundesförderung für effiziente Gebäude 

(BEG, vormals KfW) 40 Standard errichtet.  

 
Festsetzungen zur Errichtungspflicht von Solarthermie sieht der Bebauungsplan nicht 

vor, da diesbezüglich das Gebäudeenergiegesetz (GEG) regulierend wirkt. Nur mit 

Blick auf die örtlichen Bauvorschriften werden insoweit auch bauliche Vorgaben zu So-

larthermie-Anlagen gemacht. 

 

8. Erhaltungsbereich | Denkmalschutz | Archäologie 

Das im Süden des Plangebiets liegende niedersächsische Bauernhaus, welches 1902 

von Eduard Gildemeister als Hofmeierhaus für das Landgut Hasse errichtet wurde, 

wird durch diesen Bebauungsplan mit einer Festsetzung als Erhaltungsbereich gemäß 
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§ 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB als in den Bebauungsplan integrierte Erhaltungssat-

zung gesichert. Die Festsetzung als Erhaltungsbereich (vgl. Planzeichenverordnung 

(PlanZV) Nr. 14.1) und damit die Erhaltung des Bauernhauses trägt zu der Sicherung 

der dörflichen Gebietscharakteristik bei. Der Rückbau, die Änderung oder die Nut-

zungsänderung und die Errichtung baulicher Anlagen bedürfen in dem Erhaltungsbe-

reich der Genehmigung (Textliche Festsetzung Nr. 15). Das verlangt die Ermächti-

gungsnorm des § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 BauGB. Die weiteren Anforderun-

gen an die Genehmigung in den Fällen des § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB ergeben 

sich unmittelbar aus § 172 Abs. 3 BauGB. 

Das Landesamt für Denkmalpflege beabsichtigt das ehemalige Hofmeierhaus als Ein-

zeldenkmal in die Denkmalliste einzutragen. Das Eintragungsverfahren ist noch nicht 

abgeschlossen.  

Am östlichen Rand des Plangebietes, angrenzend an den Mühlenweg, befindet sich 

die Oberneulander Mühle, die ein eingetragenes Kulturdenkmal nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 

des Bremischen Denkmalschutzgesetzes (BremDSchG) ist und damit den Schutzvor-

schriften dieses Gesetzes unterliegt. Gemäß § 10 BremDSchG sind Neubauten in der 

Nachbarschaft von Denkmalen denkmalfachlich unter den Gesichtspunkten des Umge-

bungsschutzes zu prüfen. 

Die Mühle ist seit 1972 eine Außenstelle des Bremer Focke-Museums und prägt das 

Plangebiet und Oberneuland. In der Mühle wird der Öffentlichkeit die regionale Mühlen-

geschichte und Mühlentechnik vermittelt.  

Die Umgrenzung der Mühle als Denkmal wurde in der Planzeichnung nachrichtlich 

übernommen.  

Im Plangebiet ist mit dem Vorhandensein archäologischer Bodenfundstellen zu rech-

nen. Vor Beginn von Erdarbeiten, insbesondere auch bei den Kampfmittelsucharbeiten, 

ist eine Zusammenarbeit mit der Landesarchäologie sicherzustellen. 

 

9. Örtliche Bauvorschriften gem. Bremischer Landesbauordnung (BremLBO),  

gestalterische Festsetzungen 

Einfriedungen der Grundstücke (Nr.   24, 25) 

Die Abgrenzung der privaten Gärten, die an den öffentlichen Grünzug grenzen, stellen 

ein wesentliches gestaltendes Element im Bereich der Sichtachse zur Mühle dar. An 

ihre Ausgestaltung wird daher ein hoher Anspruch gestellt, damit der Blick auf die 

Mühle gelenkt wird. Um dies zu erreichen, werden Bepflanzungs- und Unterhaltungs-

gebote für Hecken festgesetzt.  

Die Einfriedungen der Grundstücke zur öffentlichen Grünfläche (Grünzug) sind nur als 

Hecke aus standortgerechten heimischen Gehölzen (z.B. Hainbuche) in einer Höhe 

von mindestens 1,5 m herzustellen, dauerhaft zu unterhalten und bei Abgang zu erset-

zen, um ein einheitliches Bild zu erhalten. Zäune sind nur in Verbindung mit Hecken 

zulässig, wenn sie von diesen zu den öffentlichen Flächen hin verdeckt werden.  
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Die Einfriedungen der Grundstücke zum öffentlichen Verkehrsraum sind nur als He-

cken in einer Höhe von mindestens 1,20 m aus standortgerechten heimischen Gehöl-

zen zulässig. Zäune sind dort nur in Verbindung mit Hecken zulässig und müssen von 

diesen zu den öffentlichen Flächen hin verdeckt sein. Als Heckengehölze können z.B. 

Hainbuche, Buche und Weißdorn gepflanzt werden.  

Einfriedungen zwischen den Grundstücken sind auch ohne Hecken zulässig. 

 

Solarthermie- und Photovoltaik (Nr.  26) 

Mit Blick auf die für das gesamte Plangebiet in Ziffer 11 festgesetzte Errichtungspflicht 

von Photovoltaikanlagen auf Dächern von Neubauten (Hauptgebäude) sind diese so 

anzubringen, dass sie die Gestaltung des Gesamtgebäudekörpers nicht beeinträchti-

gen. Dasselbe gilt für Solarthermieanlagen, für die keine Errichtungspflicht besteht. Bei 

Flachdächern sind aufgeständerte Solarthermie- und Photovoltaikanlagen nur bis zu 

einer Höhe von 1,5 m zulässig. Die Anlagen müssen einen Abstand von 1,5 m zur Ge-

bäudekante des obersten Geschosses einhalten. Aufgeständerte Solaranlagen sind 

durch eine Attika oder ähnliches zu verdecken. Bei geneigten Dächern sind die Solar-

thermie- und Photovoltaikanlagen nur in der Neigung der Dachfläche aufgelegt oder 

eben gleich zur Dachfläche zulässig.  

Rückstaffelung (Nr.   27) 

Bei den geplanten Gebäuden des geförderten Wohnungsbaus laufen die Treppenhäu-

ser in den Dachgeschossen durch, eine Rückstaffelung in diesem Bereich ist nicht 

möglich. Daher wird festgesetzt, dass abweichend von § 2 Abs. 7 Bremische Landes-

bauordnung (BremLBO) Treppenhäuser, die zur Erschließung der obersten Geschosse 

dienen, nicht von der Außenwand des darunterliegenden Geschosses zurücktreten 

müssen („aufgehende Wand“) und bis zur Dachkante des obersten Geschosses ge-

führt werden können. 

Dachflächen, Fassaden (Nr.  28, 29) 

Direkt südlich an dem öffentlichen Grünzug (öffentliche Grünfläche) können Einzelhäu-

ser errichtet werden (WR 1 und 2). Die Grundstücke liegen im Umgebungsschutz der 

Oberneulander Mühle. Die Dachflächen der Gebäude in den Reinen Wohngebieten 

WR 1 und 2, deren Grundstücke direkt an die öffentliche Grünfläche angrenzen, sind 

daher als geneigte Dächer mit einer Dachneigung zwischen 30 und 50 Grad auszubil-

den. Die Dachflächen sind nur in nicht glänzender Oberfläche und in den Farben rot, 

rotbraun und anthrazit zulässig. Die Fassaden der Gebäude sind in Ziegeln auszubil-

den. Die Fassaden der Garagen sind im gleichen Material wie die Fassaden der jewei-

ligen Gebäude auf dem Baugrundstück herzustellen.   

Durch die örtlichen Bauvorschriften soll ein einheitliches Bild der Architektur im direkten 

Umfeld der Mühle sichergestellt werden. 

Schließlich wurde als weitere örtliche Bauvorschrift, gestützt auf § 86 Abs. 1 Nr. 7 

BremLBO, abweichend von § 6 Absatz 8 der Bremischen Landesbauordnung festge-

setzt, dass Garagen, wenn sie zeichnerisch festgesetzt sind, an der Grundstücks-

grenze mit mehr als 9 m Gesamtlänge errichtet werden dürfen (Textliche Festsetzung 

Nr.  30).  
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10. Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen  

 Festsetzungen zum Lärmimmissionsschutz 

Das Plangebiet ist Lärm ausgesetzt. Von der Eisenbahnstrecke Bremen–Hamburg so-

wie von der Rockwinkeler Heerstraße gehen Lärmemissionen aus, die auf das Plange-

biet einwirken. Relevante Lärmimmissionen aus gewerblichen Nutzungen bestehen 

nicht, da das Plangebiet von Wohnbebauung umgeben ist. Die getroffenen Schall-

schutzfestsetzungen tragen diesen Vorbelastungen Rechnung. 

Die Belastung durch Schienen- und Straßenlärm im Plangebiet, unter Einbeziehung 

auch der auch vom Planvorhaben ausgehenden Kfz-Mehrverkehre, wurde schalltech-

nisch untersucht (Bonk-Maire-Hoppmann GbR, Schalltechnische Untersuchung zum 

Bebauungsplan 2371 „Oberneulander Mühle“, 07.10.2020). Das Ergebnis ist unter D) 

Umweltbericht, d) Auswirkungen auf den Menschen durch Immissionen, dargestellt. 

Magnetische Felder der Bahnstrecke 

An elektrifizierten Bahnstrecken sind neben den Anforderungen der 26. Verordnung zur 

Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchV) die Anforderungen 

der Empfehlungen zur Gesundheitsvorsorge bei Niederfrequenzanlagen in Planungs-

vorhaben der Senatorin für Gesundheit vom 09.11.2017 zu beachten, um in potentiel-

len Daueraufenthaltsbereichen von Kindern die magnetischen Belastungen zu minimie-

ren. Bei der Bahnstrecke Hamburg-Bremen handelt es sich um eine Hauptstrecke der 

Deutschen Bahn. In einem Abstand von 50 m zwischen Bahnstrecke und möglicher 

Spielfläche können die genannten Empfehlungen eingehalten werden.  

 

11. Kampfmittel | Altlasten 

Kampfmittel 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist mit Kampfmitteln zu rechnen. Vor Auf-

nahme der planmäßigen Nutzung ist in Zusammenarbeit mit den zuständigen Stellen 

eine Beseitigung der Kampfmittel sicherzustellen.  

Altlasten 

Im Bereich des Plangebietes wurden flächendeckend historische Recherchen durchge-

führt. Dabei wurden keine potentiell altlastenrelevanten Nutzungen ermittelt. Die Aus-

wertung von Luftbildern, die Durchführung von Ortsbegehungen und Personenbefra-

gungen ergaben für das Plangebiet keine Hinweise auf schädliche Bodenveränderun-

gen oder Altlasten. 

Darüber hinaus liegen keine Hinweise auf Altlasten oder schädliche Bodenverunreini-

gungen vor, die erhebliche Konflikte mit den im Plan festgesetzten Nutzungen erwarten 

lassen. 

12.    Nachrichtliche Übernahmen 

Innerhalb des Plangebietes befindet sich ein Teilbereich der Bahnstrecke Bremen-

Hamburg (nach dem einschlägigen Fachrecht planfestgestellte Betriebsanlagen), der 

entsprechend als Bahnanlage im Bebungsplan 2371 nachrichtlich übernommen wird. 
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Im Norden des Plangebiets, zwischen der Eisenbahnstrecke und der Zuwegung zum 

Trogbauwerk Franz-Schütte-Allee, liegt das Flurstück 391 (Eigentum der Stadtge-

meinde Bremen). Auf einem Teil des Flurstücks befinden sich naturschutzfachliche 

Ausgleichsmaßnahmen (Gehölzflächen mit vorgelagerten Blühstreifen) für die Beseiti-

gung der höhengleichen Bahnübergänge Oberneuland, die planfestgestellt sind (vgl. 

Planfeststellungsbeschluss vom 10.12.2004) und im vorliegenden Bebauungsplan 

ebenfalls nachrichtlich übernommen werden.  

Darüber hinaus wurde ein eisenbahnrechtliches Planfeststellungsverfahren für die Ver-

längerung der Bahnsteige des Bahnhofs Oberneuland durch das Eisenbahn-Bundes-

amt durchgeführt. Der Planfeststellungsbeschluss erfolgte am 02.01.2020. Die durch 

das geplante Vorhaben entstehenden Eingriffe sind auszugleichen. Der Planfeststel-

lungbeschluss legt zwei Kompensationsmaßnahmen fest. Neben der Kompensation 

von 18 Baumersatzpflanzungen (außerhalb des Plangebietes) ist innerhalb des B-Plan-

gebietes 2371 (auf der städt. Fläche, Flurstück 391) zusätzlich zu den oben genannten 

Ausgleichsmaßnahmen ein Eichenmischwald (auf einer Fläche von 325 qm) zu entwi-

ckeln sowie ein 5 m breiter Blühstreifen neu anzulegen. Entsprechend wurden diese 

Flächen als „Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Natur und Landschaft“ in die Planzeichnung nachrichtlich übernommen. 

Neben der vorstehend erläuterten nachrichtlichen Übernahme, werden zudem im Plan 

bereits nach Denkmalschutzrecht erfolgte Regelungen (Ensemble-Schutz der gesam-

ten Anlage inclusive der Mühle als Denkmal) nachrichtlich übernommen.  
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D) Umweltbericht  

1) Einleitung 

Inhalt und Ziele des Bebauungsplans sind in den Teilen A bis C der Begründung dar-

gestellt. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurden die Umweltbereiche, die 

durch die Festsetzungen des Bebauungsplans berührt sind, mit ihren entsprechenden 

Wirkungsfeldern betrachtet und bewertet. Die einschlägigen Fachgesetze und Fach-

pläne für die von der Planung betroffenen Schutzgüter sind in Punkt 2 unter den jewei-

ligen Schutzgütern im Detail aufgeführt.  

Für die Umweltprüfung wurden folgende Unterlagen herangezogen, die im Rahmen der 

öffentlichen Auslegung zugänglich sind und die die Grundlage für die Beschreibung 

und Bewertung der Umweltauswirkungen im Umweltbericht nach § 2a Baugesetzbuch 

(BauGB) darstellen:  

 Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan 2371 „Oberneulander 

Mühle“, Bonk-Maire-Hoppmann GbR, Garbsen, Oktober 2020 

 Verkehrsgutachten (BERNARD Gruppe ZT GmbH, Bremen, November 2020, Ja-

nuar 2023) 

 Grünordnungsplan zum Bebauungsplan 2371 in Bremen - Oberneuland, Tesch 

Landschafts- und Umweltplanung, Dezember 2022 

 Ergänzende Stellungnahme zum Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag zum B-Plan 

2371, Tesch Landschafts- und Umweltplanung, März 2023 

 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum Bebauungsplan 2371 Bremen - Oberneu-

land Tesch Landschafts- und Umweltplanung, September 2021 

 Versickerung von Niederschlagswasser, Umtec, Prof. Biener, Sasse, Konertz, Bre-

men, Juni 2017 

 
2) Ziele des Umweltschutzes, Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

Im Folgenden werden die wesentlichen Bestandteile der Umwelt im Einwirkungsbe-

reich des Vorhabens und die wesentlichen Umweltauswirkungen des Vorhabens ge-

mäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB dargestellt. 

a) Auswirkungen auf Natur und Landschaft (Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, 

Klima) (§1 Abs. 5, Abs. 6 Nr. 7a, b, f und § 1a Abs. 3 und 4 BauGB) 

Ziele und Grundsätze des Umweltschutzes 

Gemäß § 1 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die Belange des Natur-

schutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen. Bauleitpläne sollen dazu bei-

tragen, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den 

Klimaschutz und die Klimaanpassung sowie das Orts- und Landschaftsbild zu erhalten 

und zu entwickeln. 

Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen, die Eingriffe in Natur und Landschaft erwar-

ten lassen ist gemäß § 18 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in Verbindung mit 

§ 1a BauGB die Eingriffsregelung anzuwenden. Danach sollen vermeidbare Beein-

trächtigungen von Natur und Landschaft durch geeignete Maßnahmen vermieden oder 

vermindert werden. Für verbleibende erhebliche Beeinträchtigungen sind Ausgleichs-

maßnahmen vorzusehen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass gemäß § 1a Abs. 3 Satz 6 
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BauGB ein Ausgleich nicht erforderlich ist, soweit die Eingriffe bereits vor der planeri-

schen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren. Der Nachweis erfolgt durch die 

Gegenüberstellung der bisher zulässigen Bebauung der rechtskräftigen Bebauungs-

pläne und der zukünftigen zulässigen Bebauung durch den Bebauungsplan 2371 (vgl. 

Kap. VIII). 

Nach § 1 Abs. 3 Nr. 5 BNatSchG sind insbesondere wildlebende Tiere und Pflanzen, 

ihre Lebensgemeinschaften sowie ihre Biotope und Lebensstätten zur dauerhaften Si-

cherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts zu erhalten. Es gel-

ten die artenschutzrechtlichen Bestimmungen gemäß Kapitel 5 BNatSchG. 

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umge-

gangen werden. Dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von 

Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde ins-

besondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere 

Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das not-

wendige Maß zu begrenzen. Gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz sind die Funktionen 

des Bodens nachhaltig zu sichern oder wiederherzustellen.  

Gemäß § 1 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne u. a. die Auswirkungen 

auf das Wasser sowie der sachgerechte Umgang mit Abwässern zu berücksichtigen. 

Die Belange des Schutzgutes Wasser sind insbesondere in folgenden Fachgesetzen 

verankert: Bundesweit werden im Wasserhaushaltsgesetz (WHG) Ziele des Umwelt-

schutzes für das Schutzgut Wasser festgesetzt. Hierin sind die Regelungen der euro-

päischen Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) bereits integriert. In Bremen sieht das Bre-

mische Wassergesetz (BrWG) ergänzende landesspezifische Regelungen vor. Gemäß 

Wasserhaushaltsgesetz sind Gewässer grundsätzlich zu erhalten, zu vermehren und 

möglichst naturnah zu gestalten. Schmutz- und Niederschlagswasser ist so zu beseiti-

gen, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird. 

Bauleitpläne sollen gemäß § 1a Abs. 5 BauGB den Erfordernissen des Klimawandels 

sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken als auch durch sol-

che, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung tragen. Gemäß § 1 

Abs. 3 Nr. 4 BNatSchG sind Luft und Klima auch durch Maßnahmen des Naturschut-

zes und der Landschaftspflege zu schützen. Dies gilt insbesondere für Flächen mit 

günstiger lufthygienischer oder klimatischer Wirkung wie Frisch- und Kaltluftentste-

hungsgebiete oder Luftaustauschbahnen. Dem Aufbau einer nachhaltigen Energiever-

sorgung, insbesondere durch eine zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien 

kommt eine besondere Bedeutung zu.  

Nach § 1 Abs. 4 Nr. 2 BNatSchG sind zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart 

und Schönheit sowie des Erholungswertes von Natur und Landschaft insbesondere 

zum Zweck der Erholung in der freien Landschaft nach ihrer Beschaffenheit und Lage 

geeignete Flächen vor allem im besiedelten und siedlungsnahen Bereich zu schützen 

und zugänglich zu machen. 
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Naturschutzrechtliche Festsetzungen und landschaftsplanerische Zielsetzungen für 

den Geltungsbereich des Bebauungsplanes  

Das Landschaftsprogramm Bremen (LAPRO) verortet das Plangebiet in der naturräum-

lichen Einheit „Wesersandterrasse Osterholz – Oberneuland - Borgfeld“.  

Das Maßnahmenkonzept für Erholung und Landschaftserleben des LAPRO sieht für 

das Plangebiet die Sicherung und Pflege der privaten, aber öffentlich erlebniswirksa-

men Grünstrukturen besonderer Bedeutung vor. 

Derzeitiger Umweltzustand 

I)   Pflanzen / Biotope / Biologische Vielfalt 

Im Bereich des Plangebietes erfolgte eine Erfassung der Biotoptypen, Brutvögel und 

Fledermäuse sowie eine Begutachtung planungsrelevanter Bäume. Das für die Kartie-

rungen abgegrenzte Untersuchungsgebiet beinhaltet das Plangebiet vollständig.  

I.I) Biotope  

Die Biotoptypen wurden im September 2018 innerhalb eines ca. 12 ha großen Untersu-

chungsgebietes erfasst. Es wurde der zum Kartierzeitpunkt gültige „Kartierschlüssel für 

Biotoptypen in Bremen“ (SUBV 2013) verwendet 12 . Eine ausführliche Darstellung der 

Kartierergebnisse erfolgt im Grünordnungsplan (GOP) (Anlage 1). Die Bewertung der 

Biotoptypen erfolgte nach der Bremer Biotopwertliste 2014 nach den folgenden Wertstu-

fen: 

 Wertstufe 5: von sehr hohem Wert (seltene und repräsentative naturnahe, extensiv 

oder ungenutzte Ökosysteme mit i.d.R. extremen Standorteigenschaften und ho-

hem Anteil standortspezifischer Arten). 

 Wertstufe 4: von hohem Wert (seltene und repräsentative naturnahe, extensiv oder 

ungenutzte, jedoch weniger gut ausgeprägte oder jüngere Ökosysteme mit i.d.R. 

weniger extrem ausgebildeten Standorteigenschaften). 

 Wertstufe 3: von mittlerem Wert (extensiv genutzte oder sich seit kurzer Zeit natür-

lich entwickelnde Ökosysteme). 

 Wertstufe 2: von geringem Wert (durch menschliche Einflüsse deutlich überprägte 

Ökosysteme). 

 Wertstufe 1: von sehr geringem Wert (intensiv genutzte Flächen, auf denen im We-

sentlichen Ubiquisten vorkommen). 

 Wertstufe 0: ohne Wert (versiegelte Flächen). 

Das Plangebiet wurde zum Zeitpunkt der Kartierung größtenteils landwirtschaftlich als 

Maisacker sowie als Blumen-Gartenbaufläche genutzt, die aufgrund ihrer intensiven Nut-

zung und Strukturarmut von sehr geringem Wert sind. Diese Flächen sind umgeben von 

Halbruderalen Gras- und Staudenfluren (Wertstufe 3). Weitere Halbruderale Gras- und 

Staudenfluren befinden sich im nördlichen Teil des Plangebietes. Nördlich der Mühle 

befindet sich eine Ruderalflur frischer bis feuchter Standorte, die ebenfalls einen mittle-

ren Wert aufweist.   

                                                           
1 SUBV (Senator für Umwelt, Bau und Verkehr) (2013): Kartierschlüssel für Biotoptypen in Bremen unter besonderer Berücksich-

tigung der nach § 30 BNatSchG geschützten Biotope sowie der Lebensraumtypen nach Anhang I der FFH-Richtlinie. -Bremen.  

2  Die Änderungen, die sich mit der Neuauflage des Kartierschlüssels von 2020 ergeben haben (SKUMS 2020), führen nicht zu 

Überarbeitungen der hier erfassten Biotoptypen. 
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Im Gebiet finden sich zudem mehrere Einzelhäuser mit großen Gärten und Großbäu-

men. Die Gärten im nördlichen Teil des Untersuchungsgebietes gehen in der Verlänge-

rung bis zur Bahnlinie in Naturgärten über, die größtenteils sich selbst überlassen sind 

und teilweise noch alte Obstbaumbestände aufweisen. Im Osten des Gebietes findet 

sich die charakteristische Oberneuländer Mühle, die von einer Baumgruppe des Sied-

lungsbereiches umgeben ist. Aufgrund ihrer Strukturvielfalt zählen die Hausgärten mit 

Großbäumen und der Naturgarten zu den Biotoptypen von mittlerem Wert (Wertstufe 3). 

Weitere, überwiegend einheimische Gehölze mit einem mittleren Wert befinden sich ent-

lang der Bahnschiene (Siedlungsgehölz), entlang der Rockwinkeler Landstraße (Allee 

aus Linden) sowie im Bereich der Kompensationsmaßnahmen für die Bahnunterführung. 

I.II)       Bäume 

Die Bestandsbäume im Untersuchungsgebiet wurden mit Baumart, Stammumfang (in 1 

m Höhe) und Kronendurchmesser im Jahr 2017 aufgenommen. Ergänzend erfolgte für 

einige planungsrelevante Bäume eine Begutachtung3 im Jahr 2019 sowie teilweise 

eine ergänzende Vermessung der Baumkronen. 4 

Von den 47 Bäumen, die im Jahr 2019 von dem Baumgutachter kartiert worden sind, 

sind 22 Bäume nach Bremer BaumSchVO geschützt (vgl. GOP Kap. 4.1.2 und Karte 1). 

Die Linden entlang der Rockwinkeler Landstraße sind nicht im Rahmen des Baumgut-

achtens aufgenommen worden, da es sich um Bäume innerhalb der öffentlichen Stra-

ßenverkehrsfläche handelt. Insgesamt stehen 50 Linden entlang der Straße, von denen 

zusätzlich 15 Bäume nach Bremer BaumSchVO geschützt sind. Baumhöhlen wurden 

nicht gefunden. 

II)  Tiere 

Für die faunistische Bestandserfassung erfolgte 2018 eine Kartierung des Brutvogelbe-

standes und der Fledermäuse inkl. der Untersuchung aller Bäume auf Höhlen. Die Er-

gebnisse der durchgeführten Kartierungen (Zeitraum, Untersuchungsraum, methodi-

sche Vorgehensweise, Bestandsergebnisse, Bewertung) können dem GOP Kapitel 4.1.4 

und 4.1.5 sowie der Karte 1 entnommen werden. Die Ergebnisse der Kartierungen wer-

den im Folgenden zusammenfassend dargestellt. 

II.I)         Brutvögel 

Im Untersuchungsgebiet wurden insgesamt 26 Brutvogelarten nachgewiesen, von de-

nen zwei Arten (Gartengrasmücke, Waldohreule) zum Stand der Bearbeitung des GOP 

(September 2021) in der Vorwarnliste für Niedersachen und Bremen geführt wurden. 

Mit der Aktualisierung der Roten Liste für Brutvögel in Niedersachsen und Bremen ha-

ben sich in der Zwischenzeit die artenschutzrechtlichen Anforderungen für die im Plan-

gebiet vorkommenden Arten Waldohreule und Gartengrasmücke verändert. Zum Zeit-

punkt der Bearbeitung des GOP war die Einstufung nach der Roten Liste 2015 anzu-

setzen, nach der die Arten auf der Vorwarnliste geführt wurden und im Zusammenhang 

mit den allgemein häufigen Arten betrachtet werden konnten. Diese Arten sind in der 

Roten Liste 2021 inzwischen als gefährdete Arten eingestuft worden und sind somit ar-

tenschutzrechtlich gesondert zu betrachten. 

                                                           
3 BERNSMANN (2019): Sachverständigengutachten zur Bestandsaufnahme von 47 Bäumen im Gebiet des B-Plans 2371 in Bremen-
Oberneuland 

4  SCHAEFER (2017): Lageplan Rockwinkeler Landstraße, öffentlich bestellte Vermessungs Ingenieure ; ergänzt 2020 
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Bei den nachgewiesenen Arten (mit Ausnahme der Gartengrasmücke und Waldohreule) 

handelt es sich überwiegend um weit verbreitete Ubiquisten, die in mehreren Biotopen 

als Brutvögel auftreten können und keine besonderen Ansprüche an ihren Lebensraum 

stellen. 

Dazu zählen vor allem Kleinvogelarten, die in kleinen Baumhöhlen oder künstlichen Nist-

kästen brüten. Arten, die gerne in Bodennähe brüten und auf eine gute Deckung ange-

wiesen sind, wie Rotkehlchen, Zaunkönig oder Amsel (vielseitig bzgl. Brutplatz) kommen 

ebenfalls zahlreich, besonders in dem großen störungsarmen Naturgarten vor. Für die 

Waldohreule ist dieser Garten sowohl als Brutplatz als auch als Nahrungsraum attraktiv. 

In den Ackerflächen wurden keine Brutvögel nachgewiesen, sie haben aber eine Funk-

tion als Nahrungsraum, insbesondere für Rabenkrähen und Dohlen. 

In Anlehnung an das Bewertungsverfahren von Brinkmann 19985, NLÖ 20206 weist 

das Untersuchungsgebiet durch das Fehlen von besonders schützenswerten Arten 

eine insgesamt geringe Bedeutung als Lebensraum für Brutvögel auf. 

II.II) Fledermäuse 

Bei der Kartierung wurden insgesamt 5 Fledermausarten mit insgesamt 296 Kontakten 

festgestellt. Alle Fledermausarten sind nach Anhang IV der FFH-Richtlinie geschützt. 

Die Arten Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus) und Bartfledermaus (Myotis brand-

tii/mystacinus) sind zudem auf der Roten Liste für Bremen/Niedersachsen7 als „stark 

gefährdet“, der Große Abendsegler (Nyctalus noctula) ist als „gefährdet“ eingestuft. Auf 

der Roten Liste für Deutschland stehen der Große Abendsegler und die Bartfledermaus 

auf der Vorwarnliste, für die Bartfledermaus ist eine Gefährdung anzunehmen. Die im 

Untersuchungsgebiet am häufigsten festgestellte Art, die Zwergfledermaus (Pipistrellus 

pipistrellus), sowie die Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii) sind nach den Roten 

Listen für Bremen/Niedersachsen oder Deutschland nicht gefährdet.     

Für alle Arten konnten keine Quartiere nachgewiesen werden. Für die Rauhautfleder-

maus liegen allerdings Quartierverdachtsmomente für die Bäume an der Rockwinkeler 

Landstraße vor.  

Die Bewertung des Untersuchungsgebietes hinsichtlich seiner Bedeutung für Fleder-

mäuse erfolgte in einer dreistufigen Skala (hohe-mittlere-geringe Bedeutung), die an die 

Bewertung von BACH ET AL. (1999) angelehnt ist8. 

Die Bereiche des Untersuchungsgebietes, die einen guten Gehölzbestand aufweisen, 

haben eine hohe Bedeutung als Funktionsräume für Fledermäuse. Dies sind der Natur-

garten mit den angrenzenden Baumreihen, die Baumreihe entlang der Rockwinkeler 

Landstraße, das Siedlungsgehölz entlang des Bahnsteiges sowie der Bereich um die 

Oberneulander Mühle und die südlich angrenzenden Hausgärten. Die offenen, teilweise 

                                                           
5 BRINKMANN, R. (1998): Berücksichtigung faunistisch-tierökologischer Belange in der Landschaftsplanung. Information. d. Natur-
schutz Niedersachs. 18 (4): 57-128. 

6 NLÖ (2002) (Niedersächsisches Landesamt für Ökologie) (Hrsg.): Leitlinie Naturschutz und Landschaftspflege in Verfahren 

nach dem Flurbereinigungsgesetz. – Informationsdienst Naturschutz Niedersachsen, Hannover. 
7 BOYE, P., HUTTERER, R. & BENKE, H. (1998): Rote Liste der Säugetiere (Mammalia). - In: Binot, M, Bless, R., 

Boye, P, Gruttke, H. & Pretscher, P. (Hrsg.): Rote Liste gefährdeter Tiere Deutschlands. - Schriftenreihe für Land-

schaftspflege und Naturschutz, Heft 55: 33 - 39, Bonn 

8 BACH, L. (2014): Projekt 95.II – Integriertes Erfassungsprogramm Bremen 2010 bis 2013 Dokumentation der 

Ergebnisse 2013. Fledermausuntersuchung in ausgewählten Parks-Der Löh, Ikens Park, Hökens Ruh, Reinken-

heide. Unveröff. Gutachten im Auftrag der Hanseatischen Naturentwicklung Gmbh. 7 S. + Anhang. 
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landwirtschaftlich genutzten Bereiche besitzen aufgrund der etwas niedrigeren aber im-

mer noch hohen Aktivitäten der Zwergfledermaus, der Rauhautfledermaus, der Breitflü-

gelfledermaus und des Großen Abendseglers eine mittlere Bedeutung als Fledermaus-

habitat.  

III)  Fläche 

Das Untersuchungsgebiet befindet sich im Stadtgebiet in einem größtenteils locker be-

bauten Einzelhausgebiet. Im Umfeld des Baugebietes grenzen nach Westen hin weit-

läufige unversiegelte Bereiche (Golfplatz, Achterdieksee) an. Aufgrund der umliegenden 

Bereiche mit geringen Versiegelungsgraden kommt der Vorhabensfläche als bisher un-

bebaute Fläche im Stadtgebiet keine besondere Bedeutung im Hinblick auf das Schutz-

gut Fläche zu.    

IV)  Boden 

Die Böden im Untersuchungsgebiet befinden sich im besiedelten Bereich und sind daher 

nicht im Rahmen der bodenkundlichen Kartierung im Maßstab 1:25.000 Mitte der 90er 

Jahre erfasst worden. Für diesen Bereich liegen lediglich die generalisierten Daten der 

Bodenübersichtskarte (BÜK 50) vor, nach der als natürlicher Bodentyp Gley vorherr-

schend ist (LBEG Online 2014). Aufgrund der Nähe des Gebietes zum Siedlungsbereich 

und der vorherrschenden Biotoptypen (vgl. GOP Kap. 4.1.1) ist von einer anthropogenen 

Überprägung des Bodens insbesondere durch Entwässerung auszugehen.  

V)  Wasser  

V.I) Grundwasser 

Das Untersuchungsgebiet befindet sich nicht innerhalb eines Wasserschutzgebietes. 

Die Grundwasserneubildungsrate liegt nach den Daten des Niedersächsischen Bo-

deninformationssystems (LBEG online) im Untersuchungsgebiet bei 151-200mm/a und 

ist nicht als überdurchschnittlich hohe Grundwasserneubildungsrate (SUBV 2016b) ein-

zustufen. 

V.II) Oberflächengewässer 

Im Plangebiet sind keine Oberflächengewässer vorhanden. Westlich des Plangebietes 

befindet sich in einer Entfernung von ca. 850 m ein Stillgewässer (Achterdieksee).  

VI)  Klima / Luft  

Die Grün- und Freiflächen innerhalb des Plangebietes haben nach der Karte D 

‚Klima/Luft‘ des LAPRO eine mittlere bioklimatische Bedeutung. Das östliche Wohnge-

biet samt der Hausgärten mit Großbäumen weist eine günstige bioklimatische Situation 

der Siedlungsflächen auf. Die Rockwinkeler Landstraße stellt als Hauptverkehrsstraße 

mit über 3 Mio. Kfz/Jahr eine Beeinträchtigung für das Plangebiet durch den Straßen-

verkehrslärm dar. Im Nahbereich dieser Straße besteht zudem eine Belastung durch 

Luftschadstoffe. 

VII)  Schutzgebiete und geschützte Objekte 

Schutzgebiete oder –objekte nach §§ 23 bis 30 BNatSchG sind im Plangebiet nicht 

vorhanden. 
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Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Pla-

nung, einschließlich der möglichen erheblichen Auswirkungen während der Bau- 

und Betriebsphase sowie Beschreibung von Vermeidungs- und Minderungsmaß-

nahmen / Festsetzungen 

I)  Pflanzen / Biotope / Biologische Vielfalt 

I.I)         Biotope  

Durch die Bebauung des Gebietes kommt es zu einem anlagebedingten Verlust der 

bisher vorhandenen Biotoptypen, die sich im Bereich der geplanten Wohnbauflächen 

und Straßenverkehrsflächen befinden. Dies betrifft zu ca. 80% Biotoptypen, die einen 

sehr geringen Wert für den Naturhaushalt aufweisen. Darunter fallen Acker- und Gar-

tenbaubiotope, ein Obst- und Gemüsegarten i. V. mit Ruderaflur feuchter Standorte, 

die vorhandenen Wege im Plangebiet sowie sandige Offenbodenbereiche und ein La-

gerplatz. Darüber hinaus sind mit ca. 20 % Ruderalfluren, Halbruderale Gras- und 

Staudenfluren sowie ein Naturgarten i. V. mit Halbruderaler Gras- und Staudenflur mitt-

lerer Standorte betroffen, die einen mittleren Wert aufweisen. Biotoptypen von hohem 

bis sehr hohem Wert kommen im Plangebiet nicht vor und sind daher auch nicht betrof-

fen. Entsprechend gehen für die biologische Vielfalt keine wesentlichen Biotopstruktu-

ren verloren. 

I.II)          Bäume 

Die vorhandenen Bäume und Gehölzbestände im Plangebiet wurden mit ihren Kronen- 

und Wurzelbereichen soweit in das städtebauliche Konzept integriert und planungs-

rechtlich über den B-Plan abgesichert, dass diese teilweise erhalten werden können. 

Bei vollständiger Umsetzung des Konzeptes sind Baumverluste (insgesamt 44 Bäume) 

im Bereich der geplanten Straßen und Wege, im Bereich der Baufelder sowie für die 

Lärmschutzwand erforderlich. Darunter sind 12 Bäume, die durch die Bremer Baum-

SchVO geschützt sind und durch die Neupflanzung von 25 Bäumen kompensiert wer-

den müssen.   

Für die Erschließung der Mischgebietsfläche (MI) liegen gegenwärtig keine Planungen 

vor. Sofern die MI-Fläche bebaut werden soll und durch die geplante Erschließung ge-

schützte Straßenbäume gefällt werden müssen, ist für die nach BaumSchVO geschütz-

ten Gehölze ein entsprechender Ausgleich zu schaffen (§ 6 Bremer Baumschutzver-

ordnung). 

In dem städtebaulichen Konzept ist die Neupflanzung von ca. 73 Einzelbäumen vorge-

sehen, so dass die Ersatzpflanzungen im Plangebiet und somit im unmittelbaren Ein-

griffsbereich möglich sind.  

II)  Tiere inkl. Artenschutz gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

II.I)         Brutvögel  

Für die Artengruppe der Brutvögel sind insbesondere die Lebensraumverluste durch die 

Entnahme der Gehölze, sowie der Verlust des Naturgartens in Verbindung mit der 

halbruderalen Gras- und Staudenflur relevant, die von ungefährdeten Kleinvogelarten 

als Brutstandorte genutzt werden. Die im Plangebiet vorkommenden, allgemein häufigen 
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Gehölzfreibrüter besiedeln weit verbreitete Habitate und sind daher nicht auf einen be-

stimmten Lebensraum angewiesen, so dass sie teilweise in andere Gehölzbestände in 

der Umgebung ausweichen können. Da nur ein Teil der Bestandsbäume im Plangebiet 

verloren geht und im Rahmen der Umsetzung des Bebauungsplanes weitere Baumpflan-

zungen vorgesehen sind, bleiben zudem Habitate im Plangebiet erhalten bzw. entstehen 

mittel- bis langfristig wieder neu. Baumhöhlen wurden nicht festgestellt, so dass nicht 

von einem Verlust von Habitatbäumen für Gehölzhöhlenbrüter auszugehen ist.  

Im B-Planverfahren haben sich bei der Abwägung der Stellungnahmen weitere umwelt-

planerische Fragestellungen zum „Schutzgut Brutvögel“ ergeben, die im Rahmen einer 

ergänzenden Stellungnahme untersucht wurden. Mit der Aktualisierung der Roten Liste 

für Brutvögel in Niedersachsen und Bremen haben sich die artenschutzrechtlichen An-

forderungen für die im Plangebiet vorkommenden Arten Waldohreule und Gartengras-

mücke verändert. Diese Arten sind in der Roten Liste 2021 inzwischen als gefährdete 

Arten eingestuft worden und sind somit artenschutzrechtlich gesondert zu betrachten.  

Die Waldohreule ist nach der Roten Liste 2021 in Bremen und Niedersachsen als ge-

fährdete Art eingestuft worden (KRÜGER & SANDKÜHLER 2021). Der genaue Brut-

standort dieser Art ist im Plangebiet nicht nachgewiesen worden, aber es ist davon aus-

zugehen, dass die Art ihren Brutplatz in den Gehölzen der westlich an das Plangebiet 

angrenzenden Bereiche hat.  

Der Brutplatz der Waldohreule konnte im Plangebiet nicht sicher verortet werden, so 

dass ein Verlust der Fortpflanzungsstätte bei Umsetzung des Bebauungsplanes nicht 

auszuschließen ist. In diesem Fall ist für die Waldohreule ein Ausweichen auf ebenfalls 

geeignete Brutstandorte nur dann möglich, wenn geeignete Nester innerhalb des Re-

viers vorhanden sind.  

Im Rahmen der ergänzenden Erfassungen (Tesch, März 2023) konnten in der Umge-

bung des Plangebietes einige gut geeignete Altbäume mit potenziellen Horsten gefun-

den werden. Da die Waldohreule große Reviere besiedelt, kann zudem davon ausge-

gangen werden, dass im weiträumigeren Umfeld weitere potenzielle Brutstandorte vor-

handen sind. Insgesamt sind in der Umgebung des Plangebietes ausreichend geeignete 

Nester vorhanden, auf die die Waldohreule ausweichen kann, so dass die Funktionalität 

im räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt. Aufgrund ihres großen Aktionsraumes 

(Reviergröße ca. 20 bis 100 ha) und der Vielzahl der genutzten Offenland-Habitattypen 

ist eine Abgrenzung essenzieller Nahrungshabitate für die Waldohreule in der Regel 

nicht erforderlich (LANUV 2023). In der Umgebung des Plangebietes sind ausreichend 

geeignete Strukturen zur Nahrungssuche für die Waldohreule vorhanden, so dass die 

Funktionalität des Lebensraumes im räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt. 

Die Gartengrasmücke wurde mit einem Brutrevier im Plangebiet festgestellt. Die Garten-

grasmücke brütet in gebüschreichem, offenem Gelände, in Hecken und Feldgehölzen. 

Gehölze feuchter Standorte oder zumindest schattenspendende Gehölze mit gut ausge-

bildeter (Hoch-)Stauden- und Strauchschicht werden bevorzugt. Im Plangebiet sind dazu 

vor allem die vorhandenen Strukturen im Bereich des Naturgartens (Obstbäume, Sträu-

cher, halbruderale Gras- und Staudenflur) von Bedeutung, die auch für weitere allgemein 

häufige Brutvögel eine wichtige Nahrungsquelle darstellen. Nach der Aktualisierung der 

Roten Liste ist auch diese Art in Bremen und Niedersachsen als gefährdet eingestuft 

worden (KRÜGER & SANDKÜHLER 2021). 

Die Gartengrasmücke hat ihren Brutstandort in der dichten Gehölzreihe nördlich des Na-

turgartens (Privatgarten). Diese Baumbestände sind zusammen mit dem Gehölzbereich 
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entlang der Bahnlinie und einem Teil des südlichen Gehölzbestandes als Erhaltungsbe-

reiche (Textliche Festsetzung Nummer 21) festgesetzt und werden somit dauerhaft er-

halten. Ein Verlust des Brutstandortes der Gartengrasmücke entsteht somit nicht. 

Insgesamt werden innerhalb des Plangebietes soweit wie möglich vorhandene Gehölz-

bestände erhalten und der Erhalt planerisch festgesetzt. Zudem können die betroffenen 

anpassungsfähigen Arten im Plangebiet Brutmöglichkeiten in den neu anzulegenden 

Hecken- und Strauchpflanzungen und in den Baumpflanzungen auf den öffentlichen 

Grünflächen finden, da bei der Neupflanzung geeignete heimische Bäume, Hecken und 

Sträucher vorgeschrieben sind. Des Weiteren werden in den Gärten, die im Bereich der 

heutigen Ackerflächen entstehen, Rasenflächen und Gehölzpflanzungen sowie voraus-

sichtlich künstliche Nisthilfen angelegt, von denen die allgemein häufig vorkommenden 

Arten profitieren. Es bleiben ausreichend geeignete Habitatstrukturen erhalten bzw. wer-

den neu geschaffen, so dass ein Ausweichen in andere Bereiche für diese Arten möglich 

ist und die Funktionalität im räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt.  

Im Norden des Plangebietes sind planfestgestellte Ausgleichsflächen für die Beseitigung 

der höhengleichen Bahnübergänge (Eichenmischwald sowie ein 5 m breiter Blühstrei-

fen) angelegt worden. Es geht somit nur ein Teil des Nahrungsraumes verloren. Durch 

die Anlage der öffentlichen Grünflächen und die Neuanlage von Hausgärten auf der bis-

her als Acker genutzten Fläche wird der übrige Nahrungsraumverlust kompensiert. Die 

Gartengrasmücke sowie die allgemein häufigen Gehölzhöhlen- und Gehölzfreibrüter 

können somit zur Nahrungssuche weiterhin von dem nördlich gelegenen Bereich profi-

tieren sowie künftig in die öffentliche Grünfläche und neue Hausgärten ausweichen, so 

dass die Funktionalität der Brutstandorte im räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt. 

Während der Bauphase sowie durch die künftige Wohnnutzung treten Störwirkungen 

auf, die für empfindliche Vogelarten zu einem indirekten Verlust von Lebensräumen füh-

ren könnten. Da sich das Plangebiet allerdings in einem besiedelten und durch Störun-

gen (Verkehr, menschliche Präsenz) vorbelasteten Bereich befindet, kommen in diesem 

Gebiet (mit Ausnahme der Gartengrasmücke und der Waldohreule) bereits nur Vogelar-

ten vor, die typisch für Siedlungsbiotope sind. Diese Vogelarten sind entsprechend nicht 

besonders störanfällig, so dass sowohl für die Bau- als auch für die Nutzungsphase des 

Wohngebietes eine erhebliche Störung der vorkommenden Vogelarten ausgeschlossen 

werden kann. 

Um eine Tötung von Brutvögeln oder die Zerstörung von Gelegen auszuschließen, ist 

als Vermeidungsmaßnahme die Rodung der Gebüsch- und Gehölzbestände nur außer-

halb der Zeit vom 1. März bis 30. September gemäß § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG zuläs-

sig.  

II.II)         Fledermäuse  

Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes gehen Lebensraumverluste für Fledermäuse 

einher, die zum größten Teil Funktionsräume mit einer mittleren Bedeutung (Ackerflä-

chen, Selbstpflück-Blumenfeld) aber im Bereich des Naturgartens auch Funktionsräume 

mit einer hohen Bedeutung betreffen. Fledermäuse haben allerdings große Aktionsra-

dien, so dass diese Bereiche nur Teil eines größeren Nahrungsgebietes sind und der 

Verlust dieser Flächen keine erheblichen Auswirkungen auf den Lebensraum der vor-

kommenden Fledermausarten hat. Zudem wird durch den geplanten Grünzug auch wie-

der ein neues Nahrungshabitat in kleinerem Umfang geschaffen.  

In den Bäumen im Plangebiet konnten keine Fledermausquartiere sicher nachgewiesen 

werden. Allerdings wurde im Bereich der Rockwinkeler Landstraße ein Quartierverdacht 
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der Rauhautfledermaus festgestellt, so dass vor der Fällung der fünf Bäume an der 

Rockwinkeler Landstraße eine erneute Begutachtung dieser Bäume erforderlich ist, um 

bei Verlust eines Quartieres den erforderlichen Ausgleich erbringen zu können.  

III) Fläche 

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplans werden bisher unversiegelte Bereiche in 

Anspruch genommen. Bei maximaler Auslegung des im B-Plan 2371 festgesetzten Ver-

siegelungsgrades, können 52,0 % des Plangebietes versiegelt werden. Somit verbleiben 

nach Umsetzung des Bebauungsplanes noch knapp 50% der Flächen unversiegelt. Die 

Versiegelung der Fläche ist über die bestehenden B-Pläne bereits zulässig. Darüber hin-

aus findet keine Versiegelung statt, so dass ein Ausgleich gemäß § 1a Abs. 2 BauGB 

nicht erforderlich ist.  

IV) Boden 

Der im Plangebiet vorliegende Kley-Boden ist zwar anthropogen überprägt und weist 

keine besondere Bedeutung auf, dennoch führt die Voll- bzw. Teilversiegelung bisher 

unversiegelter Bereiche zu einem Verlust bzw. zu einer Beeinträchtigung der Bodenei-

genschaften und -funktionen, die als erhebliche Auswirkung zu sehen ist. Diese ist al-

lerdings bereits über die bestehenden B-Pläne zulässig. Mit dem B-Plan 2371 wird die 

planerische Voraussetzung zur Versiegelung der Böden um 1,6 % geringer ausfallen 

als bei den bestehenden B-Plänen. 

V) Wasser  

VI.I)       Grundwasser 

Wasserschutzgebiete sind von dem Vorhaben nicht betroffen. Das Entwässerungskon-

zept sieht eine vollständige Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers so-

wohl innerhalb der Straßenverkehrsflächen sowie einen vollständigen Wasserrückhalt 

innerhalb der Baugrundstücke vor, sodass nur eine sehr geringe Beeinträchtigung des 

Gebietswasserhaushaltes und der lokalen Grundwasserneubildung zu erwarten ist. Zu-

dem ist auf Dächern mit weniger als 10° Neigung eine Dachbegrünung verpflichtend, 

die eine dauerhafte oder zumindest verzögerte Rückhaltung des Niederschlagswas-

sers bewirkt.  

VI.II)      Oberflächengewässer 

Im Plangebiet und der näheren Umgebung befinden sich keine Oberflächengewässer, 

so dass eine Betroffenheit ausgeschlossen werden kann.  

VI) Klima / Luft sowie Anfälligkeit des Vorhabens gegenüber den Folgen des  
              Klimawandels 

Durch die Versiegelung von Freiflächen sind Auswirkungen auf das Lokalklima hin-

sichtlich der Verringerung der Luftfeuchtigkeit und der Erhöhung der Temperaturam-

plitude zu erwarten. Außerdem wird der Verlust von Gehölzbeständen mit ihrer luftreini-

genden Wirkung als Beeinträchtigung der bioklimatischen Funktion gewertet. Da das 

Gebiet aber keine besondere Bedeutung für die bioklimatische Ausgleichsfunktion auf-

weist, sind mit der geplanten Bebauung, die durch den B-Plan vorbereitet wird, keine 

erheblichen Auswirkungen verbunden. 
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Die Rückhaltung und Versickerung des Niederschlagswassers im Gebiet verbessert 

die Resilienz gegenüber einer zunehmenden Trockenheit und unregelmäßiger eintre-

tenden Niederschlägen als Folge des Klimawandels. Von einer Gefährdung des Bau-

gebietes durch Überschwemmungen ist nicht auszugehen.  

VII) Vermeidungsmaßnahmen und Umweltbezogene Festsetzungen 

Zur Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen wurden im Planungsprozess bereits fol-

gende Maßnahmen aufgenommen: 

 Erhalt von Baumbeständen und geschützten Bäumen im Plangebiet 

 Erhalt eines Grünzuges sowie Einbeziehung von Kompensationsflächen im Norden 

und privater Grünflächen im Nordosten zur Versorgung des Gebietes mit Kalt- und 

Frischluft 

 Rückhaltung und Versickerung des Niederschlagswassers im B-Plangebiet, 

 Speicherung und Verdunstung des Niederschlags über die Dachbegrünung der ge-

planten Gebäude mit einer Neigung unter 10°.  

Während der Bauzeit ist außerdem folgende Vermeidungsmaßnahme zu berücksichti-

gen: 

 Während der Bauzeit sind die Bäume in den gekennzeichneten Erhaltungsberei-

chen im B-Plan sowie alle Bäume, die im städtebaulichen Konzept (August 2021) 

als Baumbestand dargestellt sind, vor Beschädigungen zu schützen. Um Schädi-

gungen der Rinde, Abgraben des Wurzelbereiches und eine Verdichtung des Wur-

zelbereichs zu verhindern, sind die Gehölzbereiche und Baumstandorte mit einem 

ca. 1,80 m hohen Schutzzaun zu umgrenzen, der den Kronentraufbereich und Wur-

zelbereich (Kronentraufe plus 1,5 m) miteinschließt. Sollte ein Befahren des Wur-

zelbereichs aufgrund von Platzmangel nicht zu vermeiden sein, sind Bodendruck 

mindernde Platten einzusetzen. Es gelten die Vorgaben der DIN 18920 und der 

RAS-LP-4. Die fachliche Umsetzung dieser Maßnahmen ist durch eine Umweltbau-

begleitung ggf. unter Hinzuziehen eines Baumsachverständigen sicherzustellen.  

 Für den Fall, dass für den Keller- und Tiefgaragenbau eine Grundwasserabsenkung 

länger als 3 Wochen und >50 cm erfolgen muss, ist ein Bewässerungskonzept für 

die angrenzenden Gehölzbestände vorzusehen, um Schäden an den Bäumen durch 

die Grundwasserabsenkung zu verhindern. Das Bewässerungskonzept muss mit 

dem Antrag zur wasserrechtlichen Genehmigung der Grundwasserabsenkung ein-

gereicht werden. 

 Rodung der Gebüsch- und Gehölzbestände nicht in der Zeit vom 01. März bis 30. 

September gemäß § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG. 

 Kontrolle der zu fällenden Bäume an der Rockwinkeler Landstraße auf Quartiere der 

Rauhautfledermaus. Falls ein Quartier vorhanden ist, ist ein Ausgleich erforderlich. 

 

Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen  

Zusammengefasst ergeben sich aus der Artenschutzrechtlichen Beurteilung (vgl. AFB) 

folgende erforderlichen Vermeidungsmaßnahmen: 

Maßnahmen zur Vermeidung einer vorhabensbedingten Tötung von Brutvögeln 

oder Zerstörung von Gelegen (Tötungsverbot § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG): 
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Um bei einem Baubeginn innerhalb der Brutzeit (15.3. – 31.7.) das Risiko einer vorha-

bensbedingten Tötung von Brutvögeln oder die Zerstörung von Gelegen auszuschlie-

ßen, sind folgende Vermeidungsmaßnahmen erforderlich:   

- Rodung der Gebüsche- und Gehölzbestände vom nicht in der Zeit vom 01. März 

bis 30. September gemäß § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG. 

 

Maßnahmen zur Vermeidung eines Verlustes von Fortpflanzungs- und Ruhestät-

ten für Fledermäuse (Tötungsverbot § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG): 

- Kontrolle der zu fällenden Bäume an der Rockwinkeler Landstraße auf Quartiere 

der Rauhautfledermaus. Falls ein Quartier vorhanden ist, ist ein adäquater Ersatz 

durch Aufhängen von Fledermauskästen im Verhältnis 1:3 möglichst im nahen 

Umfeld der Quartierverluste (CEF-Maßnahme) erforderlich. Die Maßnahme muss 

vor dem Fällen des Quartierbaumes funktionsfähig sein. Das Aufhängen der Fle-

dermauskästen ist von einem Fledermausexperten zu begleiten, der die Stand-

orte für die Kästen festlegt. Die Regelung hierzu erfolgt im städtebaulichen Ver-

trag.  

Gefundene nicht besetzte Quartiere sind vor der Fällung zu verschließen. Sofern 
die Quartiere Besiedlungsspuren und/oder Besatz aufweisen, ist vom Verschluss 
sowie der geplanten Fällung abzusehen und die Naturschutzbehörde unverzüglich 
zu informieren.  

VIII) Ausgleichsmaßnahmen  

Für das gesamte Plangebiet liegen rechtskräftige Bebauungspläne vor, nach denen 

eine Bebauung des Gebietes bereits zulässig ist, so dass die Sonderregelung gemäß § 

18 BNatSchG in Verbindung mit § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB greift. Sofern die Eingriffe 

des neuen Bebauungsplanes nicht über die bereits zulässigen Eingriffe hinausgehen, 

sind demnach keine Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. Der Nachweis erfolgt im Fol-

genden durch die Gegenüberstellung der bestehenden Festsetzungen des geltenden 

Gewerbe- und Staffelbauplans 165 bzw. dem B-Plan 1743 mit den Festsetzungen des 

neuen Bebauungsplanes 2371.  

Der derzeit geltende Gewerbe- und Staffelbauplan Nr. 165 aus dem Jahr 1958 weist 

für das Plangebiet mit Ausnahme der südlichen Flurstücke (5/4, 5/6, 5/8) die Baustaffel 

1a mit den Gewerbeklassen II und IV aus. Die Gewerbeklasse IV entspricht dabei weit-

gehend einem Allgemeinen Wohngebiet (WA) (§ 9 Brem. GBl. 1982, 405). Für ein Teil-

stück parallel der Eisenbahnstrecke Bremen-Hamburg ist mit der Baustaffel 1a die Ge-

werbeklasse II festgesetzt. Dies entspricht im Grundsatz einem Gewerbegebiet (GE) 

nach der Baunutzungsverordnung 1990 (BauNVO). 

Die Baustaffel 1a legt auf Grundlage der Staffelbauordnung von 1940 die freizuhal-

tende Hoffläche von 5/10 fest (§ 23 Abs. 5 Staffelbauordnung). Die Hoffläche errechnet 

sich aus: Grundstücksfläche – Vorgarten = Grundfläche x 5/10. Daraus ergibt sich für 

verschiedene Rechenbeispiele eine GRZ von 0,35 bis 0,4. Da darüber hinaus gemäß 

§ 9 Staffelbauordnung weitere Nebengebäude und Eingangsbauten zulässig sind, ist 

für die Berechnung der versiegelbaren Fläche von einer GRZ II von 0,6 auszugehen.  
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Für die südlichen Flurstücke gilt derzeit der Bebauungsplan Nr. 1743, in dem diese Flä-

chen als Reines Wohngebiet (WR) mit einer sehr niedrigen GRZ von 0,12 festgesetzt 

sind. 

Der Anteil der derzeit zulässigen versiegelten Flächen im Plangebiet wird in der Ta-

belle 1 aufgeführt. In der Tabelle 2 wird die geplante Flächenversiegelung, die durch 

den B-Plan 2371 zulässig wird, berechnet.  

Tabelle 1: Zulässige Flächenversiegelung gemäß Gewerbe-/ Staffelbauplan 165 / B-Plan 1743 

Art der Bebauung 
GRZ 

I 
GRZ 
I+II 

Fläche Ge-
samt [m²] 

Versiegelte Fläche 

 [m²] [%] 

Reines Wohngebiet (WR) 0,12 0,18 12.920 2.326 1,9 

Baustaffel 1a 

0,4 0,6 

   

Gewerbeklasse IV 
Allgemeines Wohngebiet (WA) 

61.850 37.110 31,1 

Gewerbeklasse II 
Gewerbegebiet (GE) 

18.570 11.142 9,3 

öffentliche Grünfläche --- --- 13.060 --- --- 

öffentliche Straßenverkehrsfläche 1,0 --- 3.430 3.430 2,9 

Bahnanlage 1,0 --- 9.540 9.540 8,0 

Gesamt 119.370 63.548 53,2 

Legende:  

GRZ I: Grundflächenzahl gemäß Bebauungsplan, GRZ II: Grundflächenzahl der Nebenanlagen (50% der 

GRZ I): GRZ I+II: maximal versiegelbare Fläche eines Grundstücks   

 

Tabelle 2: Geplante Flächenversiegelung gemäß B-Plan 2371 

Art der Bebauung 
GRZ 

I 
GRZ 
I+II 

Fläche Ge-
samt [m²] 

Versiegelte Fläche 

 [m²] [%] 

Reines Wohngebiet (WR) 0,25 0,38 7.050 2.679 2,2 

Allgemeines Wohngebiet (WA) 0,25 0,38 1.790 680 0,5 

 0,3 0,45 12.610 5.675 4,7 

 0,35 0,53 4.240 2.247 1,9 

 0,4 0,6 23.140 13.884 11,6 

Voll überbaubare Baufelder --- --- 15.120 8.550 7,2 

Mischgebiet 0,6 0,8 4.430  3.064  2,6 

Private, öffentliche Grünfläche --- --- 26.100 0,0 0,0 

öffentliche Straßenverkehrsfläche 1,0 --- 16.930 16.930 14,2 

Bahnanlage 1,0 --- 7.500 7.500 6,3 

Lärmschutzwand 1,0 --- 460 460 0,4 

Gesamt 119.370 61.669 51,6 

Legende:  

GRZ I: Grundflächenzahl gemäß Bebauungsplan, GRZ II: Grundflächenzahl der Nebenanlagen (50% der 

GRZ I) 

GRZ I+II: maximal versiegelbare Fläche eines Grundstücks   
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*Voll bebaubare Baufelder: aufgrund der fortgeschrittenen Planung wird für diese Grundstücke keine GRZ 

festgesetzt, sondern innerhalb der Baufelder (Gesamtfläche 15.120 m²) sind für die Gebäude, Nebenanla-

gen und Straßen die versiegelbaren Flächen (8.550 m²) definiert worden.  

 

In der folgenden Tabelle 3 sind die Anteile der zulässigen Versiegelung (Gewerbe- und 

Staffelbauplan Nr. 165 sowie B-Plan 1743) und der geplanten Versiegelung durch den 

B-Plan 2371 differenziert nach der Art der zulässigen Bebauung gegenübergestellt.  

Tabelle 3: Gegenüberstellung des Versiegelungsgrades in [%] 

Art der Bebauung 
Zulässige 

Versiegelung 
Geplante  

Versiegelung  
Differenz 

Reines Wohngebiet (WR) 1,9 2,2 +0,3 

Allgemeines Wohngebiet (WA) 31,1 25,9 -5,2 

Mischgebiet  2,6 +2,6 

Gewerbegebiet    -9,3 
Straßenverkehrsfläche, Bahnan-
lage, Lärmschutzwand 10,9 20,9 10,0 

Gesamt 53,2 51,6 -1,6 

 

Der zusätzliche Anteil der Straßenverkehrsflächen mit gleichzeitiger Abnahme der Ver-

siegelung innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete ist darauf zurückzuführen, dass die 

geplanten Straßenverkehrsflächen im B-Plan 2371 detailliert ausgewiesen werden. Die 

Fläche für festgesetzte private und öffentliche Grünflächen wurde mehr als verdoppelt. 

Insgesamt zeigt sich durch die Gegenüberstellung des Versiegelungsgrades, dass durch 

die Festsetzungen im Bebauungsplan 2371 keine Überschreitung der bisherigen zuläs-

sigen Versiegelung stattfindet. Des Weiteren sind keine Funktionsausprägungen beson-

derer Bedeutung betroffen, die spezielle Kompensationsmaßnahmen erfordern würden. 

Somit wäre der Eingriff, der mit dem B-Plan 2371 planerisch vorbereitet wird, auch über 

die bestehenden bauleitplanerischen Festsetzungen durchführbar. Ein Ausgleich des 

Eingriffs ist deshalb gem. § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB nicht erforderlich.  

Ersatz von Ausgleichsmaßnahmen 

Für das Baugebiet ist eine 7 m hohe hochabsorbierende Lärmschutzwand entlang der 

Bahnlinie erforderlich.  

Diese Lärmschutzwand verläuft im nördlichen Teil des Plangebietes auf einer Länge 

von ca. 100 m auf der mit Planfeststellung vom 10.12.2004 festgesetzten Ausgleichs-

fläche.  

Darüber hinaus führt die Wegeverbindung zum Bahnsteig (Veränderung der Station 

Bremen-Oberneuland Planfeststellungsbeschluss vom 02.01.2020) ebenfalls durch 

diese Ausgleichsfläche.  

Somit wird bei Umsetzung des B-Planes 2371 durch die Errichtung der Lärmschutz-

wand und die geplante Zuwegung zum Bahnsteig Richtung Hamburg der Station Ober-

neuland in bereits bestehende Ausgleichsmaßnahmen eingegriffen. Dieser Eingriff in 

die 2004 planfestgestellten und ausgeführten Ausgleichspflanzungen ist für die Errich-

tung der Lärmschutzwand durch die Neupflanzung einer 5-reihigen Gehölzpflanzung 

zu kompensieren. Die Anpflanzung kann auf der Ausgleichsfläche, südlich angrenzend 

an die bestehenden Kompensationspflanzungen erfolgen.  
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Für die Veränderung der Station Bremen-Oberneuland ist gemäß Planfeststellungsbe-

schluss vom 02.01.2020 neben 18 Baumersatzpflanzungen außerhalb des Plangebiets 

auch die Anpflanzung/Entwicklung eines Eichenmischwalds (auf einer Fläche von 325 

qm) sowie die erneute Einsaat eines 5 m breiten Blühstreifens erforderlich.  

Die Anpflanzungen sind in gleicher Art und Weise, wie die bestehenden Ausgleichs-

pflanzungen herzustellen.  

b) Auswirkungen auf Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und Europäische Vogel-

schutzgebiete 

Ziele und Grundsätze des Umweltschutzes 

Die Richtlinie 92/43/EWG zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildle-

benden Tiere und Pflanzen (kurz FFH-Richtlinie) dient gemeinsam mit der europäi-

schen Vogelschutzrichtlinie im Wesentlichen der Herstellung und Sicherung eines zu-

sammenhängenden Netzes von entsprechenden Schutzgebieten (s.g. Natura 2000-

Gebiete). Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne 

insbesondere die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im 

Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes (§§ 31-36 BNatSchG) zu berücksichtigen. 

Derzeitiger Umweltzustand und Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes 

bei Durchführung der Planung, einschließlich der möglichen erheblichen Auswirkungen 

während der Bau- und Betriebsphase sowie Beschreibung von Vermeidungs- und Min-

derungsmaßnahmen / Festsetzungen 

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiete) oder Europäische Vogel-

schutzgebiete werden von der Planung nicht berührt (vgl. auch D, 2a, Derzeitiger Um-

weltzustand, VII). Auch indirekte Auswirkungen durch die über den B-Plan festgesetzte 

Nutzung, wie z.B. Auswirkungen durch Lärm, sind wegen der bestehenden Vorbelas-

tungen der vorhandenen Verkehrsachsen, die zwischen B-Plangebiet und dem FFH-

Gebiet „Parks in Oberneuland“ liegen, nicht zu erwarten.  

 

c)  Auswirkungen auf Erholung, Stadt- und Landschaftsbild (§1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) 

Ziele und Grundsätze des Umweltschutzes 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB sind die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Be-

völkerung, insbesondere die Belange von Freizeit und Erholung zu berücksichtigen. 

Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB soll die Bauleitplanung dazu beitragen, u.a. die städtebauli-

che Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwi-

ckeln.  

Nach § 1 Abs. 4 Nr. 2 BNatSchG sind zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart 

und Schönheit sowie des Erholungswertes von Natur und Landschaft insbesondere 

zum Zweck der Erholung in der freien Landschaft nach ihrer Beschaffenheit und Lage 

geeignete Flächen vor allem im besiedelten und siedlungsnahen Bereich zu schützen 

und zugänglich zu machen. 
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Derzeitiger Umweltzustand  

I)  Erholung 

Das Erholungspotential des Plangebietes ist bisher als gering einzustufen, da sich 

keine Bereiche mit Aufenthaltsqualitäten im Gebiet befinden und die prägende Nutzung 

Landwirtschaft ist. Der Weg von der Rockwinkeler Landstraße entlang der Mühle wird 

nur als Verbindungsweg genutzt und hat entsprechend seiner Ausgestaltung (fehlende 

Begrünung, Befestigung) ebenfalls keinen besonderen Wert.  

II) Stadt- und Landschaftsbild 

Das Untersuchungsgebiet gehört größtenteils dem Landschaftsbildtyp „Acker- und Grün-

landgebiete“ an (SUBV 2016b). Dieser wird stark von der Vielfalt an gliedernden, erleb-

niswirksamen Landschaftselementen beeinflusst. Auf der großräumigen Ebene betrach-

tet, kommt dem Untersuchungsgebiet laut LAPRO eine mittlere Bedeutung für das Erle-

ben von Natur und Landschaft zu.  

Die denkmalgeschützte Oberneulander Mühle im Osten des Gebietes weist einen be-

sonderen Identifikationswert auf und gilt deshalb als erlebniswirksames Landschaftsele-

ment mit besonderer Bedeutung. 

Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Pla-
nung, einschließlich der möglichen erheblichen Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase sowie Beschreibung von Vermeidungs- und Minderungsmaß-
nahmen / Festsetzungen 

I)  Erholung 

Das städtebauliche Konzept sieht im Plangebiet einen Grünzug vor, der als zentrale 

Wegeverbindung für Fußgänger und Radfahrer, als wohnungsnahe Erholungsfläche 

dient und zudem die Blickachse zur Mühle erhält. Nördlich der Mühle ist ein öffentlicher 

Spielplatz geplant, der nicht nur den Kindern aus dem Plangebiet zur Verfügung stehen, 

sondern als öffentlicher Spielplatz mit einer Fläche von mind. 1.000 qm gestaltet werden 

soll. Zudem stellt der Grünzug eine Verbindung zu den angrenzenden Erholungsflächen 

am Achterdieksee her.  

Insgesamt ist somit im Hinblick auf die Erholungsfunktion des Gebietes von einer Ver-

besserung nach Umsetzung des Bebauungsplanes auszugehen.  

 

II) Stadt- und Landschaftsbild 

Durch die Festsetzung und Umsetzung des Bebauungsplanes verändert sich mit der 

Bebauung der bisher offenen Bereiche das bestehende Ortsbild im Plangebiet, das bis-

her mit einer mittleren Bedeutung für das Landschaftsbild bewertet wurde. Dabei kommt 

dem Erhalt der Sichtbeziehung zur Oberneulander Mühle eine besondere Bedeutung zu, 

die durch den geplanten Grünzug Berücksichtigung findet. Dieser wird zudem durch die 

Anlage blütenreicher Mähwiesen, bestehend aus standortheimischen Gräsern und Kräu-

tern, und die Einfassung mit Hecken möglichst landschaftlich gestaltet. Über die örtlichen 

Bauvorschriften soll verbindend ein einheitliches Bild der Architektur im direkten Umfeld 

der Mühle sichergestellt werden. Darüber hinaus sind die vorhandenen Bäume und Ge-

hölzstrukturen im städtebaulichen Konzept berücksichtigt worden, so dass diese über-

wiegend erhalten werden können, wenn dieses umgesetzt wird. Eingerahmt wird das 
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Baugebiet zudem von der Kompensationsfläche im Norden, der Gehölzflächen entlang 

der Bahnlinie sowie der Lindenallee an der Rockwinkeler Landstraße.  

d) Auswirkungen auf den Menschen durch Immissionen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7c BauGB) 

Die städtebauliche Planung muss nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB die allgemeinen Anfor-

derungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse berücksichtigen. Bei der Aufstel-

lung eines Bebauungsplanes müssen ggf. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 

Umwelteinwirkungen, zu ihrer Vermeidung oder Minderung im Sinne des Bundes-Immis-

sionsschutzgesetzes (BImSchG) festgesetzt werden. Solche Vorkehrungen zum Schutz 

vor Lärmimmission erfolgen, wenn die Orientierungswerte gemäß DIN 18005 "Schall-

schutz im Städtebau" überschritten sind. 

Für die Beurteilung der Lärmimmissionen wurden herangezogen:  

 DIN 18005, Schallschutz im Städtebau. Die hier angegebenen Orientierungswerte 
betragen für Allgemeine Wohngebiete: am Tag (6-22 Uhr) 55 dB(A) und in der Nacht 
(22-6 Uhr) 45 dB(A) für Verkehrslärm bzw. 40 dB(A) für Gewerbelärm; für Mischge-
biete betragen die Orientierungswerte: am Tag 60 dB(A) und in der Nacht 50 dB(A) 
für Verkehrslärm bzw. 45 dB(A) für Gewerbelärm.  

 DIN 4109 Schallschutz im Hochbau – (Januar 2018), Hrsg.: Deutsches Institut für 
Normung e.V., Beuth Verlag GmbH, Berlin. 

 16. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes – Ver-
kehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV); die hier angegebenen Grenzwerte betra-
gen für Allgemeine Wohngebiete: am Tag (6-22 Uhr) 59 dB(A) und in der Nacht (22-6 
Uhr) 49 dB(A); für Mischgebiete betragen die Grenzwerte: 64 dB(A) tags und 54 
dB(A) nachts.  

 Vereinbarung zum Schallschutz in der städtebaulichen Planung zwischen dem Sena-
tor für Umwelt, Bau und Verkehr und der Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und 
Verbraucherschutz; Neufassung vom 01.03.2016.  

 "Richtlinie zur Berechnung der Schallimmissionen von Schienenwegen - schall 03", 
 Ausgabe 1990, eingeführt mit Schreiben der Hauptverwaltung der Deutschen Bun-
 desbahn vom 19.03.1990 (W 2.010 Mau 9.1) - vgl. auch Anlage 2 zur 16. BImSchV. 
 

Das Plangebiet ist vorhandenem Verkehrslärm ausgesetzt, der auf das Plangebiet ein-

wirkt. Für den Bebauungsplan Nr. 2371 wurde daher ermittelt, wie hoch die Belastungen 

und in welchem Maße Schutzvorkehrungen erforderlich sind (Schalltechnische Untersu-

chung zum Bebauungsplan 2371 „Oberneulander Mühle“, Bonk-Maire-Hoppmann GbR, 

Garbsen, Oktober 2020). 

In dem Bebauungsplan 2371 sind ein Mischgebiet, ein Allgemeines sowie ein Reines 

Wohngebiet festgesetzt. Bei den schalltechnischen Berechnungen wurde die Pegelmin-

derung durch eine parallel zur Bahnstrecke geplante 7 m hohe hochabsorbierende Lärm-

schutzwand berücksichtigt.  

Der Orientierungswert für Mischgebiete (MI) liegt gemäß DIN 18005 bei 60 dB(A) tags-

über und 50 dB(A) nachts, für Allgemeine Wohngebiete bei 55 dB(A) tagsüber und 45 

dB(A) nachts sowie bei Reinen Wohngebieten (WR) bei 50 dB(A) tagsüber und bei 40 

dB(A) nachts. 

Schienenverkehrslärm 

Die Schalltechnische Untersuchung zeigt, dass ohne den Bau einer Lärmschutzwand 

(LSW) mit Lärmpegeln tags von rd. 55-72 dB(A) und in der Nachtzeit von rd.  49 bis > 

66 dB(A) zu rechnen ist. Mit dem Bau einer 7 m hohen hochabsorbierenden Lärmschutz-

wand kann die Mehrheit an Wohneinheiten im Hinblick auf den Freiflächenschutz von 55 
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dB(A) auf Balkonen, Loggien und Terrassen, bis zum 2. Obergeschoss geschützt wer-

den. Bei einem Großteil der Fassaden bis zum 2. Obergeschoss kann von einer Immis-

sionsbelastung nachts von ≤ 50 dB(A) ausgegangen werden.  

Der für Allgemeine Wohngebiete maßgebliche Orientierungswert der DIN 18005 von 55 

dB(A) tags wird mit geplanter 7 m hohen Lärmschutzwand im überwiegenden Bereich 

des Plangebiets eingehalten. Auch im Bereich des Reinen Wohngebietes wird der Ori-

entierungswert von 50 dB(A) eingehalten. Nachts ist hingegen mit einer Überschreitung 

des maßgeblichen nächtlichen Orientierungswertes für Allgemeine Wohngebiete von 45 

dB(A) im gesamten Plangebiet zu rechnen. Im Nahbereich der Lärmschutzwand wird der 

beurteilungsrelevante Bezugspegel von 60 dB(A) überschritten.   

Straßenverkehrslärm 

Durch den Straßenverkehrslärm von der Rockwinkeler Landstraße, der auf das Plange-

biet einwirkt, wird der am Tage für ein Allgemeines Wohngebiet maßgebliche Orientie-

rungswert der DIN 18005 (55 dB(A)) erst in einem Abstand von rd. 150 m zur Rockwin-

keler Landstraße eingehalten. Im Nahbereich der Straße ist am Tage mit einer Über-

schreitung des Orientierungswertes von bis zu 11 dB(A) zu rechnen. In der Nachtzeit 

(22.00 – 6.00 Uhr) ist im Obergeschoss von einer Überschreitung des in der Nachtzeit 

maßgeblichen Orientierungswertes im gesamten Plangebiet auszugehen. Im Nahbe-

reich der Straße werden Immissionsbelastungen von bis zu 60 dB(A) erwartet.  

Lärmfernwirkung 

Neben der Ermittlung der Verkehrslärmbelastung, die  auf das Plangebiet einwirkt, wurde 

die durch das Plangebiet induzierte Lärmentwicklung, also die Lärmfernwirkung auf die 

bestehende Wohnbebauung untersucht. Im Hinblick auf die Zusatzbelastung durch den 

durch das Plangebiet entstehenden Erschließungsverkehr wurden entlang der Rockwin-

keler Landstraße sowie der Franz-Schütte-Allee an mehreren bestehenden Gebäuden 

Lärmpegel unter Berücksichtigung des entstehenden Verkehres prognostiziert und be-

rechnet.  

Im Ergebnis wurde festgestellt, dass durch den neu entstehenden Erschließungsverkehr 

im Bereich der bestehenden Wohnbebauung lediglich mit einer Erhöhung des Mitte-

lungspegels von rd. 0,3 dB(A) tags bzw. nachts zu rechnen ist. Darüber hinaus wird im 

Bereich der bereits heute am stärksten durch Straßenverkehrslärm betroffenen Ge-

bäude (Rockwinkeler Landstraße 65) der Beurteilungspegel lediglich um 0,1 dB(A) er-

höht. Der in der Rechtsprechung entwickelte kritische Bereich für Wohngebiete bei einer 

Gesamtlärmbelastung oberhalb der Werte von 70 dB(A) tags bzw. 60 dB(A) nachts wer-

den nicht überschritten. 

Summenpegel 

Gemäß Schalltechnischer Untersuchung ist ersichtlich, dass unter Berücksichtigung ei-

ner 7 m hohen hochabsorbierenden LSW ab dem 2. Obergeschoss sowohl am Tage als 

auch in der Nachtzeit im gesamten Plangebiet die Orientierungswerte (DIN 18005) für 

Mischgebiete sowie für Allgemeine und Reine Wohngebiete überschritten werden. Des 

Weiteren ist im nahezu gesamten Plangebiet von einer Überschreitung des für eine freie 

Belüftung (gekipptes Fenster) maßgeblichen Bezugspegels von 50 dB(A) nachts auszu-

gehen. Die Summenpegel an den Fassaden der 3. und 4. Obergeschosse im Nahbereich 

der Schiene liegen überwiegend oberhalb der Schwelle zur Gesundheitsgefährdung von 

60 dB(A) nachts. An diesen Fassaden sind gemäß der textlichen Festsetzung Nr. 20.6 

zu Wohnzwecken dienende Räume (Daueraufenthaltsräume) unzulässig.  
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Das städtebauliche Konzept berücksichtigt bereits die auf das Plangebiet einwirkende 

Lärmbelastung, indem die Gebäudekörper an der Rockwinkeler Landstraße so ausge-

richtet wurden, dass diese als „Lärmriegel“ für die dahinterliegende Wohnbebauung 

dient. Die Reihen-, Doppel- und Einzelhäuser sind daher zeitgleich oder nach Fertigstel-

lung der Mehrfamilienhäuser an der Rockwinkeler Landstraße zu beziehen. Entspre-

chende Regelungen werden dazu im städtebaulichen Vertrag getroffen.  

Im Bereich der geplanten Freibereiche wird unter Berücksichtigung einer 7 m hohen 

hochabsorbierenden LSW tagsüber der maßgebliche Bezugspegel von 55 dB(A) über-

wiegend eingehalten. Lediglich an einigen Gebäuden in den Obergeschossen bzw. im 

Nahbereich der Rockwinkeler Landstraße kommt es zu Überschreitungen des genann-

ten Bezugspegels. Zum Schutz der Außenwohnbereiche sind daher zusätzliche Schutz-

maßnahmen (beispielsweise Erhöhung der Brüstungen, Verglasung der Loggien) erfor-

derlich, sofern die betroffenen Wohnungen nicht über einen weiteren Freibereich verfü-

gen, auf dem die Einhaltung des Bezugspegels von 55 dB(A) sichergestellt werden kann.   

Am Tage ist mit einer Immissionsbelastung durch Verkehrslärm an den Fassaden der 

geplanten Bebauung von 49-68 dB(A) zu rechnen. Der als Schwelle zur Gesundheitsge-

fährdung angesehene Bezugspegel von 70 dB(A) wird am Tage nicht überschritten. 

In der Nachtzeit ist an den geplanten Fassaden mit einer Immissionsbelastung durch 

Verkehrslärm von rd. 40 bis ≤ 66 dB(A) zu rechnen. Im 3. und 4. Obergeschoss wird an 

den Fassaden, die zur Schiene ausgerichtet sind, die Schwelle zur Gesundheitsgefähr-

dung von teilweise 60 dB(A) nachts überschritten. An diesen Fassaden sind entspre-

chend der Vereinbarung zum Schallschutz in der städtebaulichen Planung Wohnräume 

ausgeschlossen. Durch eine entsprechende Grundrissgestaltung ist daher sicherzustel-

len, dass Wohnräume zum Daueraufenthalt lärmabgewandt angeordnet werden. Flure, 

Küchen und Bäder sind an dieser Stelle möglich.   

Insbesondere entlang von Verkehrswegen lassen sich die Orientierungswerte der DIN 

18005 nicht immer einhalten. Für solche Fälle räumt die DIN 18005 einen Abwägungs-

spielraum ein. Dieser wird zugunsten der bereits bestehenden Wohnbebauung im Sied-

lungszusammenhang angewandt.  

Im Bebauungsplan wird daher festgesetzt, dass bei neu zu errichtenden Wohngebäuden 

in den zu Wohnzwecken dienenden Aufenthaltsräumen sicherzustellen ist, dass tags-

über innen der Mittelungspegel von 35 dB(A) nicht überschritten wird (Textliche Festset-

zung Nr. 19.1).  

Bei Außenpegeln > 45 und ≤ 50 dB(A) nachts ist nach Maßgabe oben genannter Res-

sortvereinbarung vom 01.03.2016 in Aufenthaltsräumen durch geeignete bauliche Maß-

nahmen (z. B. schallabsorbierende Ausbildung der Fensterlaibung) sicherzustellen, dass 

der Innenlärmpegel von maximal 30 dB(A) bei freier Belüftung (gekipptes Fenster) nicht 

überschritten wird (Textliche Festsetzung Nr. 19.2). Nach der o.g. Ressortvereinbarung 

hat die Messung – wörtlich – „am Ohr des Schläfers“ zu erfolgen. 

Für jeweils einen hausnahen Freibereich (Terrassen, Balkone, Loggien, Wintergärten) 

je Wohneinheit ist durch bauliche Ausbildung (Gebäudestellung, Grundrissgestaltung, 

lärmabsorbierende Materialien oder in ihrer Wirkung vergleichbare Maßnahmen) sicher-

zustellen, dass ein Lärmwert von 55 dB(A) tags eingehalten wird. Zudem wird festge-

setzt, dass bei Außenpegeln > 60 dB(A) an der Fassade nachts eine Nutzung der da-

hinterliegenden Räume zum Wohnen unzulässig ist (Textliche Festsetzung Nr. 19.3).  

Für Neubauten und wesentliche Umbauten von Gebäuden, deren Außenfassaden pa-

rallel oder senkrecht zu der Rockwinkeler Landstraße oder parallel oder senkrecht zu 



Seite 43 der Begründung zum Bebauungsplan 2371  (Bearbeitungsstand:  27.02.2023) 

 

43 

 

der DB-Strecke ausgerichtet sind, ist aus Gründen des Schallschutzes im Plangebiet zu 

gewährleisten, dass bei Außenpegeln > 50 dB(A) und ≤ 60 dB(A) nachts in Aufenthalts-

räumen durch geeignete bauliche Maßnahmen (z. B. schallgedämmte Lüftungsöffnun-

gen) der Innenlärmpegel von maximal 30 dB(A) am Ohr des Schlafenden bei geschlos-

senem Fenster nicht überschritten wird. Damit werden sowohl tags als auch nachts ge-

sunde Wohnverhältnisse gewährleistet (Textliche Festsetzung Nr. 19.4). Ausgenommen 

von dieser Regelung sind WA 7, WR 1, WR 2 und WR 3. 

Der Nachweis für die Erfüllung der Anforderungen hat im Einzelfall (Anzeige- oder Ge-

nehmigungsverfahren) zu erfolgen (Textliche Festsetzung Nr. 19.5). 

Schallreflexionen 

Die südlich der Bahnstrecke geplante 7 m hohe Lärmschutzwand soll aus hochabsor-

bierenden Materialien mit einem Reflexionsverlust von mindestens 8 dB hergestellt 

werden, so dass im Bereich der bestehenden Wohnbebauung am Mühlenweg Pegeler-

höhungen durch mögliche Schallreflexionen an dieser Wand ausgeschlossen werden 

können. Vielmehr wird die Gesamt-Immissionsbelastung durch Straßen- und Schienen-

verkehrslärmimmissionen durch die Abschirmung der Schienenverkehrsgeräusche der 

Bahnstrecke sogar um 1 – 4,5 dB gemindert. 

Durch mögliche Schallreflexionen an der geplanten Bebauung und den zu erwartenden 

Zusatzverkehr auf der Rockwinkeler Landstraße kommt es im Bereich der am stärksten 

betroffenen Bestandsbebauung westlich des Plangebiets im Prognosefall gegenüber 

dem Prognose-Nullfall insgesamt zu einer Zunahme der Straßenverkehrslärmimmissio-

nen um höchstens 0,9 dB. Eine derartige Pegeldifferenz ist messtechnisch nicht nach-

weisbar und insbesondere subjektiv nicht wahrnehmbar und damit geringfügig. Die Be-

zugswerte von 70/60 dB(A) werden auch unter Beachtung der möglichen Schallreflexi-

onen an der künftigen Bebauung und der aus dem Plangebiet induzierten Mehrver-

kehre im Bereich der angesprochenen Bestandbebauung tags und nachts um mindes-

tens 2 dB unterschritten. 

e)  Auswirkungen durch Altlasten und Abfälle (§1 Abs. 6 Nr. 7a und e BauGB) 

Ziele und Grundsätze des Umweltschutzes 

Gemäß § 1 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die Auswirkungen auf den 

Boden, der sachgerechte Umgang mit Abfällen und die allgemeinen Anforderungen an 

gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie umweltbezogene Auswirkungen auf den 

Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt zu berücksichtigen.  

Die maßgeblichen Ziele und Bewertungsgrundlagen sind: 

 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) und Bundesbodenschutz- und Altlasten-

verordnung (BBodSchV), 

 Bremisches Gesetz zum Schutz des Bodens (BremBodSchG), 

 Erlass zur Bewertung von Polyzyklischen aromatischen Kohlenwasserstoffen (PAK) 

bezüglich des Wirkungspfades Boden-Mensch (Senator für Umwelt, Bau und Ver-

kehr, 14.12.2016) 

 Prüf- und Maßnahmenschwellenwerte der LAWA (Länderarbeitsgemeinschaft Was-

ser)  

 Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen – techni-

sche Regeln – LAGA M20 (Länderarbeitsgemeinschaft Abfall) 
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Derzeitiger Umweltzustand und Prognose über die Entwicklung des Umweltzustan-
des bei Durchführung der Planung, einschließlich der möglichen erheblichen Aus-
wirkungen während der Bau- und Betriebsphase sowie Beschreibung von Vermei-
dungs- und Minderungsmaßnahmen / Festsetzungen 

Im Bereich des Plangebietes wurden flächendeckend historische Recherchen durchge-

führt. Dabei wurden keine potentiell altlastenrelevanten Nutzungen ermittelt. Die Aus-

wertung von Luftbildern, die Durchführung von Ortsbegehungen und Personenbefra-

gungen ergaben für das Plangebiet keine Hinweise auf schädliche Bodenveränderun-

gen oder Altlasten. Es liegen keine Hinweise auf Altlasten oder schädliche Bodenver-

unreinigungen, die erhebliche Konflikte mit den im Plan festgesetzten Nutzungen er-

warten lassen, vor. 

f)  Auswirkungen durch anfallendes Abwasser und Auswirkungen auf Oberflächengewäs-

ser (§1 Abs. 6 Nr. 7a, e und g BauGB) 

Ziele und Grundsätze des Umweltschutzes 

Gemäß § 1 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die Auswirkungen auf das 

Wasser sowie der sachgerechte Umgang mit Abwässern zu berücksichtigen. Bundes-

weit werden im Wasserhaushaltsgesetz (WHG) Ziele des Umweltschutzes für das 

Schutzgut Wasser festgesetzt, in Bremen gibt das Bremische Wassergesetz (BrWG) 

zusätzlich landesspezifische Ziele vor.  

Zweck des WHG ist es, durch eine nachhaltige Gewässerbewirtschaftung die Gewäs-

ser als Bestandteil des Naturhaushalts, als Lebensgrundlage des Menschen, als Le-

bensraum für Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares Gut zu schützen. In das WHG 

sind die Ziele der europäischen Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) integriert. Die WRRL 

gibt einen Ordnungsrahmen zum Schutz der Binnenoberflächengewässer, der Über-

gangsgewässer, der Küstengewässer und des Grundwassers.  

Gemäß Bremischem Wassergesetz und Bremischem Naturschutzgesetz sind Gewäs-

ser grundsätzlich zu erhalten, zu vermehren und möglichst naturnah zu entwickeln. 

Schmutz- und Niederschlagswasser ist nach dem Bremischem Wassergesetz so zu 

beseitigen, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird. 

Derzeitiger Umweltzustand und Prognose über die Entwicklung des Umweltzustan-
des bei Durchführung der Planung, einschließlich der möglichen erheblichen Aus-
wirkungen während der Bau- und Betriebsphase sowie Beschreibung von Vermei-
dungs- und Minderungsmaßnahmen / Festsetzungen 

Derzeit sind im B-Plangebiet überwiegend unversiegelte, relativ naturnahe Flächen 

vorhanden, auf denen das anfallende Niederschlagswasser größtenteils versickert. 

Für die Bebauung im B-Plangebiet wurde ein Entwässerungskonzept erstellt, dass die 

vollständige Versickerung des Niederschlagswassers auf den Straßenverkehrsflächen 

über Mulden vorsieht. Auf den Wohngrundstücken wird z.B. durch Dachbegrünung ein 

Wasserrückhalt erreicht, so dass Grundwasserneubildung nur geringfügig verringert 

wird. Zudem erfolgt über die Versickerung eine Reinigung des anfallenden Nieder-

schlagswassers, so dass eine Beeinträchtigung des Grundwassers durch das entste-

hende Abwasser nicht zu erwarten ist. 

Oberflächengewässer sind im Umfeld des Plangebietes nicht vorhanden, so dass Aus-

wirkungen auf Oberflächengewässer ausgeschlossen werden können.  
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g) Nutzung erneuerbarer Energien sowie sparsame und effiziente Nutzung von Energie 

(§1 Abs. 6 Nr. 7f BauGB) 

Ziele und Grundsätze des Umweltschutzes 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7f BauGB ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen insbeson-

dere die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung 

von Energie zu berücksichtigen.  

Derzeitiger Umweltzustand und Prognose über die Entwicklung des Umweltzustan-
des bei Durchführung der Planung, einschließlich der möglichen erheblichen Aus-
wirkungen während der Bau- und Betriebsphase sowie Beschreibung von Vermei-
dungs- und Minderungsmaßnahmen / Festsetzungen 

Die Wärmegewinnung soll durch Erdsonden mit Wärmepumpen erfolgen. Dazu werden 

mittels PV-Strom in einer Energiezentrale Wärmepumpen angetrieben, die durch Erd-

sonden geothermische Wärme gewinnen.  

Die Erdsonden sollen auf privaten Flächen (private Verkehrs- und Grünflächen) einge-

bracht werden. Um die Versorgungssicherheit für das Plangebiet zu gewährleisten sind 

weitere Erdsonden innerhalb der öffentlichen Grünfläche (Parkanlage, unterhalb der 

Wegeverbindungen) einzubringen. Entsprechend wurde festgesetzt, dass innerhalb der 

öffentlichen Grünfläche (Parkanlage) Erdsonden mit den dafür erforderlichen Leitungen 

unter Erdgleiche eingebaut werden können. 

 

Die geplanten Gebäude werden nach der Bundesförderung für effiziente Gebäude 

(BEG, vormals KfW) 40 Standard errichtet.  

 

Um die Nutzung von Solarenergie (Photovoltaik und Solarthermie) zu fördern, sieht der 

Bebauungsplan vor, dass bei der Errichtung von Gebäuden auf mindestens 70 % der 

Bruttodachflächen Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen) nach dem Stand der Technik zu 

errichten sind und diese mit PV-Anlagen zu belegen sind. 

Die Reihenhaus Garagenzeile, die direkt an den Grünzug grenzt, ist hiervon ausge-

nommen, da diese in der Sichtachse der Mühle liegt und der Umgebungsschutz der 

Mühle zu beachten ist.  

Im Bereich der Sichtachse der Mühle sowie angrenzend an das Hofmeierhaus (WA 11) 

ist vor der Errichtung von PV-Anlagen das behördliche Einvernehmen mit dem Landes-

amt für Denkmalpflege herzustellen (im Baugenehmigungsverfahren). 

Auf die festgesetzten 70 % geeigneten Bruttodachfläche kann die Belegung der Lärm-

schutzwand mit PV-Modulen sowie die Dachfläche der Energiezentrale angerechnet 

werden. 

Auf den Flächen der Zuhause GmbH & Co KG. können mind. 70 % installierter PV-Mo-

dulfäche bezogen auf die Gesamtbruttodachfläche inklusive der Dachfläche der ge-

planten Energiezentrale, der Garagendächer sowie der Lärmschutzwand nachgewie-

sen werden. Bei der Berechnung der Bruttodachfläche der Gebäude können die Dach-

terrassen abgezogen werden, da diese nicht für eine Belegung mit PV-Modulen in Be-

tracht kommen.  
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h)  Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter (§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) 

Ziele und Grundsätze des Umweltschutzes 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die Belange 

der Baukultur, des Denkmalsschutzes und der Denkmalpflege zu berücksichtigen. 

Derzeitiger Umweltzustand und Prognose über die Entwicklung des Umweltzustan-
des bei Durchführung der Planung, einschließlich der möglichen erheblichen Aus-
wirkungen während der Bau- und Betriebsphase sowie Beschreibung von Vermei-
dungs- und Minderungsmaßnahmen / Festsetzungen 

Die Oberneulander Mühle, die am östlichen Rand im Plangebiet liegt und dieses prägt, 

ist ein eingetragenes Kulturdenkmal nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 des bremischen Denkmal-

schutzgesetzes (DSchG), steht entsprechend unter Denkmalschutz und ist gem. § 172 

Abs. 1 Nr. 1 BauGB zu erhalten. Neben der Erhaltung des Bauwerks an sich ist dar-

über hinaus auch die Erhaltung der Sichtbeziehung von der Rockwinkeler Landstraße 

aus von besonderer Bedeutung. Dieser wird mit der Planung des Grünzuges Rech-

nung getragen.   

Das im Süden des Plangebiets liegende niedersächsische Bauernhaus (Hofmeierhaus) 

wird mit einer Festsetzung als Erhaltungsbereich gemäß § 172 Abs. 1 Nr. 1 BauGB ge-

sichert. Der Rückbau, die Änderung oder die Nutzungsänderung und die Neuerrichtung 

baulicher Anlagen bedürfen in dem Erhaltungsbereich der Genehmigung. Die Festset-

zung als Erhaltungsbereich und damit die Erhaltung des Bauernhauses trägt zu der Si-

cherung der dörflichen Gebietscharakteristik bei. 

Im Plangebiet sind bislang keine archäologischen Bodenfundstellen bekannt bzw. er-

kennbar, mit dem Vorhandensein von archäologischen Bodenfundstellen ist jedoch zu 

rechnen. Damit sie nicht im Zuge von Erdarbeiten unbemerkt zerstört werden, soll dem 

Landesarchäologen Gelegenheit eingeräumt werden, sämtliche Erdarbeiten in dem 

Gebiet zu beobachten und tatsächlich auftauchende Befunde zu untersuchen und zu 

dokumentieren. Der Bebauungsplan enthält einen entsprechenden Hinweis.  

i)  Auswirkungen auf sonstige Umweltbelange 

Die sonstigen, u. a. in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB genannten Umweltbelange werden von 

der Planung nicht relevant betroffen. Risiken für die menschliche Gesundheit, das kul-

turelle Erbe oder die Umwelt, z.B. durch Unfälle oder Katastrophen, sind durch das 

Planvorhaben nicht zu erwarten. Störfallbetriebe sind weder im Plangebiet noch in sei-

ner Umgebung zulässig.  

j)  Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Umweltbelangen 

Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Umweltbelangen sind über die Darstellun-

gen unter Punkt (a) bis (i) hinaus nicht bekannt. 

 

3) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands des Plangebiets bei Nichtdurch-

führung der Planung  

Bei Nichtdurchführung der Planung wäre das Plangebiet auf Grundlage der derzeit gel-

tenden Bebauungspläne ebenfalls als Wohngebiet, teilweise sogar als Gewerbegebiet 
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bebaubar. Bei maximaler Auslastung der versiegelbaren Fläche wäre eine geringfügig 

höhere Versiegelung des Plangebietes möglich. Der im wirksam übergeleiteten Staffel- 

und Gewerbeplan enthaltene Grünzug ist in die städtebauliche Planung übernommen 

und konkretisiert worden, so dass sich dahingehend ebenfalls keine wesentliche Ände-

rung ergibt. 

 

4) Anderweitige Planungsmöglichkeiten im Geltungsbereich und Begründung der Wahl 

der Planung  

Der Bebauungsplan ermöglicht den Bau von Wohngebäuden in unterschiedlichen Ty-

pologien und schafft damit ein aktuell nachgefragtes Angebot an Wohnungen.  

Das Plangebiet befindet sich in einer städtebaulich integrierten Lage in direkter Nach-

barschaft zum Nahversorgungszentrum Oberneuland und dem Erholungsangebot der 

Grünflächen des Achterdieksees. Mit der Entwicklung von Wohnbebauung als Ergän-

zung der in der Nachbarschaft vorhandenen Wohngebiete werden die bestehenden 

Versorgungsangebote gestärkt und kurze Wege ermöglicht. Die Planung entspricht 

dem Ziel der Innenentwicklung gemäß dem städtebaulichen Leitbild der Stadt der kur-

zen Wege. Somit wird der Inanspruchnahme von baulich ungenutzten Flächen in weni-

ger städtebaulich integrierten Lagen entgegengewirkt. 

 

5) Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete  

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind in der direkt angrenzenden Nachbarschaft des 

Plangebietes weder die Aufstellung eines Bebauungsplans noch größere Bauvorhaben 

geplant. Insofern ist nicht mit einer Kumulierung der Auswirkungen des Planvorhabens 

mit Vorhaben in benachbarten Gebieten auszugehen. 

 

6) Gutachten Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring)  

Gemäß § 4c BauGB haben die Gemeinden erhebliche Umweltauswirkungen, die auf 

Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten können, zu überwachen (Monito-

ring). Ziel ist es, eventuelle unvorhergesehene, nachteilige Auswirkungen zu ermitteln 

und gegebenenfalls geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen.  

Da auf Grundlage der für den Umweltbericht erstellten Gutachten über die dargestell-

ten Beeinträchtigungen hinaus erhebliche Umweltauswirkungen im Vergleich zum bis-

her geltenden Gewerbe- und Staffelbauplan 165 und Bebauungsplan 1743 nicht zu er-

warten sind, sind keine speziellen Maßnahmen zur Überwachung vorgesehen.  

Es werden die generellen Maßnahmen zur Umweltüberwachung des Landes Bremen 

durchgeführt. Sollten im Rahmen dieser Überwachungsmaßnahmen oder auch im 

Zuge künftiger Genehmigungsverfahren nachteilige Umweltauswirkungen ermittelt oder 

in sonstiger Weise bekannt werden, so werden diese gemeldet und gegebenenfalls ge-

eignete Maßnahmen zur Abhilfe ergriffen. 
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7) Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Das bisher weitgehend unbebaute Gebiet bei der Oberneulander Mühle zwischen der 

Rockwinkeler Landstraße und der Eisenbahnlinie Hamburg-Bremen soll bebaut wer-

den. Durch die Bebauung mit Mehrfamilienhäusern, Reihen-, Einzel- und Doppelhäu-

sern sollen Wohnungen (rd. 198 Wohneinheiten auf den Flächen der Investorin) für 

verschiedene Ansprüche geschaffen werden. In der Mitte des Plangebietes entsteht 

ein Grünzug, der den Blick auf die Oberneulander Mühle weiterhin ermöglicht und als 

weiterführende Grünverbindung vom Ackterdieksee aus Richtung Bahnhof dient.  

Um eine Bebauung des Gebietes zu ermöglichen, muss ein Bebauungsplan (B-Plan) 

aufgestellt werden, dem ein städtebauliches Konzept zugrunde liegt. Das Konzept be-

rücksichtigt den Baumbestand, der überwiegend in die Planung integriert werden 

konnte, gestalterische Aspekte, Aspekte des Klimaschutzes und der Klimaanpassung 

sowie die Versickerung und Rückhaltung des anfallenden Niederschlagswassers. Der 

Grünzug und die „grüne Mitte“ spielen im Hinblick auf die Gestaltung des Plangebietes, 

die Freiflächenplanung und die Schaffung von Aufenthaltsqualitäten eine besondere 

Rolle. Der Bebauungsplan setzt Schallschutzmaßnahmen (Lärmschutzmaßnahmen) 

fest, so dass gesunde Wohnverhältnisse gesichert werden. 

Die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind im Rahmen des Grün-

ordnungsplanes (GOP) und des Umweltberichtes berücksichtigt worden.  

Im Anschluss an die Beschreibung des aktuellen Zustandes von Natur und Landschaft 

sind die Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter anhand geltender Bewer-

tungsmaßstäbe ermittelt und beschrieben worden. Maßnahmen zur Vermeidung und 

Minimierung von Eingriffen wurden erläutert. 

Der Grünordnungsplan hat zudem die Aufgabe, die Eingriffe des Vorhabens und den 

entsprechenden Kompensationsbedarf zu ermitteln. Da das Plangebiet bereits durch 

bestehende Bebauungspläne bebaubar ist, gilt die Ausnahmeregelung gemäß § 1a 

Abs. 3 BauGB in Verbindung mit § 18 Abs. 2 BNatSchG. Das bedeutet, dass zusätzli-

che Kompensationsmaßnahmen nur erforderlich werden, wenn die mögliche Bebauung 

durch den neuen Bebauungsplan das Maß der bisher zulässigen Bebauung über-

schreitet. Nach Gegenüberstellung der maximal zulässigen Bebauung konnte ermittelt 

werden, dass keine zusätzlichen Kompensationsmaßnahmen erforderlich werden.  

Die bestehenden Bäume können zwar größtenteils erhalten werden, dennoch müssen 

im Bereich von Straßen, Baufeldern und der Lärmschutzwand einzelne Bäume gefällt 

werden, die nach der Bremischen Bauschutzverordnung gesondert geschützt sind. Der 

Verlust dieser Bäume ist durch die Neupflanzung von insgesamt 25 Bäumen zu kom-

pensieren. Weitere Einzelmaßnahmen zur Gestaltung des Plangebietes hinsichtlich der 

Grünstrukturen sind aus den städtebaulichen Konzept abgeleitet und im GOP näher 

beschrieben worden.   

Die Berücksichtigung der Artenschutzrechtlichen Belange sind gesondert im Rahmen 

des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages (AFB) betrachtet worden. Eine erhebli-

che Beeinträchtigung oder das Eintreten eines Verbotstatbestandes nach § 44 

BNatSchG von artenschutzrechtlich relevanten Tieren kann unter Berücksichtigung fol-

gender Maßnahmen ausgeschlossen werden:  
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 Rodung der Gebüsch- und Gehölzbestände nicht in der Zeit vom 01. März bis 30. 

September gemäß § 39 (5) Nr. 2 BNatSchG. 

 Kontrolle der zu fällenden Bäume an der Rockwinkeler Landstraße auf Quartiere der 

Rauhautfledermaus. Falls ein Quartier vorhanden ist, ist ein adäquater Ersatz durch 

Aufhängen von Fledermauskästen im Verhältnis 1: 3 möglichst im nahen Umfeld der 

Quartierverluste (CEF-Maßnahme) erforderlich. Die Maßnahme muss vor dem Fäl-

len des Quartierbaumes funktionsfähig sein. 

 Gefundene nicht besetzte Quartiere sind vor der Fällung zu verschließen. Sofern 

quartiere Besiedlungsspuren und/oder Besatz aufweisen, ist vom Verschluss sowie 

der geplanten Fällung abzusehen und die Naturschutzbehörde unverzüglich zu in-

formieren. 

 

E) Finanzielle Auswirkungen / Genderprüfung 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Flächen im Plangebiet sind weitgehend im privaten Eigentum. Die Investorin und 

Grundstückseigentümerin übernimmt aufgrund eines abzuschließenden Erschließungs-

vertrages die Planung und Herstellung der im Plangebiet festgesetzten öffentlichen 

Straßen- und Grünflächen.  

Innerhalb des Plangebietes ist ein 1 m bis rd. 3,50 m breiter Grundstücksstreifen 

(Rockwinkeler Landstraße 16, 20) auf den Flächen der privaten Grundstückseigentü-

mer als öffentliche Straßenverkehrsfläche festgesetzt. Im Falle der Ausübung des Vor-

kaufsrechtes sowie für den Ausbau des 5 m breiten Fuß- und Radweges an dieser 

Stelle entstehen der Stadtgemeinde Kosten in Höhe von ca. 220.000,- Euro (ohne 

Grunderwerb). Der Ausbau des Fuß- und Radweges ist in die Projektliste des Amtes 

für Straßen und Verkehr (Priorisierung durch die Stadtplanung) aufzunehmen und im 

PPL 68 bei den Haushaltsanmeldungen entsprechend zu berücksichtigen/anzumelden.  

Die Kosten für die Sondierung möglicher Kampfmittel im Plangebiet sind von der Inves-

torin zu tragen. Wegen einer möglichen Kampfmittelbeseitigung ist weiterhin nicht aus-

zuschließen, dass Bremen Kosten entstehen könnten. Die erforderlichen Mittel werden 

–  soweit Dritte nicht zur vollständigen Refinanzierung der Kosten herangezogen wer-

den können –  durch das Land Bremen von den verantwortlichen Ressorts getragen (§ 

8 Abs. 2 des Gesetzes zur Verhütung von Schäden durch Kampfmittel). Personalwirt-

schaftliche Auswirkungen ergeben sich nicht.  

Genderprüfung 

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes 2371 sind keine geschlechtsspezifi-

schen Auswirkungen zu erwarten. Das Plangebiet soll für Frauen, Männer und Diverse 

ein gleichermaßen attraktiver Lebens- und Aufenthaltsraum sein. Hier ansässige Haus-

halte können die ausgedehnten Spiel- und Freiflächen in fußläufiger Entfernung vorfin-

den. Ebenso ist eine Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr durch den in 

fußläufiger Entfernung liegenden Bahnhof Oberneuland gegeben. Dies wird durch 

Spiel- und Freizeitangebote sowie durch kleinere Aufenthaltsbereiche in den wohnna-

hen Grünflächen unterstützt. Der Standort ermöglicht es, die Erfordernisse des Alltags 

gut zu organisieren. Aspekte unterschiedlicher Lebenssituationen und Interessen von 



Seite 50 der Begründung zum Bebauungsplan 2371  (Bearbeitungsstand:  27.02.2023) 

 

50 

 

Menschen aller Geschlechter (Gender Mainstreaming) werden durch den Bebauungs-

plan 2371 somit erfüllt. 
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Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, Stadt-
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1 EINFÜHRUNG  

In Bremen Oberneuland soll mit dem Bebauungsplan 2371 die Erschließung eines Neubau-

gebietes zur Wohnbauentwicklung zwischen der Eisenbahnlinie Hamburg-Bremen und dem 

Mühlenweg im Osten und der Rockwinkeler Landstraße im Westen planerisch vorbereitet 

werden.  

Das Plangebiet befindet sich vollständig im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 165 

(Gewerbe- und Staffelbauplan), der im Jahre 1958 rechtskräftig wurde und weiterhin rechts-

verbindend gilt, sofern kein neuerer Bebauungsplan vorliegt. Im Süden gilt für drei Flurstücke 

der neuere Bebauungsplan Nr. 174. 

Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen sind die Belange des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege gemäß § 1a Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 18 Bundesna-

turschutzgesetz (BNatSchG) zu berücksichtigen. Grundsätzlich sind Eingriffe in Natur und 

Landschaft zu vermeiden oder entsprechend auszugleichen. Da für das gesamte Plangebiet 

bereits Bebauungspläne vorliegen, greift die Sonderregelung des §1a Abs.3, Satz 6 

(BauGB). Demnach ist ein Ausgleich nicht erforderlich, wenn Eingriffe bereits vor der plane-

rischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren. Der Nachweis erfolgt durch die Ge-

genüberstellung der bisher zulässigen Bebauung der rechtskräftigen Bebauungspläne und 

der zukünftigen zulässigen Bebauung durch den Bebauungsplan 2371 (vgl. Umweltbericht 

Kap. VIII Ausgleichsmaßnahmen).  

Der vorliegende Grünordnungsplan hat im Einzelnen folgende Aufgaben: 

 Bestandsaufnahme und Bewertung für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild 

 Ermittlung der nach der Baumschutzverordnung des Landes Bremen (BaumSchVO) 

geschützten Bäume 

 Ermittlung der Auswirkungen des Eingriffs auf Natur und Landschaft, der durch den 

B-Plan 2371 planerisch vorbereitet wird, und Gegenüberstellung mit den bisher zu-

lässigen Eingriffen nach den geltenden B-Plänen 

 Berücksichtigung artenschutzrechtlich erforderlicher Vermeidungs- und Ausgleichs-

maßnahmen 

 Aufzeigen von Maßnahmen zur Vermeidung von Eingriffen in Natur- und Landschaft 

 Prüfung der Auswirkungen des Eingriffs, der durch den B-Plan 2371 planerisch vor-

bereitet wird, auf die nach BaumSchutzVO geschützten Bäume 
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2 CHARAKTERISIERUNG DES PLANUNGSRAUMES 

2.1 Lage des Vorhabens  

Das B-Plangebiet befindet sich im Bremer Stadtteil Oberneuland nördlich der A27, zwischen 

der Rockwinkeler Landstraße im Westen sowie der Eisenbahnlinie Bremen-Hamburg im Os-

ten. Zudem wird das Plangebiet südöstlich von dem Mühlenweg und im Norden von der 

Franz-Schütte-Allee abgegrenzt. Westlich und südöstlich schließen an das Plangebiet be-

reits mit Einzelhäusern bebaute Gebiete an (s. Abb. 1). 

 

Naturräumlich liegt das Plangebiet in der Region Stader Geest und innerhalb dieser Region 

in der Bremer Landschaftseinheit ‚Wesersandterrasse Osterholz – Oberneuland - Borgfeld‘ 

(SUBV 2016B).  

2.2 Flächennutzung und Infrastruktur  

Das B-Plangebiet ist derzeit bis auf vier Einzelhäuser entlang der Rockwinkeler Landstraße, 

der Mühle Oberneuland und dem dahinterliegenden Wohnhaus unbebaut. Die Flächen wer-

den größtenteils noch landwirtschaftlich als Ackerflächen und als Selbstpflück-Blumenfeld 

genutzt. Gehölzbestände befinden sich auf den Privatgrundstücken und an den Plangebiets-

grenzen. Darüber hinaus ist das Gebiet über die Rockwinkeler Landstraße und die Franz-

Schütte-Allee, die zur A 27 und ins Bremer Stadtzentrum führt, erschlossen. 

 

  



Franz-Schütte-Allee Rockwinkeler Landstraße

A27 A 27

Bahnhaltestelle 
"Bremen-Oberneuland"

Golf-Club
Oberneuland

Source: Esri, Maxar, GeoEye, Earthstar Geographics, CNES/Airbus DS,
USDA, USGS, AeroGRID, IGN, and the GIS User Community
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Abb. 1: Lage des geplanten Vorhabens
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Bebauungsplan 2371
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2.3 Planerische Vorgaben 

Flächennutzungsplan (FNP - 2016) und Bebauungspläne  

Der Flächennutzungsplan (FNP) der Stadtgemeinde Bremen stellt für das Vorhabensgebiet 

eine Wohnbaufläche und stellenweise Bauflächen mit zu sichernden Grünfunktionen dar. 

Zudem ist das Gebiet mit prägendem Baumbestand und als historischer Ortskern mit beson-

derem Planungserfordernis bei Innenentwicklungsvorhaben gekennzeichnet. (SUBV 2016A) 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Gewerbe- und Staffelbauplans Nr. 165 aus dem Jahr 

1958. Mit Ausnahme der südlichen Flurstücke (5/4, 5/6, 5/8), die zudem im Bereich des B-

Plans 174 liegen, gilt dieser Gewerbe- und Staffelbauplan weiterhin rechtsverbindend. 

Der überwiegende Teil des B-Plangebietes ist in dem geltenden Bebauungsplan Nr. 165 als 

Bauland mit der Gewerbeklasse IV gekennzeichnet (STADTPLANUNGSAMT 1958). Als Art der 

baulichen Nutzung ist mit der Baustaffel 1a die Gewerbeklasse IV auf Grundlage der Staffel-

bauordnung von 1940 festgesetzt. Diese ist zwar nicht mit den Gebietskategorien der 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) identisch, entspricht aber weitgehend einem Allgemei-

nen Wohngebiet (WA) nach BauNVO (§9 Brem. GBl. 1982, 405). Für ein Teilstück parallel 

der Eisenbahnstrecke Bremen-Hamburg ist mit der Baustaffel 1a die Gewerbeklasse II fest-

gesetzt. Dies entspricht im Grundsatz einem Gewerbegebiet (GE) nach der Baunutzungs-

verordnung 1990 (BauNVO). Für die südlichen Flurstücke gilt derzeit der Bebauungsplan Nr. 

174, in dem diese Flächen als Reines Wohngebiet (WR) mit einer sehr niedrigen GRZ von 

0,12 festgesetzt sind.  

In der Mitte des B-Plangebietes ist zwischen der Oberneulander Mühle und der Rockwinkeler 

Landstraße bereits in dem Gewerbe- und Staffelbauplan eine Grünfläche festgesetzt. Ent-

lang der nordöstlichen Grenze des Plangebietes befindet sich ein Teilbereich der Bahnstre-

cke Bremen-Hamburg, der im Gewerbe- und Staffelbauplan entsprechend als Bahnanlage 

dargestellt ist.  

Landschaftsprogramm Bremen (LAPRO - 2015) 

Aus dem Landschaftsprogramm Bremen (LaPro) geht hervor, dass im westlichen Bereich 

des Vorhabensgebietes ein Belastungsrisiko durch Straßenemissionen (Luftschadstoff- und 

Lärmemissionen) vorliegt. Die Bereiche des Untersuchungsgebietes sind als Biotoptypen 

allgemeiner und mittlerer Bedeutung gekennzeichnet und weisen eine mittlere bioklimatische 

Bedeutung in den Freiflächen und eine günstige Bedeutung in den bebauten Bereichen auf. 

Für das Erleben von Natur- und Landschaft haben die Freiflächen des Vorhabensbereichs 

eine mittlere Bedeutung. In den Wohngebieten haben die Grünstrukturen des Siedlungsbe-

reiches  eine sehr hohe Bedeutung, wobei die Baustruktur ein Baualter bis ca. 1979 und da-

mit eine hohe städtebauliche Konsistenz hat (SUBV 2016B).  

Das Maßnahmenkonzept für Erholung und Landschaftserleben des LAPRO sieht für das 

Plangebiet die Sicherung und Pflege der privaten, aber öffentlich erlebniswirksamen Grün-

strukturen besonderer Bedeutung vor (SUBV 2016B).  

2.4 Schutzgebiete  

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Schutzgebiete. Westlich angrenzend liegt 

jedoch ein Teil des FFH-Gebiets „Parks in Oberneuland“, welches zudem zum ca. 115 ha 

großen Landschaftsschutzgebiet „Achterdiek“ gehört. Der ca. 850 m entfernte Achterdieksee 

stellt zudem ein geschütztes Biotop dar.  
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3 BESCHREIBUNG DES VORHABENS  

Durch den Bebauungsplan 2371 soll das Gebiet an der Oberneulander Mühle für die Wohn-

bauentwicklung planerisch vorbereitet werden. Der überwiegende Teil des Plangebietes 

wurde von einem Investor erworben, der den Bau von Wohnungen (Mehrfamilienhäuser, 

Reihen- Doppel-, und Einzelhäuser) plant.  Auf den Flächen der Investorin  sollen rd. 198 

Wohneinheiten entstehen.  

Um ein Angebot für möglichst unterschiedliche Zielgruppen zu schaffen, ist ein Mix aus ver-

schiedenen Gebäudetypologien (Mehrfamilienhäuser, Reihen-, Einzel- und Doppelhäuser) 

vorgesehen. Dem Bebauungsplan liegt ein städtebauliches Konzept zugrunde, dessen prä-

gendes Element der Grünzug von der Rockwinkeler Landstraße zur Oberneulander Mühle 

ist. Dieser teilt das Plangebiet in zwei Bereiche. Im nördlichen Bereich sollen Mehrfamilien-

häuser, Doppel- und Einzelhäuser, sowie zwei Wohnhöfe mit Reihenhäusern und einem se-

paraten Garagenhof entstehen. Südlich des Grünzugs sollen überwiegend Einfamilien- und 

Doppelhäuser, ein Mehrfamilienhaus sowie eine soziale Einrichtung errichtet werden. Die 

vorhandene Bebauung parallel zur Rockwinkeler Landstraße sowie das Wohngebäude am 

Mühlenweg werden mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes langfristig gesichert und 

Erweiterungsmöglichkeiten angeboten. 

Der öffentliche Grünzug ist ein wesentlicher Teil des Konzeptes, um die unter Denkmal-

schutz stehende Oberneulander Mühle weiterhin sichtbar erleben zu können und deren his-

torische Bedeutung herauszustellen. Eine öffentliche Spielfläche sowie weitere öffentliche 

Grünflächen um die Mühle herum bilden die „grüne Mitte“ des Plangebiets und werden durch 

2,50 m breite Wege an den Hauptweg angebunden. Damit wird dem besonderen Planungs-

erfordernis bei Innenentwicklungsvorhaben gemäß FNP nachgekommen. Um die Sichtachse 

darüber hinaus optisch zu erweitern, halten die angrenzenden geplanten Wohngebäude auf 

ihren Grundstücken beidseitig einen Abstand von mindestens 5 m zum Grünzug ein. Der 

Grünzug bindet zudem das Plangebiet in das bestehende Netz aus Grünverbindungen und 

Freiflächen (z.B. Richtung Ackterdieksee) ein.  

Innerhalb des Plangebietes befindet sich ein Teilbereich der Bahnstrecke Bremen-Hamburg 

(planfestgestellte Betriebsanlagen), der entsprechend als Bahnanlage im Bebauungsplan 

nachrichtlich übernommen wurde.  

Im Norden des Plangebietes befinden sich auf einem Teil des Flurstücks bestehende Aus-

gleichsmaßnahmen (Gehölzflächen mit vorgelagerten Blühstreifen) für die Beseitigung der 

höhengleichen Bahnübergänge Oberneuland (Planfeststellungsbeschlusses vom 

10.12.2004). 

Art und Maß der Baulichen Nutzung 

Im Plangebiet werden die überwiegenden Bauflächen als Allgemeines Wohngebiet (WA) 

gem. § 4 BauNVO festgesetzt, bei denen das Wohnen als geplante Nutzung überwiegt. Die 

Allgemeinen Wohngebiete sind von WA 1 bis WA 11 nummeriert. Die festgesetzte Grundflä-

chenzahl (GRZ), über die der Anteil der bebaubaren Fläche bestimmt wird, variiert für diese  

von 0,25 bis 0,4. In den geplanten Wohngebieten WA 4, WA 6, WA 7 und WA 10 ist die Pla-

nung allerdings bereits so weit vorangeschritten, dass keine GRZ festgelegt wird, sondern 

die Baugrenzen so bemessen sind, dass die in § 17 Abs. 1 BauNVO genannten Obergren-

zen für Allgemeine Wohngebiete eingehalten werden. Die Anzahl der Vollgeschosse und die 

Gebäudehöhen reichen von vier Vollgeschossen im Bereich der geplanten Mehrfamilienhäu-

ser (max. Gebäudehöhe bis 19 m)  und  einer festgesetzten Firsthöhe von 12 m für die ge-

planten Reihenhäuser bis zu einem Vollgeschoss mit einer max. Gebäudehöhe von 8 m für 
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WA 9.  Im Bereich der bestehenden Gebäude werden künftig eine GRZ von 0,3 bis 0,35 und 

Gebäudehöhen von 10 bis 12,50 m bei 2 bzw. 3 Vollgeschossen möglich sein. 

Südlich des Grünzuges werden neben den beiden allgemeinen Wohngebieten WA 10 und 

WA 11 Reine Wohngebiete (WR 1-4) mit einer GRZ von 0,25 bis 0,4 und max. 2 Vollge-

schossen festgesetzt.  

Die Fläche südlich der Franz-Schütte-Allee wird als Mischgebiet mit einer GRZ von 0,6 ge-

plant, um als Option für ein neues Feuerwehrgebäude zur Verfügung zu stehen.  

Erschließung 

Gemäß dem städtebaulichen Konzept erfolgt die Erschließung über zwei parallel zum ge-

planten Grünzug verlaufende Planstraßen (Planstraße A und D), die an die Rockwinkeler 

Landstraße angebunden werden. Die Planstraße A führt in eine Ringstraße (Planstraße B) 

und die Planstraße C, die mit einem Wendehammer endet. Von dem Wendehammer aus 

zum Mühlenweg hin erfolgt ein Anschluss für den Fuß- und Radverkehr. Eine weitere Fuß- 

und Radwegeverbindung ist von der Rockwinkeler Landstraße zum Bahnsteig geplant. Die 

Straßen, Fuß- und Radwege sind im Bebauungsplan als öffentliche Straßenverkehrsflächen 

festgesetzt. Darüber hinaus sind innerhalb des Grünzuges Quartierswege geplant, um die 

öffentlichen Räume im Plangebiet zugänglich zu machen und anzubinden.  

Parallel zur Rockwinkeler Landstraße soll der bestehende asphaltierte Weg zu einem 5 m 

breiten Fuß- und Radweg ausgebaut werden.  

Entwässerung 

Das anfallende Niederschlagswasser kann im Plangebiet versickert werden (Umtec 2017). 

Für die Versickerung der öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind Versickerungsmulden 

entlang der Wege und Straßen geplant. Entsprechend setzt der Bebauungsplan fest, dass 

das auf den öffentlichen Straßenverkehrsflächen anfallende Niederschlagswasser zu versi-

ckern ist (textliche Festsetzung Nr. 17). 

Auf den privaten Grundstücken sind Versickerungsanlagen, die mindestens ein 30-jähriges 

Regenereignis aufnehmen können zur Rückhaltung und Versickerung für das Nieder-

schlagswasser, das nicht als Brauchwasser genutzt wird, vorgesehen (Textliche Festsetzung 

Nr. 18). 

Lärm  

Von der Eisenbahnstrecke Bremen-Hamburg sowie von der Rockwinkeler Heerstraße gehen 

Lärmwirkungen aus, die sich auf das Plangebiet auswirken. Dazu wurde eine Schalltechni-

sche Untersuchung durchgeführt (Bank-Maire-Hoppmann GbR 2020). Im Ergebnis ist zur 

Lärmabschirmung des Plangebiets parallel zu der Eisenbahnstrecke Bremen-Hamburg eine 

begrünte Lärmschutzwand (LSW) mit einer Höhe von 7 m Höhe erforderlich. Die Lärm-

schutzwand wurde daher parallel zur Bahnstrecke zeichnerisch festgesetzt.  

Zudem dient die Errichtung von Mehrfamilienhäusern entlang der Rockwinkeler Landstraße 

als Lärmschutzriegel für die dahinterliegende Bebauung.  

Grünplanung 

Der Grünzug ist prägendes Element des städtebaulichen Konzeptes, in dessen Mittelpunkt 

die Sichtachse von der Rockwinkeler Landstraße zur Oberneulander Mühle steht. Nordwest-
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lich der Mühle weitet sich der Grünzug auf und bietet Platz für einen öffentlichen Spielplatz, 

der aufgrund der zentralen Lage auch gut von Kindern aus den umliegenden Wohngebieten 

zu erreichen ist. Diese Flächen werden als öffentliche Grünflächen festgesetzt.  

Angrenzend an den Spielplatz sind private Grünflächen festgesetzt, die als Mulden für die 

Versickerung des Niederschlagswassers dienen (Textliche Festsetzung Nr. 19). Ebenfalls als 

private Grünflächen werden die Baumbestände entlang der Bahnanlage und südlich des 

Wohngebietes (WA 3), teilweise mit der Auflage die Bäume zu erhalten bzw. zu ersetzen, 

festgesetzt (Textliche Festsetzung Nr. 21).  

Die öffentlichen Straßenräume (Planstraße A-D) erhalten einseitige sowie teilweise beidseiti-

ge Grünstreifen, die mit Bäumen bepflanzt werden. 

Wirkfaktoren des Vorhabens 

Durch die Bebauung des Gebietes mit Ein- und Mehrfamilienhäusern sowie die Anlage von 

Wegen und Straßen werden Flächen dauerhaft in Anspruch genommen. Ein wesentlicher 

Wirkfaktor ist damit die Flächeninanspruchnahme, die durch die Bebauung und Versiegelung 

stattfindet. Darüber hinaus entstehen entsprechend der Nutzung des Plangebietes als 

Wohngebiet dauerhaft eine erhöhte menschliche Präsenz und ein erhöhtes Verkehrsauf-

kommen im Plangebiet und in der Umgebung. 

 

Während der mehrjährigen Bauphase ist mit baubedingten Wirkungen zu rechnen. Dies sind 

insbesondere Störwirkungen als Kombinationswirkungen aus Licht, Lärm, Staubentwicklung 

und menschlicher Präsenz.  
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4 BESTANDSAUFNAHME UND BEWERTUNG VON NATUR 
UND LANDSCHAFT 

Als Grundlage für die Erfassung und Bewertung des Untersuchungsgebietes dient die Fort-

schreibung der „Handlungsanleitung zur Anwendung der Eingriffsregelung für die Freie Han-

sestadt Bremen“ (im Folgenden: Handlungsanleitung, SUBV 2006). Danach ist die Be-

deutung des aktuellen Zustands von Natur und Landschaft bzw. der Funktionsausprägungen 

für folgende Funktionen des Naturhaushaltes getrennt darzulegen: 

 Biotop- / Ökotopfunktion, 

 Biotische Ertragsfunktion, 

 Grundwasserschutzfunktion, 

 Bioklimatische Ausgleichsfunktion und 

 Landschaftserlebnisfunktion. 

Die Bewertung der Bedeutung der Funktionen orientiert sich dabei an den Aussagen des 

Landschaftsprogramms (SUBV2016B).  

4.1 Biotop-/ Ökotopfunktion und Wald 

Als Grundlage für die Bewertung der Bestandssituation wurde im September 2018 eine Bio-

toptypenkartierung durchgeführt. Bäume, die durch die Bebauung beeinträchtigt werden 

könnten, wurden gesondert von einem Baumgutachter im Winter 2018/2019 aufgenommen.  

Des Weiteren erfolgte 2017 eine Kartierung des Brutvogelbestandes und der Fledermäuse 

inkl. der Untersuchung aller Bäume im Hinblick auf Höhlen als mögliche Nistplätze für Vögel 

oder Quartiere für Fledermäuse.  
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4.1.1 Biotoptypen 

Die Biotoptypen wurden im September 2018 innerhalb eines ca. 12 ha großen Untersu-

chungsgebietes erfasst, das das Plangebiet vollständig beinhaltet. Es wurde der zum Kar-

tierzeitpunkt gültige „Kartierschlüssel für Biotoptypen in Bremen“ (SUBV 2013) verwendet1. 

In der nachfolgenden Tabelle 1 sind die im Untersuchungsgebiet nachgewiesenen Biotopty-

pen aufgeführt sowie in der Karte 1 dargestellt.  

Tabelle 1: Biotoptypen im Untersuchungsgebiet 

Kürzel Biotoptyp 
Fläche 

[m²] 

Anteil 

[%] 

Fels-, Gesteins- und Offenbodenbiotope 4.150 3,5 

DOS Sandiger Offenbodenbereich 4.150 3,5 

Trockene bis feuchte Staudenflur mittlerer Standorte 15.670 13,0 

UHM Halbruderale Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte 10.380 8,6 

UHM/HSE 
Halbruderale Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte i. V. 

mit Siedlungsgehölz junger Ausprägung 
3.890 3,2 

URF Ruderalflur frischer bis feuchter Standorte 1.400 1,2 

Acker- und Gartenbaubiotope 53.080 44,1 

AS Sandacker 38.590 32,1 

EGB Blumen-Gartenbaufläche 14.490 12,1 

Grünanlagen 35.230 29,3 

HSE Siedlungsgehölz aus überwiegend einheimischen Baumarten 4.650 3,9 

HEB Einzelbaum/ Baumgruppe des Siedlungsbereichs 290 0,2 

HEA Allee/Baumreihe des Siedlungsbereichs 1.970 1,6 

HEA/UHM 
Allee/Baumreihe des Siedlungsbereichs i. V. mit 

Halbruderaler Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte 
1.120 0,9 

PHO/URF 
Obst- und Gemüsegarten i. V. mit Ruderalflur feuchter 

Standorte 
1.570 1,3 

PHG/OEV Hausgarten mit Großbäumen i.V. mit altem Villengebiet 16.790 14 

PHG/ONH 
Hausgarten mit Großbäumen i. V. mit Sonstiges histori-

schem Gebäude 
130 0,1 

PHN/UHM 
Naturgarten i. V. mit Halbruderaler Gras- und Staudenflur 

mittlerer Standorte  
8.710 7,2 

Gebäude-, Verkehrs- und Industrieflächen 12.100 10,1 

OVE Gleisanlage 2.750 2,3 

OVW Weg 3.190 2,7 

OFL/OX Lagerplatz i. V. mit Baustelle 5.930 4,9 

OAB/OVE  Gebäude der Bahnanlagen i. V. mit Gleisanlage 230 0,2 

Gesamtfläche 120.230 100,0 

 

                                                      

 

1 Die Änderungen, die sich mit der Neuauflage des Kartierschlüssels von 2020 ergeben haben 

(SKUMS 2020), führen nicht zu Überarbeitungen der hier erfassten Biotoptypen.  
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Das Untersuchungsgebiet wurde in 2018 größtenteils landwirtschaftlich als Maisacker 

(Sandacker - AS) sowie als Blumen-Gartenbauflächen (EGB) genutzt. Im Osten des Gebie-

tes liegt ein Teil der Ackerfläche brach und weist dominante Bestände von Gewöhnlichem 

Beifuß (Artemisia vulgaris) und der Spreizenden Melde (Atriplex patula) auf. Daran angren-

zend befinden sich ein Lagerplatz (OFL/OX) sowie eine etwas versteckte Ruderalflur frischer 

bis feuchter Standorte, auf der Kürbis angebaut wird (PHO/URF). Die Blumen-

Gartenbaufläche (EGB) ist von Halbruderalen Gras- und Staudenfluren (UHM) umgeben.  

Der nördliche Bereich ist eine ehemalige Weidefläche, die zwischenzeitlich als Baustellen-

einrichtungsfläche genutzt wurde und auf der anschließend nach Norden, Süden und Osten 

hin Gehölzpflanzungen als Kompensationsmaßnahmen für die Bahnunterführung auf der 

sich entwickelnden Halbruderalen Gras- und Staudenflur (UHM) vorgenommen wurden 

(UHM/HSE und HEA). Der mittlere Teil dieser Fläche stellt sich als sandiger Offenbodenbe-

reich (DOS) dar. 

Im Gebiet finden sich zudem mehrere Einzelhäuser mit großen Gärten und Großbäumen 

(PHG/OEV). Die Gärten im nördlichen Teil des Untersuchungsgebietes gehen in der Verlän-

gerung bis zur Bahnlinie in Naturgärten (PHN/UHM) über, die größtenteils sich selbst über-

lassen sind und teilweise noch ältere Obstbaumbestände aufweisen. Randlich werden sie 

durch markante Baum- /Gehölzreihen (HEA) geprägt. Im Osten des Gebietes findet sich die 

charakteristische Oberneuländer Mühle (PHG/BZE/ONH), die von einer Baumgruppe des 

Siedlungsbereiches (HEB) umgeben ist. Nördlich grenzt ein weiterer Hausgarten mit Groß-

bäumen (PHG/OEV) an.  

An der östlichen Grenze entlang der Bahnschienen befinden sich ein Siedlungsgehölz aus 

überwiegend einheimischen Baumarten (HSE), das eine Abgrenzung zum Bahnverkehr dar-

stellt und ein Gebäude der Bahnstrecke Bremen-Hamburg (OAB/OVE).   

Das Gebiet wird von geschotterten und asphaltierten Wegen erschlossen (OVW), die eine 

Verbindung von der Rockwinkeler Landstraße zu dem Bahnhof sowie zu den östlichen 

Wohngebieten darstellen. Der Weg entlang der  Rockwinkeler Landstraße wird gesäumt von 

einer Baumreihe aus teilweise sehr alten Linden in Verbindung mit einer Halbruderalen Gras- 

und Staudenflur (UHM).  

Die Bewertung der Biotoptypen erfolgte gemäß Handlungsanleitung (SUBV 2014) anhand 

der in Tabelle 2 dargestellten Wertstufen.  

Die wertgebenden Kriterien für die Einstufung der Biotoptypen sind dabei: 

 Naturnähe, 

 Nutzungsintensität, 

 Standorteigenschaften, Abweichung vom „Normalstandort“, 

 Ausprägung, Strukturreichtum bzw. Lebensraumbedingungen für die Fauna, 

 Wiederherstellbarkeit/Ersetzbarkeit und 

 Seltenheit. 
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Tabelle 2: Wertstufen gemäß Handlungsanleitung (SUBV 2014) 

Wertstufe Beschreibung 

5 
Biotoptypen von sehr hohem Wert (seltene und repräsen-
tative, alte Biotope) (nicht vergeben) 

4 
Biotoptypen von hohem Wert (seltene und repräsentative, 
aber noch junge Biotope) (nicht vergeben) 

3 
Biotoptypen von mittlerem Wert (extensiv genutzte Bioto-
pe) 

2 
Biotoptypen von geringem Wert (durch menschliche Ein-
flüsse deutlich überprägte Biotope) 

1 
Biotoptypen von sehr geringem Wert (intensiv genutzte 
Flächen) 

0 Biotoptypen ohne Wert (versiegelte Flächen) 

 

Die Alten Villengebiete sowie der Bereich um die Oberneulander Mühle samt den zugehöri-

gen Hausgärten mit Großbäumen und der Naturgarten zählen aufgrund ihrer Strukturvielfalt 

zu den Biotoptypen von mittlerem Wert (Wertstufe 3). Ebenfalls von einem mittleren Wert 

sind die Halbruderalen Gras- und Staudenfluren sowohl mittlerer als auch feuchter Standorte 

und die Gehölzbiotope des Siedlungsbereiches. Zu den Biotoptypen von sehr geringem Wert 

(Wertstufe 1) zählen die teilversiegelten Wege sowie die strukturarmen Bereiche des Unter-

suchungsgebietes, darunter die intensiv genutzte Ackerfläche, der Offenbodenbereich, die 

Blumen-Gartenbaufläche und der Baustellen-Lagerplatz. Die vollversiegelten Flächen der 

Bahnanlage sowie der asphaltierten Wege haben aufgrund der Versiegelung keinen Wert für 

den Naturhaushalt.  

4.1.2 Bäume  

Die Bäume im Untersuchungsgebiet wurden größtenteils mit ihren Standorten von dem Ver-

messungsbüro SCHÄFER (2017) eingemessen sowie mit Baumart, Stammumfang (in 1 m 

Höhe) und Kronendurchmesser aufgenommen. Die Bäume, die potenziell von dem Vorha-

ben betroffen sein können wurden, im Rahmen eines Baumgutachtens hinsichtlich ihrer Vita-

lität begutachtet und mit Gattung und Art, Stammumfang, Kronenfläche, Wurzelbereich so-

wie mit Hinweisen auf den Schutzstatus gemäß der Baumschutzverordnung des Landes 

Bremen aufgenommen. (BERNSMANN 2019 - Anhang II).  Zusätzlich wurden im Rahmen der 

städtebaulichen Planung weitere Bäume mit ihren Baumkronen eingemessen sowie die Lin-

den entlang der Rockwinkeler Landstraße mit ihrem Stammumfang erfasst (SCHAEFER2020).  

Die Bäume sind in der Karte 1 dargestellt. Im Rahmen des Baumgutachtens (BERNSMANN 

2019) wurden insgesamt 47 Bäume geprüft. Diese sind mit fortlaufender Nummerierung in 

der Karte 1 gekennzeichnet und mit den einzelnen Daten im Baumgutachten (Anhang II) 

aufgelistet. Von den 47 Gutachterbäumen sind 22 Bäume nach Bremer BaumSchVO ge-

schützt. Diese Bäume sind mit dem jeweiligen Stammumfang und ihrer Vitalität in der Tabel-

le 3 aufgelistet.  

Die Linden entlang der Rockwinkeler Landstraße sind nicht im Rahmen des Baumgutachtens 

aufgenommen worden. Von den insgesamt 50 Linden entlang der Rockwinkeler Landstraße 

sind deshalb zusätzlich 15 Bäume nach Bremer BaumSchVO geschützt (SCHAEFER 2017).  

Bei den begutachteten Bäumen wurde insgesamt überwiegend eine gute Vitalität festgestellt. 

Dies kann durch die guten Standortbedingungen begründet werden, da die Baumstandorte 

wenig bis gar nicht eingeengt sind. Allerdings konnten die nach BaumSchVO geschützten 



GOP zum Bebauungsplan 2371 12 

 
Tesch Landschafts- und Umweltplanung 

Stiel-Eichen nur mit einer mittleren Vitalität eingestuft werden, da schon Schädigungen zu 

sehen waren.  

 

Tabelle 3: Nach BaumSchVO geschützte Bäume des Baumgutachtens (SUBV 2009) 

 

4.1.3 Baumhöhlen  

Es wurden keine Baumhöhlen im Untersuchungsgebiet nachgewiesen. 

 

  

Lfd.Nr. Baumart 
Stammumfang 
[cm] 

Vitalität 

1 Aesculus hippocastanum (Gem. Rosskastanie)  240 gut 

2 Juglans regia (Walnuss)  150 gut 

3 Juglans regia (Walnuss)  140 gut 

4 Taxus baccata (Gemeine Eibe)  130 gut 

5 Juglans regia (Walnuss)  190 gut 

6 Acer pseudoplatanus (Berg-Ahorn)  150 gut 

8 Acer platanoides (Spitz-Ahorn)  130 gut 

9 Acer pseudoplatanus (Berg-Ahorn)  180 gut 

10 Acer pseudoplatanus (Berg-Ahorn)  280 gut 

11 Acer pseudoplatanus (Berg-Ahorn)  180 gut 

12 Acer pseudoplatanus (Berg-Ahorn)  174 mittel 

13 Acer pseudoplatanus (Berg-Ahorn)  179 gut 

14 Acer pseudoplatanus (Berg-Ahorn)  190 gut 

18 Acer platanoides (Spitz-Ahorn) 147 gut 

26 Quercus robur (Stiel-Eiche)  138 gut 

31 Quercus robur (Stiel-Eiche)  193 mittel 

32 Quercus robur (Stiel-Eiche)  213 mittel 

35 Quercus robur (Stiel-Eiche) 198 mittel 

37 Quercus robur (Stiel-Eiche) 158 gut 

44 Quercus robur (Stiel-Eiche) 400 mittel 

46 Carpinus betulus (Hainbuche)  185 gut 

47 Acer pseudoplatanus (Berg-Ahorn)  165 gut 
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4.1.4 Brutvögel 

Bestand 

Der Brutvogelbestand wurde im Jahr 2018 in einem ca. 12 ha großen Untersuchungsgebiet2 

nach Standardmethode (SÜDBECK ET AL. 2005, BIBBY ET AL. 1995) kartiert. Bei den insgesamt 

8 Begehungen zwischen April und Juni wurden die wertgebenden Arten der Roten Listen 

Deutschlands3 und Niedersachsens (GRÜNEBERG ET AL. 2015, KRÜGER & NIPKOW 2015), 

Arten der Vorwarnlisten, streng geschützte Arten nach § 7 BNatSchG, Arten mit speziellen 

Lebensraumansprüchen (z.B. Koloniebrüter) sowie die Arten des Anhang I der Vogelschutz-

richtlinie quantitativ erfasst. Der Bestand der allgemein häufigen Arten wurde halbquantitativ 

erfasst und in Häufigkeitsklassen nach folgendem Schema eingeteilt: 

Häufigkeitsklasse Anzahl Brutpaare 

A 1 

B 2 

C 3-5 

D 6-10 

E >10 

 

Während der Begehungen wurden insbesondere die revieranzeigenden Verhaltensweisen 

der Vögel registriert, um den Brutstatus (Brutverdacht bzw. –nachweis) der im Gebiet vor-

kommenden Arten feststellen zu können.  

Einen Überblick über die Ergebnisse der Brutvogelkartierung zeigt Tabelle 4. Gefährdete 

Arten der Roten Listen für Deutschland bzw. für Niedersachsen und Bremen, besonders ge-

schützte Arten des Anhang I der Vogelschutzrichtlinie sowie Arten mit speziellen Lebens-

raumansprüchen wurden im Untersuchungsgebiet nicht nachgewiesen.  

Tabelle 4: Nachgewiesene Brutvogelarten 

Artname (wissenschaftlich) 
Rote Liste   

VRL 
Anh. I 

§ 7 
BNatSchG 

Anzahl der 
Revierzentren 

NI D 

Amsel Turdus [m.] merula     D 

Bachstelze Motacilla [a.] alba     B 

Blaumeise Parus [c.] caeruleus      
D 

                                                      

 

2 Bei 2 Grundstücken im Süden des Untersuchungsgebietes konnte keine vollständige Revierkartie-

rung durchgeführt werden, da diese erst am 01.06.2018 nach Vorgabe vom SUBV in den Untersu-

chungsumfang aufgenommen wurden. 

3 Die Rote Liste der Brutvögel wurde für Deutschland 2020 aktualisiert (Ryslavi et. al. 2020). Für die 

im Plangebiet vorkommenden Brutvögel ergeben sich daraus keine Änderungen.  
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Artname (wissenschaftlich) 
Rote Liste   

VRL 
Anh. I 

§ 7 
BNatSchG 

Anzahl der 
Revierzentren 

NI D 

Buchfink Fringilla coelebs     A 

Buntspecht Dendrocopos [m.] 
major 

   
 

A 

Dohle Coloeus  monedula     A 

Eichelhäher Garrulus glandarius     A 

Elster Pica [p.] pica     
A 

Gartengrasmücke Sylvia borin V    A 

Gimpel Pyrrhula [p.] pyrrhula 
 

   B 

Grünfink Carduelis chloris     A 

Grünspecht Picus [v.] viridis    X (1) 

Haubenmeise Parus cristatus     A 

Heckenbraunelle Prunella [m.] 
modularis  

  
 

C 

Klappergrasmücke Sylvia [c.] 
curruca  

  
 

B 

Kohlmeise Parus [m.] major     
D 

Mönchsgrasmücke Sylvia atri-
capilla 

   
 

D 

Rabenkrähe Corvus [c.] corone     A 

Ringeltaube Columba palumbus     D 

Rotkehlchen Erithacus [r.] rube-
cula 

   
 

E 

Singdrossel Turdus philomelos     B 

Sperber Accipiter [n.] nisus    X NG 

Sumpfmeise Parus palustris     A 

Waldohreule Asio [o.] otus V   X 1? 

Zaunkönig Troglodytes troglody-
tes 

   
 

D 

Zilpzalp Phylloscopus [c.] col-
lybita 

   
 

D 

Legende:  

Rote Liste NI = Niedersachsen und Bremen (KRÜGER & NIPKOW 2015); Rote Liste D = Deutschland (GRÜNEBERG et al. 
2015);  
Gefährdungskategorien: V = Vorwarnliste; 

VRL Anh. I = nach Anhang I Vogelschutzrichtlinie (Richtlinie 2009/147/EG) besonders zu schützende Vogelart; § 7 BNatSchG = 
Nach § 7 Bundesnaturschutzgesetz streng geschützte Art;  

Häufigkeitsklassen der Brutvögel: 
A = 1 Brutpaar (BP), B = 2 BP, C = 3-5 BP, D = 6-10 BP, E = > 10 BP; 

(1) = Teilrevier eines Brutpaares; NG = Nahrungsgast; 1? = Revierzentrum / Brutplatz unbekannt 
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Im Untersuchungsgebiet wurden insgesamt 26 Brutvogelarten nachgewiesen. Die Arten Gar-

tengrasmücke (1 Brutpaar) und Waldohreule (Brutplatz unbekannt) werden in der Vorwarnlis-

te für Niedersachen und Bremen geführt. Die weibliche Waldohreule wurde auf einem Gar-

tengrundstück aus dem Baumbestand auffliegend gesichtet. Es wird davon ausgegangen, 

dass die Art im näheren Umfeld des Beobachtungsortes ihren Brutplatz hat, der genaue 

Brutplatz bzw. der Horst der Waldohreule konnte jedoch nicht ausfindig gemacht werden. 

Des Weiteren kommen zwei Arten mit einem Teilrevier (Grünspecht) bzw. als Nahrungsgast 

(Sperber) vor.  

Bei den nachgewiesenen Arten handelt es sich überwiegend um weit verbreitete Ubiquisten, 

die in mehreren Biotopen als Brutvögel auftreten können und keine besonderen Ansprüche 

an ihren Lebensraum stellen. 

Dazu zählen vor allem Kleinvogelarten, die in kleinen Baumhöhlen oder künstlichen Nistkäs-

ten brüten. Arten, die gerne in Bodennähe brüten und auf eine gute Deckung angewiesen 

sind, wie Rotkehlchen, Zaunkönig oder Amsel (vielseitig bzgl. Brutplatz) kommen ebenfalls 

zahlreich, besonders auf einem großen störungsarmen Naturgarten vor. Für die Waldohreule 

ist dieser Garten sowohl als Brutplatz als auch als Nahrungsraum attraktiv. In den Ackerflä-

chen wurden keine Brutvögel nachgewiesen, sie haben aber eine Funktion als Nahrungs-

raum, insbesondere für Rabenkrähen und Dohlen. 

Bewertung 

Bei einer fünfstufigen Wertskala (sehr geringe - sehr hohe Bedeutung; in Anlehnung an 

BRINKMANN 1998, NLÖ 2002) weist das Untersuchungsgebiet durch das Fehlen von be-

sonders schützenswerten Arten eine insgesamt geringe Bedeutung als Lebensraum für 

Brutvögel auf.  

Ein Blick auf das Kriterium der Artenvielfalt nach REICHHOLF (1980, 1987) zeigt, dass das 

Untersuchungsgebiet in Abhängigkeit von der geringen Größe mit einem Brutvogelbestand 

von 26 Arten eine höhere Artenvielfalt aufweist. Der Erwartungswert für eine durchschnittli-

che Artenvielfalt liegt bei einer Flächengröße von 12 ha etwa bei 20 Arten (s. Anhang III - 

Artenarealkurve).  

4.1.5 Fledermäuse 

Die Erfassung der Fledermäuse erfolgte zwischen Mitte Mai und Anfang September 2018 im 

Rahmen von 5 Begehungen (Plan Natura - Anhang IV). Hierbei wurden Ultraschall-

Detektoren eingesetzt sowie eine Horchkisten-Analyse durchgeführt. Die Untersuchung er-

folgte innerhalb des ca. 12 ha großen Untersuchungsgebietes. Beim Kartieren wurde im Ver-

lauf der Nacht und in den frühen Morgenstunden auf schwärmende Tiere und Sozial-

/Balzrufe geachtet. Schwärmende Tiere und Sozial-/Balzrufe (artabhängig) können Hinweise 

auf nahegelegene Quartiere sein. Um ein Vorhandensein von möglichen Quartiermöglichkei-

ten für Fledermäuse zu erfassen, wurde das Gebiet zudem auf Baumhöhlen untersucht. 

Die Horchkisten wurden an vier Standorten gut verteilt im Untersuchungsgebiet ausgebracht 

(s. Karte 1).  

Bei der Kartierung wurden insgesamt 5 Fledermausarten mit insgesamt 296 Kontakten fest-

gestellt (s. Tabelle 5). Alle Fledermausarten sind nach Anhang IV der FFH-Richtlinie ge-

schützt. Die Arten Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus) und Bartfledermaus (Myotis 



GOP zum Bebauungsplan 2371 16 

 
Tesch Landschafts- und Umweltplanung 

brandtii/mystacinus) sind zudem auf der Roten Liste für Bremen/Niedersachsen (Boye et al. 

1998) als „stark gefährdet“, der Große Abendsegler (Nyctalus noctula) ist als „gefährdet“ 

eingestuft. Auf der Roten Liste für Deutschland stehen der Große Abendsegler und die Bart-

fledermaus auf der Vorwarnliste, für die Bartfledermaus ist eine Gefährdung anzunehmen 

(MEINIG et al. 2009). Die Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) sowie die Rauhautfle-

dermaus (Pipistrellus nathusii) sind nach den Roten Listen für Bremen/Niedersachsen oder 

Deutschland nicht gefährdet.     

 

Tabelle 5: Artenliste der nachgewiesenen Fledermäuse 

Artname 
Rote Liste Kontakte 

DE N/HB Detektor Horchkisten 

Zwergfledermaus Pipistrellus pipistrellus - - 133 451 

Rauhautfledermaus Pipistrellus nathusii  - R 36 60 

Großer Abendsegler Nyctalus noctula  V 3 56 153 

Breitflügelfledermaus Eptesicus serotinus  G 2 59 58 

Bartfledermaus Myotis brandtii/mystacinus  V/V 2 4 35* 

Rote Liste DE nach MEINIG et al. (2009) Rote Liste N/HB nach Boye et al. 1998; 3 = Gefährdet, 2 = Stark gefährdet, V = Vor-

warnliste, G = Gefährdung anzunehmen, Status aber unbekannt, R = Art mit eingeschränktem Verbreitungsgebiet (stark ge-

fährdet), - = ungefährdet 

* Myotis Spec: eine Differenzierung der Arten ist mit den eingesetzten Horchkisten nicht möglich 

 

Die häufigste Art im Untersuchungsgebiet ist die Zwergfledermaus mit 133 Kontakten bei 

der Detektorbegehung und 451 Kontakte an den Horchkistenstandorten. Sozialrufe der Arten 

wurden regelmäßig aufgezeichnet sowie mehrere gleichzeitig jagende Tiere gesichtet. Eine 

Daueraktivität konnte an zwei Terminen am Fußweg von der „Rockwinkeler Landstraße“ zur 

Bahntrasse und am „Mühlenweg“ sowie an der „Rockwinkeler Landstraße festgestellt wer-

den. Quartiere der Zwergfledermaus sind im Untersuchungsgebiet auf Grundlage der Kartier-

ergebnisse nicht vorhanden.  

 

Für die Rauhautfledermaus erfolgten insgesamt 36 Kontakte bei der Detektorbegehung und 

60 Kontakte an den Horchkistenstandorten, wobei keine Aktivitätsschwerpunkte festgestellt 

wurden. An der „Rockwinkeler Landstraße“ erfolgten zudem Sozialrufe. Da diese Fleder-

mausart oftmals Sozialrufe aus Baumhöhlen verwendet, liegen hier Quartierverdachtsmo-

mente vor.  

 

Von der Breitflügelfledermaus erfolgten insgesamt 59 Kontakte durch die Detektoren und 

weitere 58 Kontakte an den Horchkisten. Es konnte eine Daueraktivität an der „Rockwinkeler 

Landstraße“ aufgezeichnet werden. Weitere deutliche Aktivitätsschwerpunkte und Quartiere 

wurden im Untersuchungsgebiet nicht festgestellt. 

 

Der Große Abendsegler ist mit 46 Kontakten bei der Detektorbegehung sowie 153 Kontak-

ten an den Horchkisten die zweithäufigste Arte im Untersuchungsgebiet. Deutliche Aktivitäts-

schwerpunkte und Quartiere wurden nicht festgestellt. 
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Die Bartfledermäuse wurden an zwei Erfassungsterminen mit 4 Detektorerfassungen nach-

gewiesen. Eine Unterscheidung der 35 Horchkontakte der Gattung Myotis ist bei der Horch-

kistenanalyse nicht möglich. Deutliche Aktivitätsschwerpunkte und Quartiere wurden für die-

se Art ebenfalls nicht festgestellt.  

 

Bei der am 13.12.2018 durchgeführten Kontrolle der Bäume auf mögliche Quartiere wurden 

keine Quartiere festgestellt. Untersucht wurden der Baumbestand innerhalb der Grenzen des 

Bebauungsplans 2371 sowie der Bereich mit dem vorliegenden Quartierverdacht der Rau-

hautfledermaus an der Rockwinkler Landstraße. Auch hier wurden bei der bodengestützten 

Untersuchung keine Quartiermöglichkeiten gesichtet.  

Bewertung 

Die Bewertung Untersuchungsgebietes hinsichtlich seiner Bedeutung für Fledermäuse er-

folgte mit einem an Bach et al. (1999) angelehnten Verfahren, wobei Aktivitätsindex, Indivi-

duenzahlen und Artenspektrum der planungsrelevanten Arten berücksichtigt werden. Die 

Bedeutung des Lebensraums wird in einer dreistufigen Skala (hohe-mittlere-geringe Be-

deutung) dargestellt:  

Funktionsräume hoher Bedeutung*  

 Quartiere aller Arten, gleich welcher Funktion 

 Gebiete mit vermuteten oder nicht genau zu lokalisierenden Quartieren 

 Alle essentiellen Habitate: regelmäßig genutzte Flugstraßen und Jagdgebiete von Ar-

ten mit hohem Gefährdungsstatus (stark gefährdet) in Deutschland oder Niedersach-

sen. 

 Flugstraßen mit hoher Fledermausaktivität. 

 Jagdhabitate, unabhängig vom Gefährdungsgrad der Arten, mit hoher Fledermaus-

Aktivität. 

Funktionsräume mittlerer Bedeutung* 

 Flugstraßen mit mittlerer Fledermausaktivität oder wenigen Beobachtungen einer Art 

mit besonders hohem Gefährdungsstatus (s.o.) 

 Jagdgebiete, unabhängig vom Gefährdungsgrad der Arten mit mittlerer Fledermaus-

Aktivität oder wenigen Beobachtungen einer Art mit besonders hohem Gefährdungs-

status (s.o.) 

Funktionsräume geringer Bedeutung* 

 • Flugstraßen mit geringer Fledermaus-Aktivität oder vereinzelte Beobachtungen 

einer Art besonderer Bedeutung (s.o.) 

 • Jagdgebiete mit geringer Fledermaus-Aktivität oder vereinzelte Beobachtungen 

einer Art besonderer Bedeutung (s.o.) 

* Die entsprechende Einstufung der Bedeutung des Funktionsraumes ist erreicht, wenn ein 

Aspekt der Bewertungskriterien erfüllt ist. 

Die Bewertung der Horchkisten fließt in die Bewertung der Funktionsräume mit ein. 
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Tabelle 6: Bewertungsverfahren der Horchkisten 

Fledermauskontakt Aktivitätsindex Wertstufe 

im Schnitt alle 10 Minuten > 6 hohe Fledermaus-Aktivität/ Bedeutung 

im Schnitt alle 10-20 Minuten 3-6 mittlere Fledermaus-Aktivität/Bedeutung 

im Schnitt alle 20-60 Minuten < 3 geringe Fledermaus-Aktivität/ Bedeutung 

 

Die Bereiche des Untersuchungsgebietes, die einen guten Gehölzbestand aufweisen, haben 

eine hohe Bedeutung als Funktionsräume für Fledermäuse (s. Karte 1). Dies sind der Natur-

garten mit den angrenzenden Baumreihen, die Baumreihe entlang der Rockwinkeler Land-

straße, das Siedlungsgehölz entlang des Bahnsteiges sowie der Bereich um die Oberneu-

lander Mühle und die südlich angrenzenden Hausgärten. Den offenen, teilweise landwirt-

schaftlich genutzten Bereichen wurde zudem aufgrund der etwas niedrigeren aber immer 

noch hohen Aktivitäten der Zwergfledermaus, der Rauhautfledermaus, der Breitflügelfleder-

maus und des Großen Abendseglers eine mittlere Bedeutung zugewiesen.  

4.2 Biotische Ertragsfunktion  

Die Böden im Untersuchungsgebiet befinden sich im besiedelten Bereich und sind daher 

nicht im Rahmen der bodenkundlichen Kartierung im Maßstab 1:25.000 Mitte der 90er Jahre 

erfasst worden. Für diesen Bereich liegen lediglich die generalisierten Daten der Bodenüber-

sichtskarte (BÜK 50) vor, nach der als natürlicher Bodentyp Gley vorherrschend ist (LBEG 

Online 2014). Aufgrund der Nähe des Gebietes zum Siedlungsbereich und der vorherr-

schenden Biotoptypen (vgl. Kap. 4.1.1) ist von einer anthropogenen Überprägung des Bo-

dens insbesondere durch Entwässerung auszugehen. Laut der Stellungnahme zur Versicke-

rung des Niederschlagswassers liegt der Grundwasserstand heute bei ca. 2 m unter Flur, so 

dass nicht mehr davon ausgegangen werden kann, dass von oberflächennahem Grundwas-

ser beeinflusste Böden vorliegen.  

Nach der Handlungsanleitung sind Böden einer Funktionsausprägung von besonderer Be-

deutung zuzuordnen, wenn diese eine gute bis sehr gute natürliche Ertragsfähigkeit aufwei-

sen. Da sich die Böden im Siedlungsbereich befinden, ist ihnen keine besondere Ertragsfä-

higkeit zugeordnet (SUBV 2016B), so dass für die Böden im Untersuchungsgebiet nur eine 

allgemeine Funktionsausprägung vorliegt.  

4.3 Grundwasserschutzfunktion  

Das Untersuchungsgebiet liegt nicht innerhalb eines Wasserschutzgebietes. 

Die Grundwasserneubildungsrate liegt nach den Daten des Niedersächsischen Bodeninfor-

mationssystems (LBEG ONLINE) im Untersuchungsgebiet bei 151-200mm/a und ist nicht als 

überdurchschnittlich hohe Grundwasserneubildungsrate (SUBV 2016B) einzustufen. Deshalb 

wird der Bereich hinsichtlich der Grundwasserschutzfunktion nach SUBV (2006) auch auf-

grund des Fehlens von Wasserschutzgebieten nicht als Bereich mit besonderer Funktionsfä-

higkeit für die Grundwasserschutzfunktion bewertet.  
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4.4 Bioklimatische Ausgleichsfunktion  

Im Stadtgebiet sind Gehölzbestände für die bioklimatische Ausgleichsfunktion aufgrund der 

Kalt- und Frischluftproduktion insbesondere in ansonsten stark versiegelten und bebauten 

Bereichen von Bedeutung. Da im Untersuchungsgebiet vor allem Flächen ohne größere Ge-

hölzbestände vorliegen, kommt ihm eine nur eine mittlere bioklimatische Bedeutung zu. Das 

östlich an das Untersuchungsgebiet angrenzende Wohngebiet samt der Hausgärten mit 

Großbäumen weist eine günstige bioklimatische Situation der Siedlungsflächen auf (SUBV 

2016B). Insgesamt hat das Untersuchungsgebiet keine besondere Bedeutung für die biokli-

matische Ausgleichsfunktion.  

4.5 Landschaftserlebnisfunktion  

Das Untersuchungsgebiet gehört größtenteils dem Landschaftsbildtyp „Acker- und Grün-

landgebiete“ an (SUBV 2016B). Der Erlebniswert der Acker-Grünlandgebiete, einem Nut-

zungsmosaik aus Acker- und Grünlandflächen, ist stark von der Vielfalt an gliedernden, er-

lebniswirksamen Landschaftselementen beeinflusst. Auf der großräumigen Ebene betrach-

tet, kommt dem Untersuchungsgebiet daher laut LAPRO (SUBV 2016B) eine mittlere Bedeu-

tung für das Erleben von Natur und Landschaft zu. Die denkmalgeschützte Oberneuländer 

Mühle im Osten des Gebietes weist einen besonderen Identifikationswert auf und gilt des-

halb als erlebniswirksames Landschaftselement mit besonderer Bedeutung.  

 

Insgesamt ist das Untersuchungsgebiet daher bis auf die Oberneulander Mühle nur von all-

gemeiner Bedeutung für die Landschaftserlebnisfunktion.  

4.6 Biotopvernetzung  

Im Untersuchungsgebiet befinden sich keine Biotoptypen, denen durch das LAPRO (SUBV 

2016B) eine Vernetzungsfunktion zugewiesen wurde und die gemäß § 21 Abs. 6 BNatSchG 

zum Biotopverbund zählen würden. Die Gehölzstrukturen an den Grenzen des Vorhabens-

gebietes weisen aber eine klassische Vernetzungsfunktion für Fledermäuse auf.  

5 AUSWIRKUNGEN DES VORHABENS AUF NATUR UND 
LANDSCHAFT  

Im Folgenden werden die Auswirkungen bei der Umsetzung des B-Plans 2371 auf Natur und 

Landschaft erläutert.  

Die Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf Natur und Landschaft entstehen insbeson-

dere durch die Flächeninanspruchnahme der Baukörper mit Nebenanlagen durch Zunahme 

des Versiegelungsgrades. Nach den Festsetzungen des Bebauungsplans können bei maxi-

maler Ausnutzung 52,1 % des Plangebietes (inkl. Nebenflächen, Straßenverkehrsflächen 

und der Lärmschutzwand) versiegelt werden (vgl. Kap. 5.2) 

Während der Bauphase sind Auswirkungen durch die Beseitigung der Gebüsche und Ge-

hölzbestände sowie den Baustellenbetrieb (Lärm, Licht, Staub, Abgase, verstärkte menschli-

che Präsenz) im Planungsbereich zu erwarten. Eine Grundwasserabsenkung ist nicht erfor-

derlich. Auswirkungen durch den Baustellenbetrieb treten in der Regel nur tagsüber auf, da 

Arbeiten im Normalfall nicht in der Nachtzeit stattfinden.  
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5.1 Auswirkungen auf die Biotop-/ Ökotopfunktion  

5.1.1 Biotoptypen  

Der Bebauungsplan 2371 bereitet die Bebauung des Gebietes an der Oberneulander Mühle 

planerisch vor. Dadurch wird es im Plangebiet durch die Wohnbebauung sowie die Versiege-

lung der Verkehrsflächen zu einem anlagebedingten Verlust der bisher vorhandenen Bio-

toptypen kommen. Dies betrifft insbesondere die folgenden Biotoptypen, die sich im Bereich 

der geplanten Wohnbauflächen und Straßenverkehrsflächen befinden:  

Biotoptypen der Wertstufe 1 

 Acker- und Gartenbaubiotope (ca. 53.080 m²) 

 Obst- und Gemüsegarten i. V. mit Ruderalflur feuchter Standorte (ca. 1.570 m²) 

 Lagerplatz i. V. mit Baustelle (ca. 5.930 m²) 

 Sandiger Offenbodenbereich (ca. 4.150 m²) 

 Weg (ca. 2.000 m²) 

Biotoptypen der Wertstufe 3 

 Naturgarten i. V. mit Halbruderaler Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte  
(ca. 8.710 m²) 

 Halbruderale Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte (6.130 m²) 

 Ruderalflur frischer bis feuchter Standorte (ca. 1.400 m²) 

Der Bereich um die Oberneulander Mühle bleibt nach den Vorgaben des künftigen B-Plans 

erhalten. Zudem können die Gehölzbestände entlang der Bahnlinie, nördlich und südlich des 

Wohngebietes WA 3 sowie entlang der Rockwinkeler Landstraße überwiegend bestehen 

bleiben. Für 3 Gehölzreihen ist damit eine rechtliche Sicherung über den B-Plan verbunden 

(Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für die Bepflanzung und für die Erhaltung von 

Bäumen). Für die übrigen Gehölzreihen ergibt sich der Bestandserhalt lediglich über den 

Abstand der Baugrenzen. 

Durch die Bebauung des Gebietes gehen somit größtenteils (ca. 80 %) Biotoptypen von sehr 

geringem Wert verloren. Die restlichen Verluste entfallen mit ca. 20 % auf Biotoptypen mit 

mittlerem Wert für den Naturhaushalt. Biotoptypen von hohem und sehr hohem Wert kom-

men im Plangebiet nicht vor und sind daher auch nicht betroffen.  

5.1.2 Bäume 

Im Plangebiet sind einige Bäume und Gehölzbestände vorhanden, von denen insgesamt 37 

Bäume nach der Bremer BaumSchVO geschützt sind. Bei der Planung des städtebaulichen 

Konzeptes wurden die Baumstandorte berücksichtigt, so dass die stadtbildprägenden Ge-

hölzbestände rechtlich abgesichert über den B-Plan erhalten werden können.  (vgl. Abb. 2). 

Dazu zählen die Gehölzreihen entlang der Bahnlinie, die Gehölzreihe südlich des Wohnge-

bietes 3 sowie die Gehölzreihe entlang der nördlichen Rad- und Fußwegeverbindung. Die 

Linden entlang der Rockwinkeler Landstraße sind als Straßenbäume zu erhalten (Festset-

zung im Bebauungsplan als öffentliche Straßenverkehrsfläche). 

Für die Erschließung der Mischgebietsfläche (MI) liegen gegenwärtig keine Planungen vor. 

Sofern die MI-Fläche bebaut werden soll und durch die geplante Erschließung geschützte 
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Straßenbäume gefällt werden müssen, ist für die nach BaumSchVO geschützten Gehölze 

ein entsprechender Ausgleich zu schaffen (§ 6 Bremer Baumschutzverordnung). 

Überwiegend für die Straßen- und Wegeplanung, im Bereich des Baufeldes sowie für die 

Lärmschutzwand ist ein Baumverlust von insgesamt 44 Bäumen, von denen 12 Bäume nach 

Bremer BaumSchVO geschützt sind, zu erwarten. (vgl. Kapitel 7.2).  
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5.1.3 Auswirkungen auf die Fauna 

Durch die Umsetzung des Bebauungsplanes entstehen direkte Lebensraumverluste durch 

die Flächeninanspruchnahme. Die detaillierte, artbezogene Beurteilung der Auswirkungen 

des geplanten Baugebietes auf die im Untersuchungsgebiet vorkommenden Brutvögel und 

Fledermausarten erfolgt im Rahmen des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages (AFB). Im 

Folgenden erfolgt eine Zusammenfassung der wesentlichen Auswirkungen und den festge-

legten Vermeidungsmaßnahmen.  

 

Brutvögel 

Für die Artengruppe der Brutvögel sind insbesondere die Lebensraumverluste durch die Ent-

nahme der Gehölze, sowie der Verlust des Naturgartens in Verbindung mit der halbruderalen 

Gras- und Staudenflur relevant, die von ungefährdeten Kleinvogelarten als Brutstandorte 

genutzt werden. Die im Plangebiet vorkommenden, allgemein häufigen Gehölzfreibrüter be-

siedeln weit verbreitete Habitate und sind daher nicht auf einen bestimmten Lebensraum 

angewiesen. so dass sie teilweise in andere Gehölzbestände in der Umgebung ausweichen 

können. Da nur ein geringer Anteil der Bestandsbäume im Plangebiet verloren geht und im 

Rahmen der Umsetzung des Bebauungsplanes weitere Baumpflanzungen vorgesehen sind, 

bleiben zudem Habitate im Plangebiet erhalten bzw. entstehen mittel- bis langfristig wieder 

neu. Baumhöhlen wurden nicht festgestellt, so dass nicht von einem Verlust von Habitat-

bäumen für Gehölzhöhlenbrüter auszugehen ist. Seltene oder gefährdete Arten sind nicht 

betroffen, so dass ein spezifischer Ausgleich nicht erforderlich wird.  

Während der Bauphase sowie durch die künftige Wohnnutzung treten Störwirkungen auf, die 

für empfindliche Vogelarten zu einem indirekten Verlust von Lebensräumen führen könnten. 

Da sich das Plangebiet allerdings in einem besiedelten und durch Störungen (Verkehr, 

menschliche Präsenz) vorbelasteten Bereich befindet, kommen in diesem Gebiet bereits nur 

Vogelarten vor, die typisch für Siedlungsbiotope sind. Diese Vogelarten sind entsprechend 

nicht besonders störanfällig, so dass sowohl für die Bau- als auch für die Nutzungsphase des 

Wohngebietes eine erhebliche Störung der vorkommenden Vogelarten ausgeschlossen wer-

den kann. 

Um eine Tötung von Brutvögeln oder die Zerstörung von Gelegen auszuschließen, ist als 

Vermeidungsmaßnahme die Rodung der Gebüsch- und Gehölzbestände vom 01. Oktober 

bis 28. Februar gemäß § 39 (5) Nr. 2 BNatSchG erforderlich.  

 

Fledermäuse 

Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes gehen Lebensraumverluste für Fledermäuse ein-

her, die zum größten Teil Funktionsräume mit einer mittleren Bedeutung (Ackerflächen, 

Selbstpflück-Blumenfeld) aber im Bereich des Naturgartens auch Funktionsräume mit einer 

hohen Bedeutung betreffen. Fledermäuse haben allerdings große Aktionsradien, so dass 

diese Bereiche nur Teil eines größeren Nahrungsgebietes sind und der Verlust dieser Flä-

chen keine erheblichen Auswirkungen auf den Lebensraum der vorkommenden Fleder-

mausarten hat. Zudem wird durch den eingeplanten Grünzug auch wieder ein neues Nah-

rungshabitat in kleinerem Umfang geschaffen.  

In den Bäumen im Plangebiet konnten keine Fledermausquartiere sicher nachgewiesen wer-

den. Allerdings wurde im Bereich der Rockwinkeler Landstraße ein Quartierverdacht der 

Rauhautfledermaus festgestellt, so dass vor der Fällung der Bäume an der Rockwinkeler 
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Landstraße eine erneute Begutachtung dieser Bäume erforderlich ist, um bei Verlust eines 

Quartieres den erforderlichen Ausgleich erbringen zu können.  

5.2 Auswirkungen auf die Biotische Ertragsfunktion  

Der Bebauungsplan ermöglicht die Bebauung des Plangebietes mit Ein- und Mehrfamilien-

häusern, Straßenverkehrsflächen sowie optional einer Feuerwache. Bei Umsetzung der ge-

planten Bauvorhaben können die bisher größtenteils unversiegelten Flächen entsprechend 

der Festsetzungen im Bebauungsplan bebaut und versiegelt werden. Für die Bauflächen 

werden unterschiedliche Grundflächenzahlen (GRZ) (0,25 - 0,4) festgelegt. Bei maximaler 

Ausnutzung der erlaubten Versiegelung (GRZ I und II), würden im Plangebiet inkl. der Stra-

ßenverkehrsflächen rd. 61.669 m² voll- bzw. teilversiegelt werden (vgl. Abbildung 3). Dies 

entspricht einem Versiegelungsgrad von 51,6 %. 

Als Vollversiegelung werden Flächen mit einer geschlossenen Deckschicht (Beton- oder As-

phaltdecke) oder Pflasterungen mit sehr engen Fugen (z.B. Betonsteinpflaster) angesehen. 

Die Vollversiegelung führt zu einem vollständigen Verlust der Bodenfunktionen (Lebensraum 

für Bodenflora und –fauna, Standort für Pflanzen, Filter- und Pufferkörper für Nähr- und 

Schadstoffe, energetischer Umsatzkörper für Biomasse und Stoffkreisläufe) und ist somit auf 

den unversiegelten Bereichen im Untersuchungsgebiet als erhebliche Auswirkung einzustu-

fen. Als Teilversiegelungen werden alle Befestigungsarten angesehen, die noch eine (antei-

lige) Versickerung des anfallenden Oberflächenwassers ermöglichen. Dennoch führt die 

Teilversiegelung zu Bodenverdichtungen und zu Veränderungen der Bodeneigenschaften 

und -funktionen und ist somit ebenfalls als erhebliche Auswirkung einzustufen.  

Während der Baumaßnahme ist auch in Bereichen, die nicht dauerhaft bebaut oder versie-

gelt werden, durch Bodenarbeiten, Baustelleneinrichtungsflächen und Fahrbewegungen mit 

einer Verdichtung des Bodens zu rechnen. Der ursprüngliche Gleyboden ist vermutlich be-

reits entwässert, so dass keine besondere Verdichtungsempfindlichkeit mehr besteht (vgl. 

Kap. 4.2). Er kann sich damit in diesen Bereichen (Hausgärten, Grünzug)  voraussichtlich 

wieder regenerieren und seine Standort-, Filter- und Pufferfunktion wieder erfüllen, so dass 

durch die bauzeitliche Beanspruchung keine erhebliche Auswirkung entsteht.  
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5.3 Auswirkungen auf die Grundwasserschutzfunktion  

Das Plangebiet ist bisher kaum versiegelt. Eine Versiegelung von Flächen stellt grundsätz-

lich eine Beeinträchtigung der Grundwasserschutzfunktion dar, da sie die Grundwasserneu-

bildung verhindert. Im Plangebiet können bei maximaler Ausnutzung der GRZ bis zu 61.669 

m² versiegelt werden.  

Gemäß B-Plan ist das auf den Straßenverkehrsflächen anfallende Niederschlagswasser 

vollständig in Mulden zu versickern.  Für die Wohngrundstücke ist ein vollständiger Wasser-

rückhalt auf der Fläche zu ermöglichen (Umtec 2017). Durch den grundsätzlich als positiv zu 

bewertenden Wasserrückhalt auf der Fläche ergibt sich zwar eine geringfügige Verringerung 

der Grundwasserneubildung. Es sind keine Auswirkungen auf den Gebietswasserhaushalt 

oder die Grundwasserneubildung zu erwarten, für die besondere Maßnahmen erforderlich 

wären.  

5.4 Auswirkungen auf die bioklimatische Ausgleichsfunktion  

Flächenversiegelungen wirken sich durch eine Erhöhung der Temperaturamplitude und die 

Verringerung der Luftfeuchtigkeit auf das Lokalklima aus. Außerdem wird insbesondere der 

Verlust von Gehölzbeständen mit ihrer luftreinigenden Wirkung als Beeinträchtigung der bi-

oklimatischen Funktion gewertet.  

Die vorhandenen Gehölzbestände im Plangebiet können größtenteils erhalten werden und 

werden durch weitere geplante Grünstrukturen ergänzt (vgl. Kap. 9.2), so dass einer Beein-

trächtigung der bioklimatischen Funktion entgegen gewirkt wird.  

Die Versiegelung der bisher unversiegelten Flächen im Plangebiet ist zwar als erhebliche 

Beeinträchtigung zu werten, da diese Flächen allerdings keine besondere Bedeutung für die 

bioklimatische Ausgleichsfunktion aufweisen, sind keine besonderen Maßnahmen erforder-

lich.  

5.5 Auswirkungen auf die Landschaftserlebnisfunktion  

Durch die Festsetzung und Umsetzung des Bebauungsplanes verändert sich mit der Bebau-

ung der bisher offenen Bereiche das bestehende Ortsbild im Plangebiet. Der landwirtschaft-

lich geprägte Charakter des Gebietes geht verloren und wird ersetzt durch eine teilweise 

dichte Bebauung mit Bauhöhen von bis zu 19 m. Dem Erhalt der Sichtbeziehung zur Ober-

neulander Mühle kommt eine besondere Bedeutung zu, die durch den geplanten Grünzug 

Berücksichtigung findet. Durch die Anlage blütenreicher Mähwiesen, bestehend aus stand-

ortheimischen Gräsern und Kräutern, und die Einfassung der angrenzenden Grundstücke mit 

Hecken wird die optische Wirkung der Mühle verstärkt. Mit dem Grünzug wird der Grünzug 

vom Achterdieksee fortgesetzt. Zusätzlich wird das Baugebiet durch Grünstrukturen geglie-

dert, die erhalten werden können. Dazu zählen die Gehölzbestände in den festgesetzten 

Erhaltungsbereichen, die Linden Allee entlang der Rockwinkeler Landstraße sowie die Aus-

gleichsfläche im Norden des Plangebietes.  

Die Neugestaltung des Gebietes wird somit insgesamt zu einer Veränderung des Land-

schaftsbildes und dessen Charakters führen, die Landschaftserlebnisfunktion innerhalb eines 

Siedlungsbereiches bleibt aber weiterhin gewährleistet.  
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Da das Plangebiet keine Funktionsausprägung besonderer Bedeutung aufweist, liegt auf-

grund der besonderen Berücksichtigung der Sichtbeziehung zur Oberneulander Mühle, keine 

erhebliche Beeinträchtigung der Landschaftserlebnisfunktion vor. 

6 MAßNAHMEN ZUR VERMEIDUNG UND MINIMIERUNG DER 
EINGRIFFSWIRKUNGEN 

Nach der Eingriffsregelung ist die Vermeidung von Beeinträchtigungen bei einem Eingriff in 

den Naturhaushalt oder das Landschaftsbild gemäß § 15 Abs. 1 BNatSchG als erstes zu 

prüfen. Erst wenn Beeinträchtigungen nicht vermieden oder minimiert werden können, sind 

die verloren gegangenen Funktionen und Werte auf den vom Eingriff betroffenen Flächen 

nach § 15 Abs. 2 BNatSchG durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-

pflege auszugleichen oder zu ersetzen. 

Zur Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen wurden im Planungsprozess bereits folgen-

de Maßnahmen aufgenommen: 

 Überwiegender Erhalt von Baumbeständen und geschützten Bäumen im Plangebiet 

 Erhalt eines Grünzuges sowie Einbeziehung von Kompensationsflächen im Norden 

und privater Grünflächen im Nordosten zur Versorgung des Gebietes mit Kalt- und 

Frischluft 

 Versickerung des Niederschlagswassers im B-Plangebiet, 

 Speicherung und Verdunstung des Niederschlags über die Dachbegrünung der ge-

planten Gebäude mit einer Neigung unter 10°.  

Darüber hinaus sind weitere Vermeidungsmaßnahmen zu berücksichtigen, um artenschutz-

rechtliche Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 und § 39 Abs. 1BNatSchG auszuschließen.  

 Rodung der Gebüsch- und Gehölzbestände vom 01. Oktober bis 28. Februar gemäß 

§ 39 (5) Nr. 2 BNatSchG. 

 Kontrolle der zu fällenden Bäume an der Rockwinkeler Landstraße auf Quartiere der 

Rauhautfledermaus. Falls ein Quartier vorhanden ist, ist ein adäquaten Ersatzes 

durch Aufhängen von Fledermauskästen im Verhältnis 1 : 3 möglichst im nahen Um-

feld der Quartierverluste (CEF-Maßnahme) erforderlich. Die Maßnahme muss vor 

dem Fällen des Quartierbaumes funktionsfähig sein. 
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7 EINGRIFFSERMITTLUNG UND KOMPENSATION 

Da für das gesamte Plangebiet bereits Bebauungspläne vorliegen, greift die Sonderregelung 

des §1a Abs.3,  Satz 6 (BauGB). Demnach ist ein Ausgleich nicht erforderlich, wenn Eingriffe 

bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren. Der Nachweis 

erfolgt durch die Gegenüberstellung der bisher zulässigen Bebauung der bestehenden 

rechtskräftigen Bebauungspläne und der zukünftigen zulässigen Bebauung durch den Be-

bauungsplan 2371 im Kapitel 8.1. Davon unberührt bleibt das Erfordernis den Verlust der 

nach BaumSchVO geschützten Bäume zu kompensieren. Die Ermittlung des Kompensati-

onsbedarfes erfolgt in Kapitel 8.2.  

7.1 Gegenüberstellung der zulässigen Bebauung  
(Kompensationsermittlung) 

Bestehende zulässige Bebauung (Gewerbe- und Staffelbauplan Nr. 165 / B-Plan 174) 

Der weiterhin geltende Gewerbe- und Staffelbauplan Nr. 165 aus dem Jahr 1958 weist für 

das Plangebiet mit Ausnahme der südlichen Flurstücke (5/4, 5/6, 5/8) die Baustaffel 1a mit 

den Gewerbeklassen II und IV aus. Die Gewerbeklasse IV entspricht dabei weitgehend ei-

nem Allgemeinen Wohngebiet (WA) nach BauNVO 1990 (§9 Brem. GBl. 1982, 405). Für ein 

Teilstück parallel der Eisenbahnstrecke Bremen-Hamburg ist mit der Baustaffel 1a die Ge-

werbeklasse II festgesetzt. Dies entspricht im Grundsatz einem Gewerbegebiet (GE) nach 

der Baunutzungsverordnung 1990 (BauNVO).  

Der Anteil der bisher zulässigen versiegelten Flächen im Plangebiet wird in der folgenden 

Tabelle 7 aufgeschlüsselt nach Art der Bebauung aufgeführt und in der Abbildung 3 darge-

stellt. 

Tabelle 7: Zulässige Flächenversiegelung gemäß Gewerbe-/ Staffelbauplan 165 / B-Plan 1743 

Art der Bebauung 
GRZ 
I 

GRZ 
I+II 

Fläche 
Gesamt 
[m²] 

Anteil der versiegelba-
ren Fläche 

 [m²] [%] 

Reines Wohngebiet (WR) 0,12 0,18 12.920 2.326 1,9 

Baustaffel 1a 

0,4 0,6 

   

Gewerbeklasse IV 

Allgemeines Wohngebiet (WA) 
61.850 37.110 31,1 

Gewerbeklasse II 

Gewerbegebiet (GE) 
18.570 11.142 9,3 

öffentliche Grünfläche --- --- 13.060 0,0 0,0 

öffentliche Straßenverkehrsfläche 1,0 --- 3.430 3.430 2,9 

Bahnanlage 1,0 --- 9.540 9.540 8,0 

Gesamt 119.370 63.548 53,2 

Legende:  

GRZ I: Grundflächenzahl gemäß Bebauungsplan, GRZ II: Grundflächenzahl der Nebenanlagen (50% der GRZ I) 

GRZ I+II: maximal versiegelbare Fläche eines Grundstücks    
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Die Baustaffel 1a legt auf Grundlage der Staffelbauordnung von 1940 die freizuhaltende Hof-

fläche von 5/10 fest (§ 23 Abs. 5 Staffelbauordnung). Die Hoffläche errechnet sich aus: 

Grundstücksfläche – Vorgarten = Grundfläche x 5/10. Daraus ergibt sich für verschiedene 

Rechenbeispiele eine GRZ von 0,35 bis 0,4. Da darüber hinaus gemäß § 9 Staffelbauord-

nung weitere Nebengebäude und Eingangsbauten zulässig sind, ist für die Berechnung der 

versiegelbaren Fläche von einer GRZ II von 0,6 auszugehen. Für die südlichen Flurstücke 

gilt derzeit der Bebauungsplan Nr. 174, in dem diese Flächen als Reines Wohngebiet (WR) 

mit einer sehr niedrigen GRZ von 0,12 festgesetzt sind.  

Aus den Berechnungen ergibt sich eine überbaubare Fläche von insgesamt 63.548 m². Dies 

entspricht einem Versiegelungsgrad des Plangebietes von 53,2 %.  

Geplante Bebauung (B-Plan 2371) 

Für die Bebauung des Plangebietes soll der vorliegende Bebauungsplan neu aufgestellt 

werden, der insbesondere Art und Maß der baulichen Nutzung festsetzt. Die Beschreibung 

des Vorhabens ist im Kapitel 3 erfolgt. Bei einer maximalen Ausnutzung der überbaubaren 

Flächen können insgesamt 61.669 m² bebaut und versiegelt werden (s. Tabelle 8 und Abbil-

dung 3). Dies entspricht einem Versiegelungsgrad des Plangebietes von 52,6 %.  

Tabelle 8: Geplante Flächenversiegelung gemäß B-Plan 2371 

Art der Bebauung 
GRZ 

I 
GRZ 
I+II 

Fläche 
Gesamt 

[m²] 

Anteil der 

 versiegelbaren Fläche 

 [m²] [%] 

Reines Wohngebiet (WR) 0,25 0,38 7.050 2.679 2,2 

Allgemeines Wohngebiet (WA) 0,25 0,38 1.790 680 0,5 

 0,3 0,45 12.610 5.675 4,7 

 0,35 0,53 4.240 2.247 1,9 

 0,4 0,6 23.140 13.884 11,6 

Voll überbaubare Baufelder* --- --- 15.120 8.550 7,2 

Mischgebiet 0,6 0,8 3.830 3.064 2,6 

Private, öffentliche Grünfläche --- --- 26.700 0,0 0,0 

öffentliche Straßenverkehrsfläche 1,0 --- 16.930 16.930 14,2 

Bahnanlage 1,0 --- 7.500 7.500 6,3 

Lärmschutzwand 1,0 --- 460 460 0,4 

Gesamt 119.370 61.669 51,6 

Legende:  

GRZ I: Grundflächenzahl gemäß Bebauungsplan, GRZ II: Grundflächenzahl der Nebenanlagen (50% der GRZ I) 

GRZ I+II: maximal versiegelbare Fläche eines Grundstücks   

*Voll bebaubare Baufelder: aufgrund der fortgeschrittenen Planung wird für diese Grundstücke keine GRZ festge-

setzt, sondern innerhalb der Baufelder (Gesamtfläche 15.120 m²) sind für die Gebäude, Nebenanlagen und  We-

ge/Zugänge die versiegelbaren Flächen (8.550 m²) definiert worden (Textliche Festsetzung 4 und 7).  

Gegenüberstellung der zulässigen Versiegelung  

Die überbaubaren Flächenanteile der zulässigen Versiegelung (Gewerbe- und Staffelbau-

plan Nr. 165 sowie B-Plan 174) und der geplanten Versiegelung durch den B-Plan 2371 sind 

differenziert nach der Art der zulässigen Bebauung in Tabelle 9 und Abbildung 3 gegenüber-

gestellt. Der zusätzliche Anteil der Straßenverkehrsflächen mit gleichzeitiger Abnahme der 
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Versiegelung innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete ist darauf zurückzuführen, dass die 

geplanten  Straßenverkehrsflächen im B-Plan 2371 detailliert ausgewiesen werden. Die Flä-

che für festgesetzte private und öffentliche Grünflächen wurde mehr als verdoppelt. 

 

Tabelle 9: Gegenüberstellung des Versiegelungsgrades in [%] 

Art der Bebauung 
Zulässige 
Versiegelung 

Geplante  
Versiegelung  

Differenz 

Reines Wohngebiet (WR) 1,9 2,2 +0,3 

Allgemeines Wohngebiet (WA) 31,1 25,9 -5,2 

Mischgebiet  2,6 +2,6 

Gewerbegebiet  9,3  -9,3 

Straßenverkehrsfläche, Bahnanlage, 
Lärmschutzwand 10,9 20,9 10,0 

Gesamt 53,2 51,6 -1,6 

 

Insgesamt zeigt sich durch die Gegenüberstellung des Versiegelungsgrades, dass durch die 

Festsetzungen im Bebauungsplan 2371 keine Überschreitung der bisherigen zulässigen 

Versiegelung stattfindet. Des Weiteren sind keine Funktionsausprägungen besonderer Be-

deutung betroffen, die spezielle Kompensationsmaßnahmen erfordern würden. Somit wäre 

der Eingriff, der mit dem B-Plan 2371 planerisch vorbereitet wird, auch über die bestehenden 

bauleitplanerischen Festsetzungen durchführbar. Ein Ausgleich des Eingriffs ist deshalb 

gem. § 1a Abs. 3, Satz 6 BauGB nicht erforderlich.  

 

7.2 Kompensation der Baumverluste (Schutz nach BaumSchVO) 

Unabhängig von der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung ist die Baumschutzverordnung 

des Landes Bremens zu berücksichtigen. Danach sind im Falle einer Gestattung nach § 6 

der BaumSchVO standortheimische Neuanpflanzungen als Ausgleich für die zu entfernen-

den Bäume zu leisten. Die geschützten Bäume werden, wie von SUBV, Referat 30 – Baum-

schutz – vorgesehen, entsprechend ihres Stammumfanges in einem Verhältnis von 1 : 1 bis 

1 : 7 kompensiert (s. Tabelle 10). 

Tabelle 10: Kompensationsverhältnisse für nach BaumSchVO geschützte Bäume 

Stammumfang [cm] Verhältnis Verlust : Kompensation 

< 160 1 : 1 

160 - 199 1 : 2 

200 - 239 1 : 3 

240 - 279 1 : 4 

280 - 319 1 : 5 

320 - 359 1 : 6 

360 - 399 1 : 7 
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Durch die geplante Baumaßnahme müssen für die Straßen- und Wegeplanung sowie für die 

Lärmschutzwand insgesamt 12 Bäume gefällt werden, die nach der BaumSchVO geschützt 

sind (vgl. Abbildung 2). Die Berechnung des Kompensationsbedarfes für die nach Baum-

SchVO geschützten Bäume ist in Tabelle 11 dargestellt. 

Tabelle 11: Kompensationsbedarf für den Verlust nach BaumSchVO geschützter Bäume 

Anzahl betroffener 

Bäume 

Stammumfang 

[cm] 

Kompensations-

verhältnis 

Kompensation 

2 < 160 1 : 1 2 

7 160 - 199 1 : 2 14 

3 200 - 239 1 : 3 9 

12 - - 25 

 

Demnach sind für die verloren gehenden, nach BaumSchVO geschützten Gehölze als Kom-

pensation 25 Bäume zu pflanzen. Eine Pflanzung von Einzelbäumen ist innerhalb des Plan-

gebietes und somit im unmittelbaren Eingriffsbereich möglich. Insgesamt ist im städtebauli-

chen Konzept die Pflanzung von 73 Bäumen vorgesehen. Das Kompensationserfordernis 

von 25 Bäumen ist somit vollständig erfüllt. 
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8 LANDSCHAFTSPFLEGERISCHE MAßNAHMEN  

Durch die Bebauung des Plangebietes werden Flächen in Anspruch genommen, die bisher 

als Lebensraum für Tiere und Pflanzen zur Verfügung standen. Aufgrund der Sonderrege-

lung gemäß 1a Abs. 3,  Satz 6 (BauGB) (vgl. Kap. 8.1) ist keine Kompensation des Eingriffs 

erforderlich. Darüber hinaus sind aber zur Berücksichtigung der Artenschutzrechtlichen Be-

lange Vermeidungsmaßnahmen sowie im Hinblick auf den Baumschutz Vermeidungs- und 

Ausgleichsmaßnahmen erforderlich, die in den folgenden Kapiteln 8.1.1 und 8.1.2 aufgeführt 

werden.  

Darüber hinaus sind im städtebaulichen Konzept für die Bebauung des Gebietes auch Maß-

nahmen zur Begrünung des Gebietes und zum Erhalt der Baumbestände vorgesehen, die im 

Kapitel 9.2 beschrieben werden.  

8.1 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen  

8.1.1 Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen 

Aus der Artenschutzrechtlichen Beurteilung (vgl. AFB) ergeben sich folgende erforderliche 

Vermeidungsmaßnahmen:  

Maßnahmen zur Vermeidung einer vorhabensbedingten Tötung von Brutvögeln oder 

Zerstörung von Gelegen (Tötungsverbot § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG): 

Um bei einem Baubeginn innerhalb der Brutzeit (15.3. – 31.7.) das Risiko einer vorhabens-

bedingten Tötung von Brutvögeln oder die Zerstörung von Gelegen auszuschließen, ist fol-

gende Vermeidungsmaßnahme erforderlich:   

 Rodung der Gebüsch- und Gehölzbestände vom 01. Oktober bis 28. Februar ge-

mäß § 39 (5) Nr. 2 BNatSchG. 

Maßnahmen zur Vermeidung eines Verlustes von Fortpflanzungs- und Ruhestätten für 

Fledermäuse (Tötungsverbot § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG): 

 Kontrolle der zu fällenden Bäume an der Rockwinkeler Landstraße auf Quartiere 

der Rauhautfledermaus. Falls ein Quartier vorhanden ist, ist ein adäquaten Ersat-

zes durch Aufhängen von Fledermauskästen im Verhältnis 1 : 3 möglichst im na-

hen Umfeld der Quartierverluste (CEF-Maßnahme) erforderlich. Die Maßnahme 

muss vor dem Fällen des Quartierbaumes funktionsfähig sein. Das Aufhängen der 

Fledermauskästen ist von einem Fledermausexperten zu begleiten, der die Stand-

orte für die Kästen festlegt. Die Regelung erfolgt im städtebaulichen Vertrag. 

Gefundene nicht besetzte Quartiere sind vor der Fällung zu verschließen. Sofern 

die Quartiere Besiedlungsspuren und/oder Besatz aufweisen, ist vom Verschluss 

sowie der geplanten Fällung abzusehen und die Naturschutzbehörde unverzüglich 

zu informieren.  
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8.1.2 Schutz von Bäumen und Gehölzbeständen während der Bauzeit 

Während der Bauzeit sind die Bäume in den gekennzeichneten Erhaltungsbereichen im B-

Plan sowie alle Bäume, die im städtebaulichen Konzept (Stand August 2021) als Baumbe-

stand dargestellt sind vor Beschädigungen schützen. Um Schädigungen der Rinde, Abgra-

ben des Wurzelbereiches und eine Verdichtung des Wurzelbereichs zu verhindern,  sind die 

Gehölzbereiche und Baumstandorte mit einem ca. 1,80 m hohen Schutzzaun zu umgrenzen, 

der den Kronentraufbereich und Wurzelbereich (Kronentraufe plus 1,5 m) mit einschließt. 

Sollte ein Befahren des Wurzelbereichs aufgrund von Platzmangel nicht zu vermeiden sein, 

sind Bodendruck mindernde Platten einzusetzen. Es gelten die Vorgaben der DIN 18920 und 

der RAS-LP-4. Die fachliche Umsetzung dieser Maßnahmen ist durch eine Umweltbaube-

gleitung ggf. unter Hinzuziehen eines Baumsachverständigen sicherzustellen.  

Für den Fall, dass für den Keller- und Tiefgaragenbau eine Grundwasserabsenkung länger 

als 3 Wochen und >50 cm erfolgen muss, ist ein Bewässerungskonzept für die angrenzen-

den Gehölzbestände vorzusehen, um Schäden an den Bäumen durch die Grundwasserab-

senkung zu verhindern. Das Bewässerungskonzept muss mit dem Antrag zur wasserrechtli-

chen Genehmigung der Grundwasserabsenkung eingereicht werden. 

8.2 Einzelmaßnahmen im B-Plangebiet  

Im Rahmen des städtebaulichen Konzeptes wurden bereits einige Aussagen zur Gestaltung 

des Plangebietes hinsichtlich der Grünstrukturen getroffen, die in diesem Kapitel als Einzel-

maßnahmen beschrieben werden, sofern sie eine landschaftsplanerische Relevanz aufwei-

sen. Diese werden teilweise in den Bebauungsplan als Grünflächen oder Textliche Festset-

zungen übernommen und sind entsprechend rechtsverbindlich. Einzelheiten zur Ausstattung 

und Qualität werden im städtebaulichen Vertrag festgeschrieben, der zwischen der Stadtge-

meinde und der Investorin parallel zum Bebauungsplan abgeschossen wird.  

Zentraler Bestandteil der Grünplanung ist der Grünzug mit der „Grünen Mitte“. Dieser Grün-

zug, die Flächen im Norden  sowie die Gehölzbestände entlang der Bahnlinie  im Norden 

des Plangebietes werden im B-Plan als wichtiges Mittel der Gliederung und Auflockerung der 

Bauflächen als öffentliche / private Grünfläche  festgeschrieben. 

Der Grünzug dient als wichtige Wegeverbindung und schließt das Plangebiet an die Grün-

verbindung Richtung Achterdieksee an und schafft Aufenthaltsqualitäten zur wohnungsna-

hen Erholung. Mit der offenen Gestaltung des Grünzuges, der Aufweitung zur Rockwinkeler 

Landstraße  sowie der Einfassung angrenzender Grundstücke mit Hecken wird der Blick auf 

die Oberneulander Mühle gerichtet und die Sichtbeziehung gestärkt.  Die nördlichen Grünflä-

chen sind zudem als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 

von Natur und Landschaft (Ausgleichsflächen) festgesetzt.   

Die vorhandenen Gehölzbestände im Bereich der Grünflächen können größtenteils erhalten 

werden und sind im B-Plan zum Teil mit der Maßnahme „Erhaltung von Bäumen“ gekenn-

zeichnet. Zudem sind entlang der Straßen und im Bereich der „Grünen Mitte“ Neupflanzun-

gen von Bäumen vorgesehen. Dadurch können auch die Verluste der nach BaumSchVO 

geschützten Bäume im Plangebiet kompensiert werden (vgl. Abbildung 2). Zudem beinhaltet 

das städtebauliche Konzept weitere Maßnahmen zur Eingrünung der Bebauung (z.B. He-

ckenpflanzungen).  

Weitere Landschaftsplanerische Aspekte innerhalb der Bauflächen sind die Begrünung von 

Dächern und Tiefgaragen, und Entwässerungsmulden im Straßenrandbereich zur Versicke-
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rung des Niederschlagswassers. Neben der Wasserrückhaltung werden durch diese Maß-

nahmen auch gestalterische und ökologische Aufwertungen erreicht.  

8.2.1 Planung eines Grünzuges mit Sichtbeziehung zur Oberneulander  
Mühle  

Von der Rockwinkeler Landstraße aus bis zur denkmalgeschützten Oberneulander Mühle ist 

der Grünzug (Öffentliche Grünfläche) prägendes Element des städtebaulichen Konzeptes. 

Neben dem Zweck der Durchwegung des Gebietes als Verlängerung der Grünverbindung 

vom Achterdieksee zum Mühlenweg, als wohnungsnahe Erholungsfläche dient der Grünzug 

vor allem dazu die Sichtbeziehung zur Mühle zu erhalten. Um diesen Effekt zu verstärken 

weitet sich der ansonsten ca. 40 m breite Grünzug zur Rockwinkeler Landstraße bis zu einer 

Breite von ca. 60 m auf. Zudem halten die an den Grünzug angrenzenden geplanten Wohn-

gebäude einen Abstand von mindestens 5 m zur Grundstücksgrenze. Die angrenzenden 

Heckenpflanzungen (vgl. Kap. 9.2.4) sollen den Blick zusätzlich auf die Oberneulander Müh-

le lenken. Nördlich der Mühle ist zudem ein Spielplatz als Teil des Grünzuges geplant. Nord-

östlich der Mühle wird die Grünfläche als Wegeverbindung weitergeführt und schafft somit 

den Anschluss an den Mühlenweg.  

Um die Sichtachse zur Oberneulander Mühle nicht zu beeinträchtigen wird zwischen der 

Rockwinkeler Heerstraße und der Mühle auf eine Neuanpflanzung von Gehölzen verzichtet. 

Die Flächen sollen als blütenreiche Mähwiesen, bestehend aus standortheimischen Gräsern 

und Kräutern angelegt werden. Um die Funktionsfähigkeit zu gewährleisten werden die 

Randbereiche der Wege, der Entwässerungsmulden sowie die Flächen um den Spielplatz 

herum werden als Scherrasen angelegt.  

8.2.2 Erhalt von Baumbeständen 

Im B-Plangebiet können einige Bäume durch die angepasste Planung erhalten werden. Drei 

Bereiche, in denen die bestehenden Gehölzbereiche stadtbildprägend sind, werden im B-

Plan als Private Grünflächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von 

Bäumen  festgesetzt. Abgehende Bäume sind durch großkronige Laubbäume zu ersetzen.  

Damit wird der Eingriff in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild minimiert. Die Bäume 

sind während der Baumaßnahme durch Einzelbaumschutzmaßnahmen gem. DIN 18920 

bzw. RAS LP 4 zu schützen. Bei ggf. erforderlichen Beeinträchtigungen des Wurzelraums ist 

zur Entlastung des Baumes ein Kronenschnitt durchzuführen. Die Bäume sollen nach Ab-

schluss der Baumaßnahme langfristig erhalten und bei Abgang ersetzt werden.  

8.2.3 Baumpflanzungen 

Insgesamt sollen nach dem städtebaulichen Konzept ca. 73 Bäume in die Planung integriert 

und bei Umsetzung des B-Planes neu gepflanzt werden. Davon sind 25 Bäume für die Kom-

pensation der nach BaumSchVO geschützten Bäume erforderlich.  

Für die Pflanzung sind standortgerechte heimische Laubbäume vorzusehen. Die nach 

BaumSchVO geschützten Bäume sind in gleicher Art (Acer pseudoplatanus, Quercus robur) 

zu ersetzen. Die Pflanzung der Bäume erfolgt nach dem Handlungskonzept Stadtbäume 

(SKUMS 2022)Das Pflanzgut besteht aus Hochstämmen (3 x v) mit Drahtballierung (StU 18-

20 cm) aus extra weitem Stand. Mit der Pflanzung ist ein Pflanzschnitt durchzuführen. In den 

ersten fünf  Pflegejahren ist die ausreichende Wässerung in Abhängigkeit von der Witterung 
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sicherzustellen. Vor dem Hintergrund des Klimawandels ist durchschnittlich mit 20 Bewässe-

rungsgängen/ Jahr mit 150l/baum und Bewässerungsgang zu rechnen. Die bei der Pflan-

zung hergestellten Gießränder sind für die Bewässerungsarbeiten in funktionsfähigem Zu-

stand zu halten. Der Aufwuchs in den Pflanzscheiben ist zu jäten (5 Pflegegänge pro Pflege-

jahr) und ordnungsgemäß zu entsorgen. 

8.2.4 Heckenpflanzungen  

Die Baugrundstücke, die entlang des Grünzuges liegen, sind mit Hecken aus standortge-

rechten heimischen Gehölzen (z.B. Hainbuche) in einer Höhe von mindestens 1,5 m einzu-

grenzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen (Örtliche Bauvorschrift Nr. 23). 

Dadurch soll ein einheitliches, durch Vegetation geprägtes Bild geschaffen werden, das den 

Übergang in den Grünzug bildet.  

8.2.5 Dachbegrünung  

Die Flachdachflächen der Reihenhausgaragen sind flächig zu begrünen und dauerhaft zu 

erhalten (Textliche Festsetzung Nr. 13). Die Dachbegrünung ist als extensive Dachbegrü-

nung mit Gräsern, Kräutern und / oder Sedum-Arten und einer Substratstärke von mindes-

tens 10 cm anzulegen. Durch die Dachbegrünungen kann das anfallende Niederschlags-

wasser zurückgehalten werden. Zudem wirkt sich die Begrünung der Dächer positiv auf das 

Umgebungsklima aus und durch den Blütenreichturm wird das Nahrungsangebot für Insek-

ten gesteigert.  

8.3 Ersatz von Kompensationsmaßnahmen 

Für das Baugebiet ist eine 7 m hohe hochabsorbierende Lärmschutzwand entlang der Bahn-

linie erforderlich.  

Diese Lärmschutzwand verläuft im nördlichen Teil des Plangebietes auf einer Länge von ca. 

100 m auf der mit Planfeststellung vom 10.12.2004 festgesetzten Ausgleichsfläche.  

Darüber hinaus führt die Wegeverbindung zum Bahnsteig (Veränderung der  Station Bre-

men-Oberneuland Planfeststellungsbeschluss vom 02.01.2020) ebenfalls durch diese Aus-

gleichsfläche.  

Somit wird bei Umsetzung des B-Planes 2371 durch die Errichtung der Lärmschutzwand und 

die geplante Zuwegung zum Bahnsteig Richtung Hamburg der Station Oberneuland in be-

reits bestehende Ausgleichsmaßnahmen eingegriffen. Dieser Eingriff in die 2004 planfestge-

stellten und ausgeführten Ausgleichspflanzungen ist für die Errichtung der Lärmschutzwand 

durch die Neupflanzung einer 5-reihigen Gehölzpflanzung zu kompensieren. Die Anpflan-

zung kann auf der Ausgleichsfläche Fläche, südlich angrenzend an die bestehenden Kom-

pensationspflanzungen erfolgen.  

Für die Veränderung der Station Bremen-Oberneuland ist gemäß Planfeststellungsbeschluss 

vom 02.01.2020 neben der Kompensation von 18 Baumersatzpflanzungen (außerhalb des 

Plangebietes)  innerhalb des B-Plangebietes 2371 (auf der städt. Fläche, Flurstück 391) zu-

sätzlich zu den oben genannten Ausgleichsmaßnahmen ein Eichenmischwald (auf einer Flä-

che von 325 qm) zu entwickeln sowie ein 5 m breiter Blühstreifen neu anzulegen. 

Die Anpflanzungen sind in gleicher Art und Weise, wie die bestehenden Ausgleichspflanzun-

gen herzustellen.   
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Anhang III:   Arten-Arealkurve - Erwartungswerte der durchschnittlichen Anzahl 

von Kleinvögeln in Flächen bis 100 ha (REICHHOLF 1980, 1987) 

 

Fläche 

(ha) 

Artenzahl Fläche 

(ha) 

Artenzahl Fläche 

(ha) 

Artenzahl 

1 12 7 18 30 30 

2 14 8 18 40 34 

3 15 9 19 50 37 

4 16 10 19 70 39 

5 17 15 22 90 40 

6 17 20 25 100 41 
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16.  Das auf den öffentlichen S traßenverk ehrsflächen anfallende 
       Niederschlagswasser ist z u versick ern. Die V ersick erungsanlagen 
       der öffentlichen S traßenverk ehrsflächen sind für ein 30-jähriges
       R egenereignis z u dimensionieren und  nachz uweisen. S ofern der 
       Nachweis nach S atz  2 nicht erbracht werden k ann, ist sicherz u-
       stellen, dass die Abflüsse dieses Ereignisses schadlos im Bereich 
       der öffentlichen V erk ehrsflächen verbleiben.

Bebauungsplan   2371

TEX TLICH E FES TS ETZU NGEN

2.    Im Allgemeinen W ohngebiet (W A) sind Tank stellen und Garten- 
       baubetriebe unz ulässig.
3.    Im Mischgebiet sind Gartenbaubetriebe und Tank stellen sowie
       V ergnügungsstätten unz ulässig. 
4.    In den allgemeinen W ohngebieten W A 4, W A 6, W A 7 und W A 10
       sind die überbaubaren Grundstück sflächen entsprechend der im 
       Bebauungsplan angegebenen Anz ahl der V ollgeschosse sowie
       die Flächen für Nebenanlagen voll überbaubar.
5.    In der abweichenden Bauweise gelten die V orschriften der offenen 
       Bauweise mit der Maßgabe, dass auch Gebäude mit mehr als  
       50 m Länge z ulässig sind.

7.    Auf den nicht überbaubaren Grundstück sflächen sind Neben-
       anlagen, soweit sie Gebäude im S inne der BremLBO (Bremische
       Landesbauordnung) sind, sowie S tellplätz e, Garagen und Carports 
       nur innerhalb der z eichnerisch festgesetz ten Flächen z ulässig.
8.    Dächer der Tiefgaragen, die nicht als Terrassen genutz t werden, sind 
       durch eine intensive Begrünung von mind. 40 cm H öhe abz udeck en 
       und in die Freiraumplanung z u integrieren. Die S ock el der Tiefga- 
       rage sowie die S ock el der W ohngebäude (W A 3, W A 4, W A 6,  
       W A 8, W A 10) sind umlaufend durch lebende H eck en bis z ur Ober-
       k ante der Tiefgarage z u verdeck en.

15.  In dem gemäß § 172 Abs. 1 S atz  1 Nr. 1 Baugesetz buch festge-
       setz tem Erhaltungsbereich bedürfen der R ück bau, die Änderung 
       oder die Nutz ungsänderung und nach § 172 Abs. 1 S atz  2 Bauge-
       setz buch auch die Errichtung baulicher Anlagen der Genehmigung.

12.  Die Flachdächer der R eihenhaus Garagen (GA*), die unmittelbar 
       an den öffentlichen Grünz ug angrenz en (1. Garagenreihe), sind 
       flächig z u begrünen und dauerhaft z u erhalten. Ziffer 11 S atz  2
       ist z u beachten.

9.    Eine Überschreitung der festgesetz ten maximalen H öhe baulicher
       Anlagen durch technische Aufbauten, Treppenausstiege, Anlagen
       z ur W ärmerück gewinnung und z ur Nutz ung regenerativer Energien 
       sowie durch eine Attik a im S inne der örtlichen Bauvorschrift Nr. 26
       um bis z u 1,5 m ist z ulässig. Die Aufbauten und Anlagen müssen einen 
       Abstand von 1,5 m z ur Gebäudek ante des obersten Geschosses ein-
       halten. Technische Aufbauten, mit Ausnahme von S olarthermie- und 
       P hotovoltaik anlagen sowie Treppenausstiege sind einz uhausen.

10.  Der jeweilige Bez ugspunk t für alle festgesetz ten H öhen baulicher 
       Anlagen ist die Oberfläche der Fahrbahnmitte des dem jeweiligen 
       Gebäudek örper am nächsten gelegenen Abschnittes der öffent-
       lichen V erk ehrsfläche. Bei unterschiedlichen H öhen sind z ur
       Ermittlung des Bez ugspunk tes die H öhen des am tiefsten und am 
       höchsten gelegenen P unk tes innerhalb des dem Bauvorhaben 
       am nächsten gelegenen Abschnitts der öffentlichen V erk ehrsfläche 
       z u mitteln.

13.  Der innerhalb des P langebiets festgesetz te Fuß- und R adweg, der 
       an das Mischgebiet angrenz t, darf mit U nterhaltungsfahrz eugen 
       befahren werden.
14.  Der festgesetz te Fuß- und R adweg z wischen P lanstraße D 
       und dem Mühlenweg darf von V er- und Entsorgungsfahrz eugen 
       befahren werden.

1.    Mit der Bek antmachung dieses P lans treten innerhalb seines
       Geltungsbereichs sämtliche Festsetz ungen bisheriger
       Bebauungspläne außer Kraft.

AR T DER  BAU LICH EN NU TZU NG
R eine W ohngebiete
Allgemeine W ohngebiete
Mischgebiete

W R

W A

MI

ZEICH NER IS CH E FES TS ETZU NGEN
Grenz e des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

17.  Das auf den privaten Grundstück sflächen anfallende Nieder-
       schlagswasser, welches nicht als Brauchwasser genutz t wird, ist
       auf den Grundstück en, auf denen es anfällt, z u versick ern. Die
       V ersick erungsanlagen sind z ur S tark regenvorsorge mindestens 
       für ein 30-jährliches R egenereignis z u dimensionieren und nachz u-
       weisen. S ofern der Nachweis nach S atz  2 nicht erbracht werden 
       k ann, ist sicherz ustellen, dass die Abflüsse dieses Ereignisses 
       schadlos auf dem Grundstück verbleiben. V on S atz  3 ausge-
       nommen sind vor der Bek anntmachung des Bebauungsplans 
       errichtete Gebäude im Bestand, deren Entwässerung durch diesen 
       Bebauungsplan nicht wesentlich geändert wird. Der Nachweis für 
       die Erfüllung der Anforderungen hat im Einz elfall z u erfolgen.

18.  Die privaten Grünflächen (Mulden) dienen der V ersick erung des 
       anfallenden Niederschlagswasser der privaten Grundstück e und 
       sind auf Dauer für diesen Zweck  bereitz ustellen und z u unterhalten. 
       Einfriedungen auf den privaten Grünflächen (Mulden) sind nicht 
       z ulässig.

6.    Eine Überschreitung der Baugrenz en ist z ugunsten der H er-
       stellung von Terrassen und Balk onen z ulässig, sofern diese Über-
       schreitung bei Terrassen maximal 3,0 m und bei Balk onen maximal 
       2 m beträgt.

für ein Gebiet in Bremen - Oberneuland
z wischen R ock wink eler Landstraße (z um Teil
einschließlich), Franz-S chütte-Allee, Eisenbahnlinie 
Bremen - H amburg und Mühlenweg (z um Teil 
einschließlich)
(Bearbeitungsstand: 27.02.2023)

BAU W EIS E, BAU LINIEN, BAU GR ENZEN

E* nur Einz elhäuser z ulässig
ED* nur Einz el- und Doppelhäuser z ulässig

Baulinie
Baugrenz e

Offene Bauweiseo
Abweichende Bauweisea

Übersichtsplan
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Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten z ugunsten der 
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Mit der Allgemeinheit dienenden Geh- und R adfahrrechten 
z ugunsten der S tadtgemeinde Bremen sowie mit dem Anlieger-
verk ehr z u belastende Flächen
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 Anpflanz ung von H eck en

Tiefgarage, die U mgrenz ungslinie wird nicht dargestellt, 
wenn sie mit einer Baugrenz e z usammenfälltTGa
Lärmschutz wand, H öhe 7 m# # # # #

GaragenGa/Ga*
Garagen und NebenanlagenGa/Na

Garagen und S tellplätz eGa/S t

NebenanlagenNa

CarportsCar

U mgrenz ung für Flächen von Nebenanlagen, S tellplätz e, 
Carports und Garagen, die U mgrenz ungslinie wird nicht 
dargestellt, wenn sie mit einer Baugrenz e z usammenfällt

Abgrenz ung unterschiedlicher Nutz ung

Mit der Allgemeinheit dienenden Geh- und R adfahrrechten 
z ugunsten der S tadtgemeinde Bremen z u belastende Flächen1é
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FLÄCH EN FÜR  MAS S NAH MEN ZU M SCH U TZ, ZU R  P FLEGE 
U ND ZU R  ENTW ICKLU NG V ON BODEN, NATU R  U ND 
LANDSCH AFT

U mgrenz ung von Flächen mit Bindungen für Bepflanz ungen und
für die Erhaltung von Bäumen! ! ! ! !
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R EGELU NGEN FÜR  DIE S TADTER H ALTU NG
U ND FÜR  DEN DENKMALS CH U TZ

U mgrenz ung von Erhaltungsbereichen 
gem. § 172 Abs. 1 Nr. 1 BauGBI I I I I I I II
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V ER KEH R S FLÄCH EN

S traßenbegrenz ungslinie

Fußweg
Fuß- und R adweg

S traßenverk ehrsflächen, öffentlich

GR ÜNFLÄCH EN
Ö ffentliche Grünfläche (P ark anlage)
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S pielplatz
P rivate Grünfläche
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Mulde Mulde

S traßenverk ehrsflächen, privatP rivate
V erk ehrsfläche

MAS S  DER  BAU LICH EN NU TZU NG

Traufhöhe in Metern, Mindest- und H öchstmaß

Gebäudehöhe in Metern, Mindest- und H öchstmaß
Gebäudehöhe in Metern, H öchstmaßG HB

Firsthöhe in Metern, H öchstmaßFH

Grundflächenz ahlGR Z
Zahl der V ollgeschosse, H öchstmaßII

Traufhöhe in Metern, H öchstmaßTH
G HB -61 19m

-58, m11TH

11.  Im gesamten P langebiet sind bei der Errichtung von Gebäuden
       auf mindestens 70 % der Bruttodachflächen P hotovoltaik anlagen 
       (P V -Anlagen) nach dem S tand der Technik  z u errichten und mit 
       P V -Anlagen z u belegen; Dachterrassen/S taffelgeschoss k önnen
       davon abgez ogen werden. Eine U nterschreitung der Mindestfläche 
       (70 % der Bruttodachfläche) k ann z ugelassen werden, wenn sicher-
       gestellt ist, dass die unterschrittene Menge von P V -Anlagen 
       (Modulflächen) an anderer S telle innerhalb des Geltungsbereiches 
       des Bebauungsplanes errichtet wird. Auf die festgesetz ten 70 % 
       Bruttodachfläche k ann die Belegung der Garagen, der Carports, 
       der Energiez entrale sowie die Belegung der Lärmschutz wand mit 
       P V -Modulen angerechnet werden.
       Im Bereich der S ichtachse der Mühle (W A 6 bis W A 10, W R  1 und 
       W R  2)  sowie angrenz end an das H ofmeierhaus (W A 11) ist im 
       Baugenehmigungsverfahren vor der Errichtung von P V -Anlagen das 
       behördliche Einvernehmen mit dem Landesamt für Denk malpflege 
       herz ustellen. Ziffer 26 ist z u beachten.

        ............................                           .............................
               S enatorin                                    Ausfertigung vom

                                                                  P räsidenten des S enats
                                                                    i. V . Bürgermeisterin

Für Entwurf und Aufstellung
Die S enatorin für Klimaschutz, U mwelt, Mobilität, 
S tadtentwick lung und W ohnungsbau
Bremen, .............................
Im Auftrag                        ..........................................
                                                       

Beschlossen in der S itz ung des     Beschlossen in der S itz ung der
S enats am ................................     S tadtbürgerschaft am...............

Bek anntmachung gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetz buch im Amtsblatt
der Freien H ansestadt Bremen vom … … … … … , S eite… … ...… … ..       
Bearbeitet:     
Gez eichnet:   

V erfahren:      

Bebauungsplan
2371

S chulz e
S charf

Brünjes

Der P lan hat bei der S enatorin für Klimaschutz , U mwelt, Mobilität,
S tadtentwick lung und W ohnungsbau gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetz buch
vom … … … … … … … … …  bis … … … … … … … … …   öffentlich ausgelegen
Die S enatorin für Klimaschutz, U mwelt, Mobilität, S tadtentwick lung und 
W ohnungsbau                                            Im Auftrag.............................

NACH R ICH TLICH E ÜBER NAH MEN
Bahnanlagen
U mgrenz ung von Gesamtanlagen (Ensemble), die dem 
Denk malschutz unterliegen (§ 5 Abs. 4, § 9 Abs. 6 BauGB)I I I I I I I II

I I I I I I I IIII I

III!D(

U mgrenz ung von Flächen für Maßnahmen z um S chutz, z ur 
P flege und z ur Entwick lung von Natur und Landschaft (§ 5 
Abs. 2 Nr. 10 und Abs. 4,§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB) 
Ausgleichsflächen (Gehölz flächen, Blühstreifen) gemäß P lan-
feststellungsbeschlüsse vom 10.12.2004 sowie vom 02.01.2020

 

   


27.09.2021 (TÖB/ö.A.), 27.02.2023

Die P lanunterlage entspricht dem Inhalt der amtlichen Liegenschaftsk arte und
weist im Geltungsbereich des Bebauungsplans die städtebaulich bedeutsamen
baulichen Anlagen sowie S traßen, W ege und P lätz e vollständig nach.
S tand vom: Juni 2018
S ie hat eine für den Zweck  der P lanung hinreichende geometrische
Genauigk eit.

                                
Bremen, den 09. Juli 2018
GeoInformation Bremen
Landesamt für Kataster - V ermessung -
Immobilienbewertung - Informationssysteme
Im Auftrag
gez . W essel (Abteilungsleiter)

Diese Karte ist gesetz lich geschütz t. S ie darf nur mit Zustimmung von
GeoInformation Bremen vervielfältigt, digitalisiert, umgearbeitet, veröffentlicht
oder an Dritte weitergegeben werden.
(§ 14 des V ermessungs- und Katastergesetz es vom 18.10.1990-Brem. Gbl.S .313)
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Originalmaßstab 1:1000

V orstadt am rechten W eserufer,
Flur 292, 289, 290

0 50 10025 m
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Ö R TLICH E BAU V OR S CH R IFTEN (§ 86 BremLBO)

H INW EIS E
R ECH TLCH E GR U NDLAGEN:
Baugesetz buch (BauGB)
Baunutz ungsverordnung in der Fassung der Bek anntmachung vom
21. November 2017 (BGBl. I S . 3786), die durch Artik el 2 des Gesetz es 
vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S . 1802) geändert worden ist 
P lanz eichenverordnung (P lanZV )
Bundesnaturschutz gesetz  (BNatS chG)
Bremisches Naturschutz gesetz  (BremNatS chG)
Bremische Baumschutz V O
Bremische Landesbauordnung (BremLBO)
Bremisches S tellplatz ortsgesetz  (S tellplOG)
Begrünungsortsgesetz  Bremen (BegrOG)
Baumschutz
Die Bestimmungen der Baumschutz verordnung bleiben von den
Festsetz ungen unberührt.
Artenschutz
Naturschutz rechtliche Ausnahmen und Befreiungen, z.B. für notwendige
R odungen von Gehölz en und V egetationsflächen in der Zeit vom 01.03.  
bis 30.09., sind im V orwege bei der Naturschutz behörde z u beantragen.
Kampfmittel
Im P lanbereich ist mit Kampfmitteln z u rechnen. V or Aufnahme der
planmäßigen Nutz ung ist in Zusammenarbeit mit den z uständigen
S tellen eine Beseitigung der Kampfmittel sicherz ustellen.
Archäologie
Im P langebiet ist mit dem V orhandensein archäologischer Bodenfunde z u
rechnen. Bei Erdarbeiten, insbesondere auch bei Kampfmittelsuch-
arbeiten, ist eine Beteiligung des Landesarchäologen erforderlich.
Luftfahrthindernisse
Das P langebiet liegt außerhalb eines luftverk ehrsrechtlichen Bauschutz-
bereichs. Daher hat die für die Erteilung einer Baugenehmigung z ustän-
dige Behörde bei Überschreitung der H öhe von 100 m über Grund durch 
bauliche Anlagen oder Teile solcher sowie durch alle anderen relevanten 
Luftfahrthindernisse die Zustimmung bz w. Genehmigung der Luftfahrt-
behörde gem. § 14 bz w. § 15 des Luftverk ehrsgesetz es einz uholen.

30.    Abweichend von § 6 Abs. 8 BremLBO dürfen Garagen, sofern sie 
         z eichnerisch festgesetz t sind, an der Grundstück sgrenz e mit mehr 
         als 9,0 m Gesamtlänge errichtet werden.

25.    Einfriedungen der Baugrundstück e, die an die öffentliche V erk ehrs- 
         fläche grenz en, sind nur als H eck e aus standortgerechten heimi-
         schen Gehölz en in einer H öhe von mind. 1,20 m herz ustellen, 
         dauerhaft z u erhalten und bei Abgang z u ersetz en. Zäune sind nur 
         z ulässig in V erbindung mit H eck en und müssen von diesen z u den  
         öffentlichen Flächen hin verdeck t sein. 
26.    Die nach Ziffer 11 bei Neubauten (H auptgebäude) z u errichtenden 
         P hotovoltaik anlagen sind so anz ubringen, dass sie die Gestaltung 
         des Gesamtgebäudek örpers nicht beeinträchtigen (§ 86 Abs. 1
         Nr. 1 BremLBO); dasselbe gilt für die von der Errichtungspflicht der 
         Ziffer 11 nicht umfassten S olarthermieanlagen. Aufgeständerte 
         S olaranlagen (S olarthermie- und P hotovoltaik anlagen) sind bei 
         Flachdächern nur bis z u einer H öhe von 1,5 m, gemessen von der  
         Oberk ante Dachhaut, z ulässig. Die Anlagen müssen einen Abstand 
         von 1,5 m z ur Gebäudek ante des obersten Geschosses einhalten. 
         Aufgeständerte S olaranlagen sind durch eine Attik a oder durch 
         ähnliche Maßnahmen z u verdeck en. Bei geneigten Dächern sind 
         S olaranlagen nur in der Neigung der Dachfläche aufgelegt oder 
         ebenen gleich z ur Dachfläche z ulässig.

29.    Die Fassaden der Gebäude in den R einen W ohngebieten W R  1 
         und W R  2, deren Grundstück e die direk t an die öffentliche Grün-
         fläche (P ark anlage) grenz en, sind in Ziegeln ausz ubilden. Die 
         Fassaden der Garagen sind im gleichen Material wie die Fassaden 
         der jeweiligen Gebäude auf dem Baugrundstück herz ustellen.

28.    Die Dachflächen der Gebäude in den R einen W ohngebieten W R  1 
         und W R  2, deren Grundstück e direk t an die öffentliche Grünfläche 
         (P ark anlage) grenz en, sind nur als geneigte Dächer mit einer
         Dachneigung z w. 30 und 50 Grad ausz ubilden. Die Dachflächen 
         sind nur in nicht glänz ender Oberfläche und in den Farben rot,
         rotbraun und anthraz it z ulässig.

27.    Abweichend von § 2 Abs. 7 BremLBO brauchen Treppenhäuser, 
         die der Erschließung der obersten Geschosse dienen, nicht von 
         der Außenwand des darunter liegenden Geschosses z urück treten
         ("aufgehende W and") und k önnen bis z ur Dachk ante des obersten 
         Geschosses geführt werden.

24.    Einfriedungen der Baugrundstück e, die an den öffentlichen Grün- 
         z ug grenz en, sind nur als H eck e aus standortgerechten heimischen 
         Gehölz en in einer H öhe von mindestens 1,5 m herz ustellen,  
         dauerhaft z u unterhalten und bei Abgang z u ersetz en. Zäune sind  
         nur z ulässig in V erbindung mit H eck en und müssen von diesen z u  
         den öffentlichen Flächen hin verdeck t sein. 

21.    Innerhalb der in der P lanz eichnung als „U mgrenz ung von Flächen
         für die Erhaltung von Bäumen, S träuchern und sonstigen Bepflan-
         z ungen“ festgesetz ten Flächen sind die bestehenden Bäume z u 
         erhalten und nach Abgang durch großk ronige Laubbäume mit 
         einem S tammumfang von mindestens 18 cm, gemessen in 1 m
         H öhe über dem Erdboden, z u ersetz en. 

19.    S challschutz
         Bei Neubauten und wesentlichen U mbauten im P langebiet ist aus 
         Gründen des S challschutz es z u gewährleisten:
19.1  dass in den z u W ohnz weck en dienenden Aufenthaltsräumen
         tagsüber innen der Mittelungspegel von 35 dB(A) nicht überschritten 
         wird,
19.2  dass bei Außenpegeln > 45 und ≤ 50 dB(A) nachts in Aufent-
         haltsräumen durch geeignete bauliche Maßnahmen wie  
         etwa schallabsorbierende Ausbildung der Fensterlaibung der 
         Innenlärmpegel von maximal 30 dB(A) „am Ohr des S chläfers“ 
         bei freier Belüftung (gek ipptes Fenster) nicht überschritten 
         wird.
19.3  Für jeweils einen hausnahen Freibereich wie etwa Terrassen, 
         Balk one, Loggien, W intergärten pro W ohneinheit ist durch 
         bauliche Ausbildung wie etwa Gebäudestellung, Grundrissge-
         staltung, lärmabsorbierende Materialien oder in ihrer W irk ung 
         vergleichbare Maßnahmen sicherz ustellen, dass ein Lärmwert
         von 55 dB(A) tags eingehalten wird.

19.5  Der Nachweis für die Erfüllung der Anforderungen in den
         Nummern 19.1 bis 19.4 hat im Einz elfall z u erfolgen.  

19.4  Für Neubauten und wesentliche U mbauten für Gebäude, 
         deren Außenfassaden parallel oder senk recht z u der
         R ock wink eler Landstraße oder parallel oder senk recht z u 
         der DB-S treck e ausgerichtet sind, ist aus Gründen des 
         S challschutz es im P langebiet z u gewährleisten, dass bei 
         Außenpegeln > 50 dB(A) und ≤ 60 dB(A) nachts in Aufent-
         haltsräumen durch geeignete bauliche Maßnahmen wie etwa 
         schallgedämmte Lüftungsöffnungen der Innenlärmpegel von 
         maximal 30 dB(A) „am Ohr des S chläfers“ bei geschlos-
         senem Fenster nicht überschritten wird. V on S atz  1 ausge-
         nommen sind W A 7, W R  1, W R  2 und W R  3.

19.6  Bei Außenpegeln > 60 dB(A) an der Fassade nachts ist eine
         Nutz ung der dahinter liegenden R äume z um W ohnen unz u-
         lässig.
20.    Innerhalb der im P langebiet festgesetz ten öffentlichen Grünflächen 
         (P ark anlagen) k önnen Erdsonden mit den dafür erforderlichen 
         Leitungen unter Erdgleiche eingebaut werden.

22.    Ausnahmsweise k ann auf der festgesetz ten Fläche für Garagen 
         (GA) eine Technik z entrale (Energiez entrale für W ärmepumpen) 
         mit einer maximalen H öhe von 3 m errichtet werden.
23.    Abweichend von § 6 Abs. 2 BremLBO k ann z wischen der Lärm-
         schutz wand und den angrenz enden Nebenanlagen/Garagen die 
         erforderliche Tiefe der Abstandsfläche reduz iert werden.
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